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Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung der nordrhein-westfälischen Landesjustizvoll-

zugsgesetze 

 

– Synoptische Übersicht über die Änderungen – 

neue Formulierung 

alte Formulierung  

 

Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 

vom 13. Januar 2015 
Nichtamtliche Änderungsfassung 

§ 1 

Ziel des Vollzuges 

Der Vollzug der Freiheitsstrafe dient dem Ziel, 

Gefangene zu befähigen, künftig in sozialer 

Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu 

führen. 

§ 1 

Ziel und Aufgabe des Vollzuges 

Der Vollzug der Freiheitsstrafe dient dem Ziel, 

Gefangene zu befähigen, künftig in sozialer 

Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu 

führen. Der Vollzug der Freiheitsstrafe hat 

darüber hinaus die Aufgabe, die Allgemein-

heit vor weiteren Straftaten zu schützen. 

§ 6 

Sicherheit 

(1) Der Vollzug der Freiheitsstrafe dient auch 

dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren 

Straftaten.  

(2) Die Sicherheit der Bevölkerung, der Be-

diensteten und der übrigen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter sowie der Gefangenen wird 

erreicht durch  

1. baulich-technische Vorkehrungen, 

2. organisatorische Regelungen und deren 

Umsetzung und 

3. soziale und behandlungsfördernde Struktu-

ren. 

(3) Die Sicherheitsstandards haben sich an den 

jeweiligen Aufgaben der Anstalten und den zu 

bewältigenden Gefahren zu orientieren. Der 

innere Aufbau der Anstalten soll eine Bin-

nendifferenzierung ermöglichen. Bei der Fest-

legung der Sicherheitsstandards sind auch die 

besonderen Belange weiblicher und lebensäl-

terer Gefangener sowie Gefangener mit Be-

hinderungen einzubeziehen.  

(4) Anstalten des offenen Vollzuges sehen 

keine oder nur verminderte Vorkehrungen ge-

gen Entweichungen vor.  

§ 6 

Sicherheit 

(1) Der Vollzug der Freiheitsstrafe dient auch 

dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren 

Straftaten.  

(2) (1) Die Sicherheit der Bevölkerung, der 

Bediensteten und der übrigen Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter sowie der Gefangenen 

wird erreicht durch  

1. baulich-technische Vorkehrungen, 

2. organisatorische Regelungen und deren 

Umsetzung und 

3. soziale und behandlungsfördernde Struktu-

ren. 

(3) (2) Die Sicherheitsstandards haben sich an 

den jeweiligen Aufgaben der Anstalten und 

den zu bewältigenden Gefahren zu orientieren. 

Der innere Aufbau der Anstalten soll eine Bin-

nendifferenzierung ermöglichen. Bei der Fest-

legung der Sicherheitsstandards sind auch die 

besonderen Belange weiblicher und lebensäl-

terer Gefangener sowie Gefangener mit Be-

hinderungen einzubeziehen.  

(4) (3) Anstalten des offenen Vollzuges sehen 

keine oder nur verminderte Vorkehrungen ge-

gen Entweichungen vor.  
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(5) Die Sicherheit in den Anstalten soll ein ge-

waltfreies Klima fördern und die Gefangenen 

vor Übergriffen Mitgefangener schützen. Ihre 

Fähigkeit zu gewaltfreier Konfliktlösung so-

wie zu einvernehmlicher Streitbeilegung ist zu 

entwickeln und zu stärken. 

(5) (4) Die Sicherheit in den Anstalten soll ein 

gewaltfreies Klima fördern und die Gefange-

nen vor Übergriffen Mitgefangener schützen. 

Ihre Fähigkeit zu gewaltfreier Konfliktlösung 

sowie zu einvernehmlicher Streitbeilegung ist 

zu entwickeln und zu stärken. 

§ 8 

Aufnahme 

(1) Mit neu aufgenommenen Gefangenen ist 

möglichst am Tag der Aufnahme ein Zugangs-

gespräch zu führen, in dem sie über ihre 

Rechte und Pflichten unterrichtet werden und 

ihre aktuelle Lebenssituation erörtert wird. So-

weit Maßnahmen keinen Aufschub dulden, 

sind die Gefangenen bei ihrer Erledigung zu 

unterstützen. Ihnen sind die Hausordnung so-

wie ein Exemplar dieses Gesetzes zugänglich 

zu machen. Gefangene werden alsbald ärztlich 

untersucht.  

(2) Bei der Aufnahme, der ärztlichen Untersu-

chung und dem Zugangsgespräch dürfen an-

dere Gefangene nicht zugegen sein. Ausnah-

men bedürfen der Einwilligung der betroffe-

nen Gefangenen.  

§ 8 

Aufnahme 

(1) Mit neu aufgenommenen Gefangenen ist 

möglichst am Tag der Aufnahme ein Zugangs-

gespräch zu führen, in dem sie über ihre 

Rechte und Pflichten unterrichtet werden und 

ihre aktuelle Lebenssituation erörtert wird. So-

weit Maßnahmen keinen Aufschub dulden, 

sind die Gefangenen bei ihrer Erledigung zu 

unterstützen. Ihnen sind die Hausordnung so-

wie ein Exemplar dieses Gesetzes zugänglich 

zu machen. Gefangene werden alsbald ärztlich 

untersucht.  

(2) Bei der Aufnahme, der ärztlichen Untersu-

chung und dem Zugangsgespräch dürfen an-

dere Gefangene nicht zugegen sein. Ausnah-

men bedürfen der Einwilligung der betroffe-

nen Gefangenen. Ausnahmen sind nur zuläs-

sig, wenn die betroffenen Gefangenen einwil-

ligen und die Anwesenheit anderer Gefange-

ner unbedingt erforderlich ist. 

§ 9 

Behandlungsuntersuchung 

(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich 

zur Vorbereitung der Vollzugsplanung die Be-

handlungsuntersuchung an. Die Diagnostik 

dient der Feststellung der Umstände, deren 

Kenntnis für eine planvolle und wirksame Be-

handlung und Förderung der Gefangenen im 

Vollzug und für die Eingliederung nach der 

Entlassung notwendig ist. Die Diagnostik er-

streckt sich insbesondere auf die Persönlich-

keit und die Lebensverhältnisse der Gefange-

nen, die Ursachen und Umstände der zu der In-

haftierung führenden Straftaten, die Lebenssi-

tuation bei der Entlassung und die Eignung für 

die Unterbringung in einer sozialtherapeuti-

schen Einrichtung. Die Fähigkeiten und Inte-

ressen der Gefangenen sowie weitere Um-

stände, deren Stärkung zu einer Lebensfüh-

rung ohne Straftaten beitragen kann, sollen er-

mittelt werden. Erkenntnisse aus dem Vollzug 

§ 9  

Behandlungsuntersuchung 

(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich 

zur Vorbereitung der Vollzugsplanung die Be-

handlungsuntersuchung an. Die Diagnostik 

dient der Feststellung der Umstände, deren 

Kenntnis für eine planvolle und wirksame Be-

handlung und Förderung der Gefangenen im 

Vollzug und für die Eingliederung nach der 

Entlassung notwendig ist. Die Diagnostik er-

streckt sich insbesondere auf die Persönlich-

keit und die Lebensverhältnisse der Gefange-

nen, die Ursachen und Umstände der zu der In-

haftierung führenden Straftaten, die Lebenssi-

tuation bei der Entlassung und die Eignung für 

die Unterbringung in einer sozialtherapeuti-

schen Einrichtung. Die Fähigkeiten und Inte-

ressen der Gefangenen sowie weitere Um-

stände, deren Stärkung zu einer Lebensfüh-

rung ohne Straftaten beitragen kann, sollen er-

mittelt werden. Erkenntnisse aus dem Vollzug 
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vorangegangener Freiheitsentziehungen sowie 

Erkenntnisse des ambulanten Sozialen Diens-

tes der Justiz sind nach Möglichkeit einzube-

ziehen.  

(2) Art und Umfang der Behandlungsuntersu-

chung richten sich nach der voraussichtlichen 

Dauer der Freiheitsentziehung. Bei einer Voll-

zugsdauer von unter einem Jahr kann eine 

Kurzdiagnostik, auch im Wege standardisier-

ter Verfahren, erfolgen. 

 

 

 

 

(3) Der Förderbedarf der Gefangenen soll so-

bald wie möglich nach ihrer Aufnahme festge-

stellt werden. Soweit erforderlich, sind die 

Fachdienste frühzeitig zu beteiligen.  

vorangegangener Freiheitsentziehungen sowie 

Erkenntnisse des ambulanten Sozialen Diens-

tes der Justiz sind nach Möglichkeit einzube-

ziehen.  

(2) Art und Umfang der Behandlungsuntersu-

chung richten sich nach der voraussichtlichen 

Dauer der Freiheitsentziehung. Bei einer Voll-

zugsdauer von unter einem Jahr kann eine 

Kurzdiagnostik, auch im Wege standardisier-

ter Verfahren, erfolgen die Behandlungsunter-

suchung auf die Umstände beschränkt werden, 

deren Kenntnis für angemessene Maßnahmen 

in der verbleibenden Haftzeit und für die Ent-

lassungs- und Eingliederungsphase erforder-

lich sind (Kurzdiagnostik).  

(3) Der Förderbedarf der Gefangenen soll so-

bald wie möglich nach ihrer Aufnahme festge-

stellt werden. Soweit erforderlich, sind die 

Fachdienste frühzeitig zu beteiligen.  

(4) Die Behandlungsuntersuchung erstreckt 

sich auch auf die Umstände, deren Kenntnis 

für die Bewertung notwendig ist, ob die Be-

handlung während des Vollzuges oder die Ein-

gliederung nach der Entlassung durch Ange-

bote, die nur in anderen, auch für den Vollzug 

der Freiheitsstrafe zuständigen Anstalten vor-

gehalten werden, besser gefördert werden 

kann. 

§ 10 

Vollzugsplan 

(1) Auf der Grundlage der in der Behandlungs-

untersuchung gewonnenen Erkenntnisse wird 

unverzüglich ein Vollzugsplan erstellt. Die zur 

Erreichung des Vollzugsziels geeigneten und 

erforderlichen Maßnahmen sind zu benennen 

und Perspektiven für die künftige Entwicklung 

der Gefangenen aufzuzeigen. Die für die Ein-

gliederung und Entlassung zu treffenden Vor-

bereitungen sind frühzeitig in die Planung ein-

zubeziehen. Der Vollzugsplan enthält regel-

mäßig folgende Angaben: 

 

1. festgestellter Förder- und Behandlungsbe-

darf, 

2. Unterbringung im geschlossenen oder offe-

nen Vollzug, 

§ 10 

Vollzugsplan 

(1) Auf der Grundlage der in der Behandlungs-

untersuchung gewonnenen Erkenntnisse wird 

unverzüglich ein Vollzugsplan erstellt. Die zur 

Erreichung des Vollzugsziels geeigneten und 

erforderlichen Maßnahmen sind zu benennen 

und Perspektiven für die künftige Entwicklung 

der Gefangenen aufzuzeigen. Die für die Ein-

gliederung und Entlassung zu treffenden Vor-

bereitungen sind frühzeitig in die Planung ein-

zubeziehen. Der Vollzugsplan enthält regel-

mäßig – je nach Stand des Vollzuges – fol-

gende Angaben:  

1. festgestellter Förder- und Behandlungsbe-

darf, 

2. Unterbringung im geschlossenen oder offe-

nen Vollzug, 
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3. Sicherungshinweise, 

4. Art der Unterbringung im Vollzug, insbe-

sondere in Wohn- oder Behandlungsgruppen 

oder in einer sozialtherapeutischen Einrich-

tung, 

5. Teilnahme an therapeutischen Behand-

lungs- oder anderen Hilfs- oder Fördermaß-

nahmen, 

6. Teilnahme an schulischer oder beruflicher 

Bildung sowie arbeitstherapeutischer Förde-

rung, 

7. Art und Umfang der Zuweisung von Arbeit, 

8. Gestaltung der Freizeit und des Sports, 

9. vollzugsöffnende Maßnahmen, 

10. Maßnahmen zur Pflege der familiären 

Kontakte und zur Gestaltung der Außenkon-

takte, 

11. ehrenamtliche Betreuung, 

12. opferbezogene Behandlungsmaßnahmen 

und Maßnahmen zum Ausgleich von Tatfol-

gen,  

13. Maßnahmen zur Sicherung berechtigter 

Schutzinteressen von Opfern oder gefährdeten 

Dritten,  

14. Schuldnerberatung und Schuldenregulie-

rung, 

15. Maßnahmen zur Haftverkürzung, 

16. Suchtberatung, 

17. voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt, 

18. Maßnahmen zur Vorbereitung der Entlas-

sung, sonstige Maßnahmen der sozialen Ein-

gliederung der Gefangenen nach der Entlas-

sung und der Nachsorge sowie frühzeitige 

Vorlagefristen, 

19. Empfehlungen zur Wahrnehmung von An-

geboten und Leistungen Dritter zur Sicherung 

der Eingliederung nach der Entlassung und 

20. Fristen zur Fortschreibung des Vollzugs-

plans. 

 

3. Sicherungshinweise, 

4. Art der Unterbringung im Vollzug, insbe-

sondere in Wohn- oder Behandlungsgruppen 

oder in einer sozialtherapeutischen Einrich-

tung, 

5. Teilnahme an therapeutischen Behand-

lungs- oder anderen Hilfs- oder Fördermaß-

nahmen, 

6. Teilnahme an schulischer oder beruflicher 

Bildung sowie arbeitstherapeutischer Förde-

rung, 

7. Art und Umfang der Zuweisung von Arbeit, 

8. Gestaltung der Freizeit und des Sports, 

9. Perspektiven für vollzugsöffnende Maßnah-

men, 

10. Maßnahmen zur Pflege der familiären 

Kontakte und zur Gestaltung der Außenkon-

takte, 

11. ehrenamtliche Betreuung, 

12. opferbezogene Behandlungsmaßnahmen 

und Maßnahmen zum Ausgleich von Tatfol-

gen,  

13. Maßnahmen zur Sicherung berechtigter 

Schutzinteressen von Opfern oder gefährdeten 

Dritten,  

14. Schuldnerberatung und Schuldenregulie-

rung, 

15. Maßnahmen zur Haftverkürzung, 

16. Suchtberatung, 

17. voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt, 

18. Maßnahmen zur Vorbereitung der Entlas-

sung, sonstige Maßnahmen der sozialen Ein-

gliederung der Gefangenen nach der Entlas-

sung und der Nachsorge sowie frühzeitige 

Vorlagefristen, 

19. Empfehlungen zur Wahrnehmung von An-

geboten und Leistungen Dritter zur Sicherung 

der Eingliederung nach der Entlassung und 

20. Fristen zur Fortschreibung des Vollzugs-

plans. 
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(2) Der Vollzugsplan und seine Umsetzung 

sind regelmäßig zu überprüfen und der Ent-

wicklung der Gefangenen anzupassen sowie 

mit weiteren für die Behandlung bedeutsamen 

Erkenntnissen in Einklang zu halten. Zur Fort-

schreibung des Vollzugsplans sind angemes-

sene Fristen vorzusehen. Diese dürfen einen 

Zeitraum von zwölf Monaten, bei Unterbrin-

gung in einer sozialtherapeutischen Einrich-

tung einen Zeitraum von in der Regel sechs 

Monaten, nicht überschreiten. Bei einer Voll-

zugsdauer bis zu einem Jahr sind die Fristen 

entsprechend zu verkürzen.  

(3) Zur Vorbereitung der Aufstellung und 

Fortschreibung des Vollzugsplans werden 

Konferenzen mit den an der Vollzugsgestal-

tung maßgeblich Beteiligten durchgeführt. 

Personen und Stellen außerhalb des Vollzu-

ges, die an der Behandlung, der Entlassungs-

vorbereitung sowie der Eingliederung der Ge-

fangenen mitwirken, sollen in die Planung ein-

bezogen werden; mit Einwilligung der Gefan-

genen können sie auch an den Konferenzen 

beteiligt werden.  

(4) Die Vollzugsplanung wird mit den Gefan-

genen erörtert. Deren Anliegen und Vor-

schläge werden angemessen berücksichtigt. 

Betroffenen Gefangenen kann die Teilnahme 

an der Vollzugsplankonferenz ermöglicht 

werden. Eine Ausfertigung des Vollzugsplans 

ist ihnen auszuhändigen.  

Ist eine Kurzdiagnostik erfolgt, beschränkt 

sich auch der Vollzugsplan auf die Umstände, 

deren Kenntnis für angemessene Maßnahmen 

in der verbleibenden Haftzeit und für die Ent-

lassungs- und Eingliederungsphase erforder-

lich sind. 

(2) Der Vollzugsplan und seine Umsetzung 

sind regelmäßig zu überprüfen und der Ent-

wicklung der Gefangenen anzupassen sowie 

mit weiteren für die Behandlung bedeutsamen 

Erkenntnissen in Einklang zu halten. Zur Fort-

schreibung des Vollzugsplans sind angemes-

sene Fristen vorzusehen. Diese dürfen einen 

Zeitraum von zwölf Monaten, bei Unterbrin-

gung in einer sozialtherapeutischen Einrich-

tung einen Zeitraum von in der Regel sechs 

Monaten, nicht überschreiten. Bei einer Voll-

zugsdauer bis zu einem Jahr sind die Fristen 

entsprechend zu verkürzen.  

(3) Zur Vorbereitung der Aufstellung und 

Fortschreibung des Vollzugsplans werden 

Konferenzen mit den an der Vollzugsgestal-

tung maßgeblich Beteiligten durchgeführt. 

Personen und Stellen außerhalb des Vollzu-

ges, die an der Behandlung, der Entlassungs-

vorbereitung sowie der Eingliederung der Ge-

fangenen mitwirken, sollen in die Planung ein-

bezogen werden; mit Einwilligung der Gefan-

genen können sie auch an den Konferenzen 

beteiligt werden.  

(4) Die Vollzugsplanung wird mit den Gefan-

genen erörtert. Deren Anliegen und Vor-

schläge werden angemessen berücksichtigt. 

Betroffenen Gefangenen kann die Teilnahme 

an der Vollzugsplankonferenz ermöglicht 

werden. Eine Ausfertigung des Vollzugsplans 

ist ihnen auszuhändigen. 

§ 12 

Geschlossener und offener Vollzug 

(1) Gefangene werden im geschlossenen oder 

im offenen Vollzug untergebracht. Sie sollen 

mit ihrer Zustimmung in einer Anstalt oder ei-

ner Abteilung des offenen Vollzuges unterge-

bracht werden, wenn dies verantwortet werden 

kann, sie namentlich den besonderen Anforde-

rungen des offenen Vollzuges genügen und 

nicht zu befürchten ist, dass sie sich dem Voll-

§ 12 

Geschlossener und offener Vollzug 

(1) Gefangene werden im geschlossenen oder 

im offenen Vollzug untergebracht. Sie sollen 

mit ihrer Zustimmung in einer Anstalt oder ei-

ner Abteilung des offenen Vollzuges unterge-

bracht werden, wenn dies verantwortet werden 

kann, sie namentlich den besonderen Anforde-

rungen des offenen Vollzuges genügen und 

nicht zu befürchten ist, dass sie sich dem Voll-
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zug der Freiheitsstrafe entziehen oder die be-

sonderen Verhältnisse des offenen Vollzuges 

zur Begehung von Straftaten missbrauchen 

werden.  

(2) Zur Vorbereitung der Entlassung sollen 

Gefangene mit ihrer Zustimmung frühzeitig in 

den offenen Vollzug verlegt werden. Absatz 1 

Satz 2 gilt entsprechend. Die Missbrauchsge-

fahren sind insbesondere bei einer unmittelbar 

bevorstehenden Entlassung mit den Risiken 

einer unerprobten Entlassung abzuwägen.  

(3) Kann eine Unterbringung im offenen Voll-

zug noch nicht verantwortet werden, sind die 

tragenden Gründe zu dokumentieren und den 

Gefangenen die noch zu erfüllenden Voraus-

setzungen in verständlicher Form zu vermit-

teln. Die Bereitschaft der Gefangenen zur Ver-

legung in den offenen Vollzug ist zu wecken 

und fortlaufend zu fördern.  

(4) Im offenen Vollzug untergebrachte Gefan-

gene sollen in den geschlossenen Vollzug ver-

legt werden, wenn dies zu ihrer Behandlung 

notwendig ist. Sie sind zu verlegen, wenn sie 

den Anforderungen nach Absatz 1 Satz 2 nicht 

entsprechen. § 11 Absatz 4 gilt entsprechend.  

(5) Die Gründe für eine Verlegung in den of-

fenen Vollzug oder eine Verlegung vom offe-

nen in den geschlossenen Vollzug sind eben-

falls zu dokumentieren.  

zug der Freiheitsstrafe entziehen oder die be-

sonderen Verhältnisse des offenen Vollzuges 

zur Begehung von Straftaten missbrauchen 

werden. 

(2) Zur Vorbereitung der Entlassung sollen 

Gefangene mit ihrer Zustimmung frühzeitig in 

den offenen Vollzug verlegt werden. Absatz 1 

Satz 2 gilt entsprechend. Die Missbrauchsge-

fahren sind insbesondere bei einer unmittelbar 

bevorstehenden Entlassung mit den Risiken 

einer unerprobten Entlassung abzuwägen.  

(3) Kann eine Unterbringung im offenen Voll-

zug noch nicht verantwortet werden, sind die 

tragenden Gründe zu dokumentieren und den 

Gefangenen die noch zu erfüllenden Voraus-

setzungen in verständlicher Form zu vermit-

teln. Die Bereitschaft der Gefangenen zur Ver-

legung in den offenen Vollzug ist zu wecken 

und fortlaufend zu fördern.  

(4) Im offenen Vollzug untergebrachte Gefan-

gene sollen in den geschlossenen Vollzug ver-

legt werden, wenn dies zu ihrer Behandlung 

notwendig ist. Sie sind zu verlegen, wenn sie 

den Anforderungen nach Absatz 1 Satz 2 nicht 

entsprechen. § 11 Absatz 4 gilt entsprechend.  

(5) Die Gründe für eine Verlegung in den of-

fenen Vollzug oder eine Verlegung vom offe-

nen in den geschlossenen Vollzug sind eben-

falls zu dokumentieren. 

§ 14 

Unterbringung und Aufenthalt 

(1) Gefangene werden während der Ruhezeit 

in ihren Hafträumen allein untergebracht. Eine 

gemeinsame Unterbringung ist zulässig, wenn  

1. eine Gefahr für Leben oder Gesundheit der 

Gefangenen besteht,  

2. Gefangene hilfsbedürftig sind, 

3. dies im Einzelfall aus zwingenden Gründen 

der Anstaltsorganisation vorübergehend erfor-

derlich ist, 

 

 

§ 14 

Unterbringung und Aufenthalt 

(1) Gefangene werden während der Ruhezeit 

in ihren Hafträumen allein untergebracht. Eine 

gemeinsame Unterbringung ist zulässig, wenn  

1. eine Gefahr für Leben oder Gesundheit der 

Gefangenen besteht,  

2. Gefangene hilfsbedürftig sind, 

3. dies im Einzelfall aus zwingenden Gründen 

der Anstaltsorganisation vorübergehend erfor-

derlich ist, wobei der Zeitraum der gemeinsa-

men Unterbringung für die einzelnen Gefan-

genen vier Monate nicht überschreiten soll, 

4. sich die Gefangenen im Justizvollzugskran-

kenhaus oder in Kranken- oder Pflegeabteilun-

gen von Justizvollzugseinrichtungen befinden, 
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4. sich die Gefangenen im Justizvollzugskran-

kenhaus oder in Kranken- oder Pflegeabteilun-

gen von Justizvollzugseinrichtungen befinden, 

5. sie im offenen Vollzug untergebracht sind, 

6. die Gefangenen die gemeinsame Unterbrin-

gung beantragen oder 

7. die gemeinsame Unterbringung geeignet er-

scheint, schädlichen Folgen der Inhaftierung 

entgegenzuwirken, 

und in den Fällen der Nummern 1 bis 6 eine 

schädliche Beeinflussung der Gefangenen 

nicht zu befürchten ist. 

(2) Gefangene dürfen sich während der Ar-

beitszeit und der Freizeit in Gemeinschaft auf-

halten. Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann 

eingeschränkt werden, wenn  

1. ein schädlicher Einfluss auf andere Gefan-

gene zu befürchten ist, 

2. es aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 

der Anstalt erforderlich ist oder  

3. besondere Umstände der Behandlungsun-

tersuchung gemäß § 9 dies vorübergehend er-

fordern, aber nicht länger als zwei Monate.  

(3) Für die Teilnahme an gemeinschaftlichen 

Veranstaltungen kann die Anstalt mit Rück-

sicht auf ihre räumlichen, personellen und or-

ganisatorischen Verhältnisse besondere Rege-

lungen treffen.  

5. sie im offenen Vollzug untergebracht sind, 

6. die Gefangenen die gemeinsame Unterbrin-

gung beantragen oder 

7. die gemeinsame Unterbringung geeignet er-

scheint, schädlichen Folgen der Inhaftierung 

entgegenzuwirken, 

und in den Fällen der Nummern 1 bis 6 eine 

schädliche Beeinflussung der Gefangenen 

nicht zu befürchten ist. 

(2) Gefangene dürfen sich während der Ar-

beitszeit und der Freizeit in Gemeinschaft auf-

halten. Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann 

eingeschränkt werden, wenn  

1. ein schädlicher Einfluss auf andere Gefan-

gene zu befürchten ist, 

2. es aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 

der Anstalt erforderlich ist oder  

3. besondere Umstände der Behandlungsun-

tersuchung gemäß § 9 dies vorübergehend er-

fordern, aber nicht länger als zwei Monate.  

(3) Für die Teilnahme an gemeinschaftlichen 

Veranstaltungen kann die Anstalt mit Rück-

sicht auf ihre räumlichen, personellen und or-

ganisatorischen Verhältnisse besondere Rege-

lungen treffe 

§ 15 

Persönlicher Bereich 

(1) Gefangene tragen Anstaltskleidung. Das 

Tragen eigener Kleidung innerhalb der Anstalt 

kann gestattet werden. Bei Ausführungen und 

Vorführungen ist ihnen zu gestatten, eigene 

Kleidung zu tragen, wenn zu erwarten ist, dass 

sie nicht entweichen.  

 

 

(2) Gefangene dürfen ihren Haftraum in ange-

messenem Umfang mit eigenen Sachen aus-

statten. Sie dürfen nur in Gewahrsam haben, 

was ihnen von der Anstalt oder mit deren Er-

laubnis überlassen worden ist. Gegenstände, 

§ 15 

Persönlicher Bereich 

(1) Gefangene tragen Anstaltskleidung. Das 

Tragen eigener Kleidung innerhalb der Anstalt 

kann gestattet werden., soweit die Gefangenen 

für Reinigung, Instandhaltung und regelmäßi-

gen Wechsel auf eigene Kosten sorgen. Bei 

Ausführungen und Vorführungen ist ihnen zu 

gestatten, eigene Kleidung zu tragen, wenn zu 

erwarten ist, dass sie nicht entweichen.  

(2) Gefangene dürfen ihren Haftraum in ange-

messenem Umfang mit eigenen Sachen aus-

statten. Sie dürfen nur in Gewahrsam haben, 

was ihnen von der jeweiligen Anstalt oder mit 

deren jeweiliger Erlaubnis überlassen worden 

ist. Gegenstände, die die Übersichtlichkeit des 

Haftraums behindern, eine unverhältnismäßig 
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die die Übersichtlichkeit des Haftraums behin-

dern, eine unverhältnismäßig aufwändige 

Überprüfung erfordern, sonst die Sicherheit o-

der Ordnung der Anstalt oder die Erreichung 

des Vollzugsziels gefährden können, dürfen 

sie nicht in Gewahrsam haben.  

(3) Eingebrachte Sachen, die Gefangene nicht 

in Gewahrsam haben dürfen, sind für sie auf-

zubewahren. Lassen die Verhältnisse der An-

stalt eine Aufbewahrung nicht zu und weigern 

sich Gefangene, die Sachen zu versenden, 

werden diese auf Kosten der Gefangenen ver-

nichtet, verwertet oder aus der Anstalt ent-

fernt.  

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, 

die Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen 

einer Anstalt vermitteln, dürfen vernichtet o-

der unbrauchbar gemacht werden.  

aufwändige Überprüfung erfordern, sonst die 

Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder die 

Erreichung des Vollzugsziels gefährden kön-

nen, dürfen sie nicht in Gewahrsam haben.  

(3) Eingebrachte Sachen, die Gefangene nicht 

in Gewahrsam haben dürfen, sind für sie auf-

zubewahren. Lassen die Verhältnisse der An-

stalt eine Aufbewahrung nicht zu und weigern 

sich Gefangene, die Sachen zu versenden, 

werden diese auf Kosten der Gefangenen ver-

nichtet, verwertet oder aus der Anstalt ent-

fernt.  

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, 

die Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen 

einer Anstalt vermitteln, dürfen vernichtet o-

der unbrauchbar gemacht werden. 

§ 19 

Besuche 

(1) Die Gesamtdauer der Besuche beträgt min-

destens zwei Stunden im Monat. Das Nähere 

regelt die Anstalt.  

(2) Zur besonderen Förderung der Besuche 

von minderjährigen Kindern der Gefangenen 

sollen zwei weitere Stunden zugelassen wer-

den. Ein familiengerechter Umgang zum 

Wohl der minderjährigen Kinder ist zu gestat-

ten. Bei der Ausgestaltung der Besuchsmög-

lichkeiten, namentlich der Besuchszeiten und 

der Rahmenbedingungen der Besuche, sind 

die Bedürfnisse der minderjährigen Kinder der 

Gefangenen zu berücksichtigen.  

 

 

(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen 

werden, wenn sie die Behandlung oder die 

Eingliederung der Gefangenen fördern oder 

persönlichen, rechtlichen oder geschäftlichen 

Angelegenheiten dienen, die von den Gefan-

genen nicht schriftlich oder durch Dritte wahr-

genommen oder bis zur Entlassung der Gefan-

genen aufgeschoben werden können.  

§ 19 

Besuche 

(1) Die Gesamtdauer der Besuche beträgt min-

destens zwei Stunden im Monat. Das Nähere 

regelt die Anstalt.  

(2) Zur besonderen Förderung der Besuche 

von minderjährigen Kindern der Gefangenen 

sollen zwei weitere Stunden zugelassen wer-

den. Ein familiengerechter Umgang zum 

Wohl der minderjährigen Kinder ist zu gestat-

ten. Bei der Ausgestaltung der Besuchsmög-

lichkeiten, namentlich der Besuchstage, Be-

suchszeiten, und regelmäßigen Begleitung 

durch den anderen Elternteil oder die andere 

sorgeberechtigte Person sowie der Rahmenbe-

dingungen der Besuche, sind die Bedürfnisse 

der minderjährigen Kinder der Gefangenen zu 

berücksichtigen. 

(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen 

werden, wenn sie die Behandlung oder die 

Eingliederung der Gefangenen fördern oder 

persönlichen, rechtlichen oder geschäftlichen 

Angelegenheiten dienen, die von den Gefan-

genen nicht schriftlich oder durch Dritte wahr-

genommen oder bis zur Entlassung der Gefan-

genen aufgeschoben werden können.  
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(4) Den Gefangenen können zudem mehrstün-

dige, unbeaufsichtigte Besuche (Langzeitbe-

suche) ermöglicht werden, wenn dies zur För-

derung oder zum Erhalt familiärer, partner-

schaftlicher oder anderer gleichwertiger Kon-

takte der Gefangenen geboten erscheint und 

verantwortet werden kann.  

(5) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 

der Anstalt kann die Zulassung einer Person 

zum Besuch von ihrer Durchsuchung oder ei-

ner Sicherheitsanfrage nach § 21 des Justiz-

vollzugsdatenschutzgesetzes Nordrhein-

Westfalen vom 12. Oktober 2018 (GV. NRW. 

S. 555) abhängig gemacht werden.  

(6) Die Anstalt kann die Anzahl der gleichzei-

tig zum Besuch zugelassenen Personen be-

schränken.  

(4) Den Gefangenen können zudem mehrstün-

dige, unbeaufsichtigte Besuche (Langzeitbe-

suche) ermöglicht werden, wenn dies zur För-

derung oder zum Erhalt familiärer, partner-

schaftlicher oder anderer gleichwertiger Kon-

takte der Gefangenen geboten erscheint und 

verantwortet werden kann.  

(5) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 

der Anstalt kann die Zulassung einer Person 

zum Besuch von ihrer Durchsuchung oder ei-

ner Sicherheitsanfrage nach § 21 des Justiz-

vollzugsdatenschutzgesetzes Nordrhein-

Westfalen vom 12. Oktober 2018 (GV. NRW. 

S. 555) abhängig gemacht werden.  

(6) Die Anstalt kann die Anzahl der gleichzei-

tig zum Besuch zugelassenen Personen be-

schränken. 

§ 26 

Kontakt mit bestimmten Personen und In-

stitutionen 

(1) Besuche von Verteidigerinnen und Vertei-

digern sowie von Rechtsanwältinnen, Rechts-

anwälten, Notarinnen und Notaren in Rechts-

sachen der Gefangenen sind zu gestatten. Die 

Zulassung dieser Personen zum Besuch kann 

von ihrer Durchsuchung abhängig gemacht 

werden, wenn dies aus Gründen der Sicherheit 

der Anstalt erforderlich ist. Zur Übergabe von 

Schriftstücken und sonstigen Unterlagen, die 

unmittelbar der Verteidigung dienen, bedürfen 

Verteidigerinnen und Verteidiger keiner Er-

laubnis. Die Übergabe von Schriftstücken o-

der sonstigen Unterlagen durch Rechtsanwäl-

tinnen und Rechtsanwälte sowie Notarinnen 

und Notare kann aus Gründen der Sicherheit 

oder Ordnung der Anstalt von einer Erlaubnis 

abhängig gemacht werden.  

(2) Besuche von Verteidigerinnen und Vertei-

digern werden nicht überwacht. Die Anstalts-

leitung kann die Verwendung von Trennvor-

richtungen anordnen, wenn dies zum Schutz 

von Personen erforderlich ist oder konkrete 

Anhaltspunkte für eine Gefahr der Sicherheit 

der Anstalt vorliegen. Eine Kenntnisnahme 

des gedanklichen Inhalts der von den Vertei-

digerinnen und Verteidigern mitgeführten 

Schriftstücke und sonstigen Unterlagen ist 

§ 26 

Kontakt mit bestimmten Personen und In-

stitutionen 

(1) Besuche von Verteidigerinnen und Vertei-

digern sowie von Rechtsanwältinnen, Rechts-

anwälten, Notarinnen und Notaren in Rechts-

sachen der Gefangenen sind zu gestatten. Die 

Zulassung dieser Personen zum Besuch kann 

von ihrer Durchsuchung abhängig gemacht 

werden, wenn dies aus Gründen der Sicherheit 

der Anstalt erforderlich ist. Zur Übergabe von 

Schriftstücken und sonstigen Unterlagen, die 

unmittelbar der Verteidigung dienen, bedürfen 

Verteidigerinnen und Verteidiger keiner Er-

laubnis. Die Übergabe von Schriftstücken o-

der sonstigen Unterlagen durch Rechtsanwäl-

tinnen und Rechtsanwälte sowie Notarinnen 

und Notare kann aus Gründen der Sicherheit 

oder Ordnung der Anstalt von einer Erlaubnis 

abhängig gemacht werden.  

(2) Besuche von Verteidigerinnen und Vertei-

digern werden nicht überwacht. Die Anstalts-

leitung kann die Verwendung von Trennvor-

richtungen anordnen, wenn dies zum Schutz 

von Personen erforderlich ist oder konkrete 

Anhaltspunkte für eine Gefahr der Sicherheit 

der Anstalt vorliegen. Eine Kenntnisnahme 

des gedanklichen Inhalts der von den Vertei-

digerinnen und Verteidigern mitgeführten 

Schriftstücke und sonstigen Unterlagen ist 
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nicht zulässig. Absatz 3 Satz 3 und 4 bleibt un-

berührt.  

(3) Schriftwechsel der Gefangenen mit ihren 

Verteidigerinnen und Verteidigern wird nicht 

überwacht. Die verschlossenen Schreiben dür-

fen auf verbotene Gegenstände untersucht 

werden. Liegt dem Vollzug der Freiheitsstrafe 

eine Straftat nach § 129a des Strafgesetzbu-

ches, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1 

des Strafgesetzbuches, zugrunde, gelten § 148 

Absatz 2 und § 148a der Strafprozessordnung 

entsprechend; dies gilt nicht, wenn Gefangene 

sich im offenen Vollzug befinden, ihnen über 

die Ausführung (§ 53 Absatz 2 Nummer 1), 

den Begleitausgang (§ 53 Absatz 2 Nummer 

2) oder die Außenbeschäftigung (§ 53 Absatz 

2 Nummer 4) hinaus vollzugsöffnende Maß-

nahmen gewährt worden sind und ein Grund 

zum Widerruf oder zur Rücknahme vollzugs-

öffnender Maßnahmen nicht vorliegt. Satz 3 

gilt auch, wenn gegen Gefangene im An-

schluss an die dem Vollzug der Freiheitsstrafe 

zugrunde liegende Verurteilung eine Frei-

heitsstrafe wegen einer Straftat nach § 129a 

des Strafgesetzbuches, auch in Verbindung 

mit § 129b Absatz 1 des Strafgesetzbuches, zu 

vollstrecken ist. 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für den Schrift-

wechsel der Gefangenen mit  

1. dem ambulanten Sozialen Dienst der Justiz,  

2. den Volksvertretungen des Bundes und der 

Länder sowie ihren Mitgliedern, 

3. dem Bundesverfassungsgericht und dem für 

sie zuständigen Landesverfassungsgericht, 

4. der oder dem für sie zuständigen Bürgerbe-

auftragten eines Landes, 

5. den Datenschutzbeauftragten des Bundes 

und der Länder, 

6. dem Europäischen Parlament sowie seinen 

Mitgliedern, 

7. dem Europäischen Gerichtshof für Men-

schenrechte, 

8. dem Europäischen Gerichtshof,  

nicht zulässig. Absatz 3 Satz 3 und 4 bleibt un-

berührt.  

(3) Schriftwechsel der Gefangenen mit ihren 

Verteidigerinnen und Verteidigern wird nicht 

überwacht. Die verschlossenen Schreiben dür-

fen auf verbotene Gegenstände untersucht 

werden. Liegt dem Vollzug der Freiheitsstrafe 

eine Straftat nach § 129a des Strafgesetzbu-

ches, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1 

des Strafgesetzbuches, zugrunde, gelten § 148 

Absatz 2 und § 148a der Strafprozessordnung 

entsprechend; dies gilt nicht, wenn Gefangene 

sich im offenen Vollzug befinden, ihnen über 

die Ausführung (§ 53 Absatz 2 Nummer 1), 

den Begleitausgang (§ 53 Absatz 2 Nummer 

2) oder die Außenbeschäftigung (§ 53 Absatz 

2 Nummer 4) hinaus vollzugsöffnende Maß-

nahmen gewährt worden sind und ein Grund 

zum Widerruf oder zur Rücknahme vollzugs-

öffnender Maßnahmen nicht vorliegt. Satz 3 

gilt auch, wenn gegen Gefangene im An-

schluss an die dem Vollzug der Freiheitsstrafe 

zugrunde liegende Verurteilung eine Frei-

heitsstrafe wegen einer Straftat nach § 129a 

des Strafgesetzbuches, auch in Verbindung 

mit § 129b Absatz 1 des Strafgesetzbuches, zu 

vollstrecken ist. 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für den Schrift-

wechsel der Gefangenen mit  

1. dem ambulanten Sozialen Dienst der Justiz,  

2. den Volksvertretungen des Bundes und der 

Länder sowie ihren Mitgliedern, 

3. dem Bundesverfassungsgericht und dem für 

sie zuständigen Landesverfassungsgericht, 

4. der oder dem für sie zuständigen Bürgerbe-

auftragten eines Landes, 

5. den Datenschutzbeauftragten des Bundes 

und der Länder, 

6. dem Europäischen Parlament sowie seinen 

Mitgliedern, 

7. dem Europäischen Gerichtshof für Men-

schenrechte, 

8. dem Europäischen Gerichtshof,  
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9. der oder dem Europäischen Datenschutzbe-

auftragen,  

10. der oder dem Europäischen Bürgerbeauf-

tragen,  

11. dem Europäischen Ausschuss zur Verhü-

tung von Folter und unmenschlicher oder er-

niedrigender Behandlung oder Strafe, 

12. der Europäischen Kommission gegen Ras-

sismus und Intoleranz,  

13. dem Menschenrechtsausschuss der Ver-

einten Nationen, 

14. den Ausschüssen der Vereinten Nationen 

für die Beseitigung der Rassendiskriminierung 

und für die Beseitigung der Diskriminierung 

der Frau sowie der Abteilung der Vereinten 

Nationen für die Gleichstellung der Ge-

schlechter und die Stärkung der Frau, 

15. dem Ausschuss der Vereinten Nationen 

gegen Folter, dem dazugehörigen Unteraus-

schuss zur Verhütung von Folter und den ent-

sprechenden Nationalen Präventionsmecha-

nismen und 

16. der oder dem Justizvollzugsbeauftragten 

des Landes Nordrhein-Westfalen, 

 

 

wenn die Schreiben an die Anschriften dieser 

Stellen gerichtet sind und die Absenderin oder 

den Absender zutreffend angeben. Schreiben 

der in Satz 1 genannten Stellen, die an Gefan-

gene gerichtet sind, dürfen nicht überwacht 

werden, wenn die Identität der Absenderin o-

der des Absenders feststeht. Die Sätze 1 und 2 

gelten entsprechend für den Schriftwechsel 

zur Ausübung des Wahlrechts. 

(5) Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 

Satz 3 und 4 sowie Absatz 4 gelten für Tele-

fongespräche entsprechend.  

9. der oder dem Europäischen Datenschutzbe-

auftragen,  

10. der oder dem Europäischen Bürgerbeauf-

tragen,  

11. dem Europäischen Ausschuss zur Verhü-

tung von Folter und unmenschlicher oder er-

niedrigender Behandlung oder Strafe, 

12. der Europäischen Kommission gegen Ras-

sismus und Intoleranz,  

13. dem Menschenrechtsausschuss der Ver-

einten Nationen, 

14. den Ausschüssen der Vereinten Nationen 

für die Beseitigung der Rassendiskriminierung 

und für die Beseitigung der Diskriminierung 

der Frau sowie der Abteilung der Vereinten 

Nationen für die Gleichstellung der Ge-

schlechter und die Stärkung der Frau, 

15. dem Ausschuss der Vereinten Nationen 

gegen Folter, dem dazugehörigen Unteraus-

schuss zur Verhütung von Folter und den ent-

sprechenden Nationalen Präventionsmecha-

nismen und, 

16. der oder dem Justizvollzugsbeauftragten 

des Landes Nordrhein-Westfalen, und 

17. der oder dem Beauftragten für den Opfer-

schutz des Landes Nordrhein-Westfalen, 

wenn die Schreiben an die Anschriften dieser 

Stellen gerichtet sind und die Absenderin oder 

den Absender zutreffend angeben. Schreiben 

der in Satz 1 genannten Stellen, die an Gefan-

gene gerichtet sind, dürfen nicht überwacht 

werden, wenn die Identität der Absenderin o-

der des Absenders feststeht. Die Sätze 1 und 2 

gelten entsprechend für den Schriftwechsel 

zur Ausübung des Wahlrechts. 

(5) Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 

Satz 3 und 4 sowie Absatz 4 gelten für Tele-

fongespräche entsprechend. 

§ 27 

Andere Formen der Telekommunikation 

Den Gefangenen kann gestattet werden, an-

dere von der Aufsichtsbehörde zugelassene 

§ 27 

Andere Formen der Telekommunikation 

Den Gefangenen kann gestattet werden, an-

dere von der Aufsichtsbehörde zugelassene 
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Formen der Telekommunikation durch Ver-

mittlung der Anstalt zu nutzen, wenn hier-

durch die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 

nicht gefährdet wird. Im Übrigen finden in Ab-

hängigkeit von der Art der Telekommunika-

tion die Vorschriften über den Schriftwechsel, 

den Besuch und über Telefongespräche ent-

sprechende Anwendung. 

Formen der Telekommunikation durch Ver-

mittlung der Anstalt zu nutzen, wenn hier-

durch weder die Sicherheit oder noch die Ord-

nung der Anstalt nicht gefährdet wird. Im Üb-

rigen finden in Abhängigkeit von der Art der 

Telekommunikation die Vorschriften über den 

Schriftwechsel, den Besuch und über Telefon-

gespräche entsprechende Anwendung. 

§ 29 

Beschäftigung, Arbeitspflicht 

 

(1) Arbeit, arbeitstherapeutische Maßnahmen 

sowie schulische und berufliche Bildung (Be-

schäftigung) dienen insbesondere dem Ziel, 

Fähigkeiten und Fertigkeiten für eine regelmä-

ßige Erwerbstätigkeit zur Sicherung des Le-

bensunterhaltes nach der Entlassung zu ver-

mitteln, zu fördern und zu erhalten. Gefangene 

sind verpflichtet, eine ihnen zugewiesene Be-

schäftigung auszuüben.  

 

(2) Beschäftigung soll die körperlichen und 

geistigen Fähigkeiten sowie die Interessen der 

Gefangenen berücksichtigen und muss zumut-

bar sein. Gefangenen soll möglichst wirt-

schaftlich ergiebige Arbeit zugewiesen wer-

den. Sind Gefangene zu wirtschaftlich ergiebi-

ger Arbeit nicht fähig, sollen sie arbeitsthera-

peutisch beschäftigt werden.  

 

 

(3) Gefangene können im Vollstreckungsjahr 

bis zu drei Monaten zu Hilfstätigkeiten in der 

Anstalt verpflichtet werden, mit ihrer Zustim-

mung auch darüber hinaus.  

 

(4) Haben Gefangene die Regelaltersgrenze 

der gesetzlichen Rentenversicherung erreicht, 

darf ihnen eine Beschäftigung nur mit ihrer 

Zustimmung zugewiesen werden.  

 

(5) An Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen 

sowie an Samstagen ruht die Arbeit, soweit 

nicht unaufschiebbare Arbeiten ausgeführt 

werden müssen. Dürfen Gefangene auf Grund 

ihres Bekenntnisses an bestimmten Tagen 

§ 29 

Beschäftigung, Arbeitspflicht Pflicht zur 

Ausübung einer zugewiesenen Beschäfti-

gung 

(1) Arbeit, arbeitstherapeutische Maßnahmen, 

sowie schulische und berufliche Bildung so-

wie sonstige Tätigkeiten (Beschäftigung) die-

nen insbesondere dem Ziel, Fähigkeiten und 

Fertigkeiten für eine regelmäßige Erwerbstä-

tigkeit zur Sicherung des Lebensunterhaltes 

nach der Entlassung zu vermitteln, zu fördern 

und zu erhalten. Gefangene sind verpflichtet, 

eine ihnen zugewiesene Beschäftigung auszu-

üben.  

(2) Beschäftigung soll die körperlichen und 

geistigen Fähigkeiten sowie die Interessen der 

Gefangenen berücksichtigen und muss zumut-

bar sein. Gefangenen soll möglichst wirt-

schaftlich ergiebige Arbeit zugewiesen wer-

den. Sind Gefangene zu wirtschaftlich ergiebi-

ger Arbeit nicht fähig, sollen sie arbeitsthera-

peutisch beschäftigt werden. Sind sie auch 

hierzu nicht in der Lage, kann ihnen eine sons-

tige Tätigkeit zugewiesen werden, die ihre Fä-

higkeiten und Entwicklung fördert. 

(3) Gefangene können im Vollstreckungsjahr 

bis zu drei Monaten zu Hilfstätigkeiten in der 

Anstalt verpflichtet werden, mit ihrer Zustim-

mung auch darüber hinaus. Absatz 2 Satz 1 gilt 

entsprechend. 

(4) Haben Gefangene die Regelaltersgrenze 

der gesetzlichen Rentenversicherung erreicht, 

darf ihnen eine Beschäftigung oder Hilfstätig-

keit nur mit ihrer Zustimmung zugewiesen 

werden.  

(5) An Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen 

sowie an Samstagen ruht die Arbeit ruhen Be-

schäftigung und Hilfstätigkeiten, soweit diese 

nicht unaufschiebbare Arbeiten ausgeführt 

werden müssen unaufschiebbar sind. Dürfen 
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nicht arbeiten, können sie auf Wunsch von der 

Arbeit befreit werden.  

Gefangene auf Grund ihres Bekenntnisses an 

bestimmten Tagen nicht arbeiten, können sie 

auf Wunsch von der Arbeit Beschäftigung o-

der von der Hilfstätigkeit befreit werden. Die 

Vorschriften über die Gestaltung des Arbeits-

platzes und über das Bestehen von Beschäfti-

gungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz 

vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228) in der je-

weils geltenden Fassung gelten entsprechend. 

§ 30 

Schulische und berufliche Bildung 

(1) Geeignete Gefangene sollen Gelegenheit 

zur Teilnahme an schulischen und beruflichen 

Orientierungs-, Aus- und Weiterbildungsmaß-

nahmen erhalten. Sie sind in dem Bemühen zu 

unterstützen, einen anerkannten Abschluss o-

der eine anschlussfähige, für den Arbeitsmarkt 

relevante Teilqualifikation zu erlangen.  

(2) Analphabeten sollen das Lesen und Schrei-

ben erlernen können. Gefangenen, die der 

deutschen Sprache nicht ausreichend mächtig 

sind, sollen Deutschkurse angeboten werden.  

(3) Zeugnisse und Nachweise über schulische 

und berufliche Bildung enthalten keine Hin-

weise auf eine Inhaftierung.  

§ 30 

Schulische und berufliche Bildung 

(1) Geeignete Gefangene sollen Gelegenheit 

zur Teilnahme an schulischen und beruflichen 

Orientierungs-, Aus- und Weiterbildungsmaß-

nahmen erhalten. Sie sind in dem Bemühen zu 

unterstützen, einen anerkannten Abschluss o-

der eine anschlussfähige, für den Arbeitsmarkt 

relevante Teilqualifikation zu erlangen.  

(2) Analphabeten sollen das Lesen und Schrei-

ben erlernen können. Gefangenen, die der 

deutschen Sprache nicht ausreichend mächtig 

sind, sollen Deutschkurse angeboten werden.  

(3) Zeugnisse und Nachweise über schulische 

und berufliche Bildung enthalten, soweit mög-

lich, keine Hinweise auf eine Inhaftierung. 

§ 32 

Vergütung 

(1) Gefangene, die eine zugewiesene Arbeit o-

der eine Hilfstätigkeit nach § 29 Absatz 3 aus-

üben, erhalten ein Arbeitsentgelt, welches auf 

Grundlage von neun Prozent der Bezugsgröße 

nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetz-

buch - Gemeinsame Vorschriften für die Sozi-

alversicherung - in der Fassung der Bekannt-

machung vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 

3710, 3973; 2011 I S. 363) in der jeweils gel-

tenden Fassung bemessen wird (Eckvergü-

tung). Ein Tagessatz ist der zweihundertfünf-

zigste Teil der Eckvergütung.  

 

 

(2) Gefangenen, die während der Arbeitszeit 

ganz oder teilweise an einer schulischen oder 

beruflichen Orientierungs-, Aus- und Weiter-

bildungsmaßnahme teilnehmen, wird Ausbil-

dungsbeihilfe gewährt, soweit ihnen keine 

Leistungen zum Lebensunterhalt zustehen, die 

§ 32 

Vergütung 

(1) Gefangene, die eine zugewiesene Arbeit 

Beschäftigung oder eine Hilfstätigkeit nach § 

29 Absatz 3 ausüben, erhalten ein Arbeitsent-

gelt oder Ausbildungsbeihilfe (Vergütung), 

welches welche auf Grundlage von neun Pro-

zent der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten 

Buches Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vor-

schriften für die Sozialversicherung - in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 12. No-

vember 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 I 

S. 363) in der jeweils geltenden Fassung be-

messen wird werden (Eckvergütung). Ein Ta-

gessatz ist der zweihundertfünfzigste Teil der 

Eckvergütung.  

(2) Gefangenen, die während der Arbeitszeit 

ganz oder teilweise an einer schulischen oder 

beruflichen Orientierungs-, Aus- und Weiter-

bildungsmaßnahme teilnehmen, wird Ausbil-

dungsbeihilfe gewährt, soweit ihnen keine 

Leistungen zum Lebensunterhalt zustehen, die 
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nicht inhaftierten Personen aus solchem An-

lass gewährt werden. Für die Bemessung der 

Ausbildungsbeihilfe gilt Absatz 1 entspre-

chend.  

 

 

 

 

(3) Gefangene, die an einer arbeitstherapeuti-

schen Maßnahme teilnehmen, erhalten ein Ar-

beitsentgelt, soweit dies der Art ihrer Tätigkeit 

und ihrer Arbeitsleistung entspricht.  

 

(4) Arbeitsentgelt und Ausbildungsbeihilfe 

können je nach Leistung der Gefangenen und 

der Art der Tätigkeit gestuft werden. 75 Pro-

zent der Eckvergütung dürfen nur unterschrit-

ten werden, wenn die Leistungen Gefangener 

den Mindestanforderungen nicht genügen. 

Das Justizministerium wird ermächtigt, zur 

Umsetzung der Vorschriften über die Vergü-

tung eine Rechtsverordnung über die Bemes-

sung des Arbeitsentgeltes, die Ausbildungs-

beihilfe, die anrechenbaren Arbeitszeiten, die 

Zeiteinheiten in Stunden oder Minuten, die 

Entgeltart als Zeit- oder Leistungsentgelt, die 

Vergütungsstufen und die Gewährung von Zu-

lagen zu erlassen. 

 

(5) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für Ar-

beit zu entrichten sind, soll von der Vergütung 

ein Betrag einbehalten werden, der dem Anteil 

der Gefangenen an dem Beitrag entsprechen 

würde, wenn sie diese Vergütung als Arbeit-

nehmer erhielten. 

 

 

 

 

 

(6) Die Höhe der Vergütung ist den Gefange-

nen schriftlich bekannt zu geben.  

nicht inhaftierten Personen aus solchem An-

lass gewährt werden. Für die Bemessung der 

Ausbildungsbeihilfe gilt Absatz 1 entspre-

chend. Ausbildungsbeihilfe wird nur gewährt, 

soweit den an einer schulischen oder berufli-

chen Orientierungs-, Aus- und Weiterbil-

dungsmaßnahme teilnehmenden Gefangenen 

keine Leistungen zum Lebensunterhalt zu-

stehen, die nicht inhaftierten Personen aus sol-

chem Anlass gewährt werden. 

(3) Gefangene, die an einer arbeitstherapeuti-

schen Maßnahme teilnehmen oder eine sons-

tige Tätigkeit ausüben, erhalten ein Arbeits-

entgelt, soweit dies der Art ihrer Tätigkeit und 

ihrer Arbeitsleistung entspricht.  

(4) Arbeitsentgelt und Ausbildungsbeihilfe 

können Die Vergütung kann je nach Leistung 

der Gefangenen und der Art der Tätigkeit ge-

stuft werden. 75 Prozent der Eckvergütung 

dürfen nur unterschritten werden, wenn die 

Leistungen Gefangener den Mindestanforde-

rungen nicht genügen. Das Justizministerium 

für Justiz zuständige Ministerium wird er-

mächtigt, zur Umsetzung der Vorschriften 

über die Vergütung eine Rechtsverordnung 

über die Bemessung des Arbeitsentgeltes, die 

Ausbildungsbeihilfe, die anrechenbaren Ar-

beitszeiten, die Zeiteinheiten in Stunden oder 

Minuten, die Entgeltart als Zeit- oder Leis-

tungsentgelt, die Vergütungsstufen und die 

Gewährung von Zulagen zu erlassen.  

(5) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für Ar-

beit zu entrichten sind, soll von der Vergütung 

ein Betrag einbehalten werden, der dem Anteil 

der Gefangenen an dem Beitrag entsprechen 

würde, wenn sie diese Vergütung als Arbeit-

nehmer erhielten einer Arbeitnehmerin oder 

eines Arbeitnehmers entspricht. Nehmen Ge-

fangene an arbeitstherapeutischen Maßnah-

men teil, wird der Beitrag von ihnen erst ab 

dem Zeitpunkt des Eintritts in die Werkphase 

einbehalten. Üben sie eine sonstige Tätigkeit 

aus, wird kein Betrag einbehalten. 

(6) Die Höhe der Vergütung ist den Gefange-

nen schriftlich bekannt zu geben. 

§ 33 

Freistellung 

§ 33 

Freistellung 
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(1) Gefangene, die ein Jahr lang eine zugewie-

sene Arbeit oder eine Hilfstätigkeit ausgeübt 

haben, sind innerhalb des darauffolgenden 

Jahres auf Antrag 20 Arbeitstage von der Ar-

beit freizustellen. Bei der Festsetzung des 

Zeitpunktes der Freistellung sind die betriebli-

chen Belange zu berücksichtigen.  

(2) Zeiten, in denen Gefangene infolge Krank-

heit an der Arbeitsleistung gehindert oder nach 

den Absätzen 1 und 3 oder § 34 Absatz 1 von 

der Arbeitspflicht freigestellt waren oder Ver-

letztengeld nach § 47 Absatz 6 des Siebten Bu-

ches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfall-

versicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. 

August 1996, BGBl. I S. 1254) in der jeweils 

geltenden Fassung erhalten haben, werden auf 

das Jahr mit bis zu jeweils 30 Arbeitstagen an-

gerechnet. Sonstiges Fernbleiben kann in an-

gemessenem Umfang auf die Zeit angerechnet 

werden. Erfolgt eine Anrechnung nach den 

Sätzen 1 und 2 nicht, wird die Frist für die 

Dauer der Fehlzeit gehemmt, es sei denn, die 

Fehlzeit steht unter Berücksichtigung des 

Vollzugsziels außer Verhältnis zur bereits er-

brachten Arbeitsleistung. 

 

 

(3) Auf die Zeit der Freistellung wird Lang-

zeitausgang (§ 53 Absatz 2 Nummer 3) ange-

rechnet, soweit er in die Arbeitszeit fällt und 

nicht wegen einer lebensgefährlichen Erkran-

kung oder anlässlich des Todes von nahen An-

gehörigen erteilt worden ist.  

(4) Gefangene erhalten für die Zeit der Frei-

stellung Arbeitsentgelt in Höhe des Durch-

schnitts der in den letzten drei Monaten vor der 

Freistellung gutgeschriebenen Bezüge. 

 

 

(5) Für arbeitstherapeutische Maßnahmen so-

wie Bildungsmaßnahmen nach § 32 Absatz 2 

gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. Bei 

der Festsetzung des Zeitpunktes der Freistel-

lung ist auch der Stand der Bildungsmaßnah-

men zu berücksichtigen.  

(1) Gefangene, die ein Jahr lang eine zugewie-

sene Arbeit oder eine Hilfstätigkeit ausgeübt 

haben, sind innerhalb des darauffolgenden 

Jahres auf Antrag 20 Arbeitstage von der Ar-

beit freizustellen. Bei der Festsetzung des 

Zeitpunktes der Freistellung sind die betriebli-

chen Belange zu berücksichtigen. Der An-

spruch auf Freistellung verfällt, wenn die Frei-

stellung nicht innerhalb eines Jahres nach sei-

ner Entstehung in Anspruch genommen 

wurde. 

(2) Zeiten, in denen Gefangene infolge Krank-

heit an der Arbeitsleistung gehindert oder nach 

den Absätzen 1 und 3 oder § 34 Absatz 1 von 

der Arbeitspflicht freigestellt waren oder Ver-

letztengeld nach § 47 Absatz 6 des Siebten Bu-

ches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfall-

versicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. 

August 1996, BGBl. I S. 1254) in der jeweils 

geltenden Fassung erhalten haben, werden auf 

das Jahr mit bis zu jeweils 30 Arbeitstagen an-

gerechnet. Sonstiges Fernbleiben kann in an-

gemessenem Umfang auf die Zeit angerechnet 

werden. Erfolgt eine Anrechnung nach den 

Sätzen 1 und 2 nicht, wird die Frist für die 

Dauer der Fehlzeit gehemmt, es sei denn, die 

Fehlzeit steht unter Berücksichtigung des 

Vollzugsziels außer Verhältnis zur bereits er-

brachten Arbeitsleistung.  

(3) Auf die Zeit der Freistellung wird Lang-

zeitausgang (§ 53 Absatz 2 Nummer 3) ange-

rechnet, soweit er in die Arbeitszeit fällt und 

nicht wegen einer lebensgefährlichen Erkran-

kung oder anlässlich des Todes von nahen An-

gehörigen erteilt worden ist.  

(4) Gefangene erhalten für die Zeit der Frei-

stellung Arbeitsentgelt in Höhe des Durch-

schnitts der in den letzten drei Monaten vor der 

Freistellung gutgeschriebenen Bezüge. Eine 

Abgeltung nicht verfallener und nicht in An-

spruch genommener Freistellungstage findet 

nicht statt. 

(5) Für arbeitstherapeutische Maßnahmen, 

sonstige Tätigkeiten sowie Bildungsmaßnah-

men nach § 32 Absatz 2 gelten die Absätze 1 

bis 4 entsprechend. Bei der Festsetzung des 

Zeitpunktes der Freistellung ist auch der Stand 

der Bildungsmaßnahmen zu berücksichtigen.  
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(6) Urlaubsregelungen aus Beschäftigungsver-

hältnissen außerhalb der Anstalt bleiben unbe-

rührt.  

(6) Urlaubsregelungen aus Beschäftigungsver-

hältnissen außerhalb der Anstalt bleiben unbe-

rührt. 

§ 34 

Anerkennung von Arbeit und Bildung, 

Ausgleichsentschädigung 

(1) Als zusätzliche Anerkennung neben der 

Vergütung nach § 32 und der Freistellung nach 

§ 33 erhalten Gefangene auf Antrag für drei 

Monate zusammenhängender Ausübung einer 

Arbeit oder einer Hilfstätigkeit unter Fortzah-

lung der Vergütung zwei Tage  

1. Freistellung von der Arbeitspflicht oder 

2. Langzeitausgang, soweit dessen Vorausset-

zungen vorliegen.  

Stellen Gefangene keinen Antrag oder kann 

Langzeitausgang nicht gewährt werden, wird 

der Entlassungszeitpunkt vorverlegt. Dies gilt 

auch, wenn Gefangene die Freistellung nach 

Satz 1 Nummer 1 nicht innerhalb eines Jahres 

nach Vorliegen der Voraussetzungen in An-

spruch nehmen. Durch Zeiten, in denen Ge-

fangene ohne ihr Verschulden an der Erfül-

lung ihrer Arbeitspflicht gehindert sind, wird 

die Frist nach Satz 1 gehemmt. Beschäfti-

gungszeiträume von unter drei Monaten blei-

ben unberücksichtigt. Langzeitausgang nach 

Satz 1 Nummer 2 wird nicht auf die Höchst-

dauer des Langzeitausgangs nach § 54 Absatz 

1 Satz 1 angerechnet. 

(2) Eine Vorverlegung des Entlassungszeit-

punktes ist ausgeschlossen,  

1. soweit ein Entlassungszeitpunkt auf Grund 

der Art der Strafe noch nicht bestimmt ist, 

2. soweit bei einer Aussetzung der Vollstre-

ckung des Restes einer Freiheitsstrafe zur Be-

währung wegen des von der Entscheidung des 

Gerichts bis zur Entlassung verbleibenden 

Zeitraums eine Anrechnung nicht mehr mög-

lich ist, 

3. wenn dies vom Gericht angeordnet wird, 

weil bei einer Aussetzung der Vollstreckung 

des Restes einer Freiheitsstrafe zur Bewäh-

rung die Lebensverhältnisse der Gefangenen 

oder die Wirkungen, die von der Aussetzung 

§ 34 

Anerkennung von Arbeit und Bildung, 

Ausgleichsentschädigung 

(1) Als zusätzliche Anerkennung neben der 

Vergütung nach § 32 und der Freistellung nach 

§ 33 erhalten Gefangene auf Antrag für drei 

Monate zusammenhängender Ausübung einer 

Arbeit oder einer Hilfstätigkeit unter Fortzah-

lung der Vergütung zwei Tage  

1. Freistellung von der Arbeitspflicht oder 

2. Langzeitausgang, soweit dessen Vorausset-

zungen vorliegen.  

Stellen Gefangene keinen Antrag oder kann 

Langzeitausgang nicht gewährt werden, wird 

der Entlassungszeitpunkt vorverlegt. Dies gilt 

auch, wenn Gefangene die Freistellung nach 

Satz 1 Nummer 1 nicht innerhalb eines Jahres 

nach Vorliegen der Voraussetzungen in An-

spruch nehmen. Durch Zeiten, in denen Ge-

fangene ohne ihr Verschulden an der Erfül-

lung ihrer Arbeitspflicht Verpflichtung, eine 

zugewiesene Beschäftigung auszuüben, ge-

hindert sind, wird die Frist nach Satz 1 ge-

hemmt. Beschäftigungszeiträume von unter 

drei Monaten bleiben unberücksichtigt. Lang-

zeitausgang nach Satz 1 Nummer 2 wird nicht 

auf die Höchstdauer des Langzeitausgangs 

nach § 54 Absatz 1 Satz 1 angerechnet.  

(2) Eine Vorverlegung des Entlassungszeit-

punktes ist ausgeschlossen,  

1. soweit ein Entlassungszeitpunkt auf Grund 

der Art der Strafe noch nicht bestimmt ist, 

2. soweit bei einer Aussetzung der Vollstre-

ckung des Restes einer Freiheitsstrafe zur Be-

währung wegen des von der Entscheidung des 

Gerichts bis zur Entlassung verbleibenden 

Zeitraums eine Anrechnung nicht mehr mög-

lich ist, 

3. wenn dies vom Gericht angeordnet wird, 

weil bei einer Aussetzung der Vollstreckung 

des Restes einer Freiheitsstrafe zur Bewäh-

rung die Lebensverhältnisse der Gefangenen 

oder die Wirkungen, die von der Aussetzung 
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für sie zu erwarten sind, die Vollstreckung bis 

zu einem bestimmten Zeitpunkt erfordern, 

4. wenn nach § 456a Absatz 1 der Strafpro-

zessordnung von der Vollstreckung abgesehen 

wird oder  

5. wenn Gefangene im Gnadenwege aus der 

Haft entlassen werden. 

 

 

(3) Soweit eine Vorverlegung des Entlas-

sungszeitpunktes nach Absatz 2 ausgeschlos-

sen ist, erhalten Gefangene bei ihrer Entlas-

sung zusätzlich eine Ausgleichsentschädigung 

in Höhe von 15 Prozent der Bezüge, die sie für 

die geleistete Tätigkeit, die Grundlage für die 

Gewährung der Freistellungstage nach Absatz 

1 gewesen ist, erhalten haben. Der Anspruch 

entsteht erst mit der Entlassung. Vor der Ent-

lassung ist der Anspruch nicht verzinslich. Ge-

fangenen, bei denen eine Vorverlegung nach 

Absatz 2 Nummer 1 ausgeschlossen ist, wird 

die Ausgleichszahlung bereits nach Verbü-

ßung von zehn Jahren zum Eigengeld (§ 38) 

gutgeschrieben, soweit sie nicht vor diesem 

Zeitpunkt entlassen werden. § 57 Absatz 4 des 

Strafgesetzbuches gilt entsprechend. 

 

 

(4) Für Gefangene, die an Bildungsmaßnah-

men nach § 32 Absatz 2 teilnehmen, gelten die 

Absätze 1 bis 3 entsprechend.  

für sie zu erwarten sind, die Vollstreckung bis 

zu einem bestimmten Zeitpunkt erfordern, 

4. wenn nach § 456a Absatz 1 der Strafpro-

zessordnung von der Vollstreckung abgesehen 

wird, oder  

5. wenn Gefangene im Gnadenwege aus der 

Haft entlassen werden. oder 

6. wenn nach Übertragung der Vollstreckung 

der Freiheitsstrafe auf einen anderen Staat die 

Überstellung ins Ausland erfolgt ist. 

(3) Soweit eine Vorverlegung des Entlas-

sungszeitpunktes nach Absatz 2 ausgeschlos-

sen ist, erhalten Gefangene bei ihrer Entlas-

sung zusätzlich eine Ausgleichsentschädigung 

in Höhe von 15 Prozent der Bezüge, die sie für 

die geleistete Tätigkeit, die Grundlage für die 

Gewährung der Freistellungstage nach Absatz 

1 gewesen ist, erhalten haben. Der Anspruch 

entsteht erst mit der Entlassung. Vor der Ent-

lassung ist der Anspruch nicht verzinslich. Ge-

fangenen, bei denen eine Vorverlegung nach 

Absatz 2 Nummer 1 ausgeschlossen ist, wird 

die Ausgleichszahlung bereits nach Verbü-

ßung von zehn Jahren zum Eigengeld (§ 38) 

gutgeschrieben, soweit sie nicht vor diesem 

Zeitpunkt entlassen werden. § 57 Absatz 4 des 

Strafgesetzbuches gilt entsprechend. Im Falle 

des Absatzes 2 Nummer 6 steht die Überstel-

lung der Entlassung gleich. 

(4) Auf Gefangene, die an arbeitstherapeuti-

schen Maßnahmen teilnehmen oder eine sons-

tige Tätigkeit ausüben, sind die Absätze 1 bis 

3 nicht anwendbar. Für Gefangene, die an Bil-

dungsmaßnahmen nach § 32 Absatz 2 teilneh-

men, gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.  

§ 39 

Haftkostenbeitrag 

(1) Als Teil der Kosten der Vollstreckung der 

Rechtsfolgen einer Tat (§ 464a Absatz 1 Satz 

2 der Strafprozessordnung) erhebt die Anstalt 

von Gefangenen einen Haftkostenbeitrag.  

(2) Ein Haftkostenbeitrag wird nicht erhoben, 

wenn Gefangene  

1. Bezüge nach diesem Gesetz erhalten oder 

§ 39 

Haftkostenbeitrag 

(1) Als Teil der Kosten der Vollstreckung der 

Rechtsfolgen einer Tat (§ 464a Absatz 1 Satz 

2 der Strafprozessordnung) erhebt die Anstalt 

von Gefangenen einen Haftkostenbeitrag.  

(2) Ein Haftkostenbeitrag wird nicht erhoben, 

wenn Gefangene  

1. Bezüge nach diesem Gesetz erhalten oder 
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2. ohne Verschulden eine Beschäftigung nicht 

ausüben können oder nicht ausüben, weil sie 

hierzu nicht verpflichtet sind. 

Satz 1 gilt nicht, wenn Gefangene eine Rente 

oder sonstige regelmäßige Einkünfte bezie-

hen. Haben Gefangene, die ohne ihr Verschul-

den während eines zusammenhängenden Zeit-

raumes von mehr als einem Monat nicht arbei-

ten konnten oder nicht gearbeitet haben, weil 

sie nicht zur Arbeit verpflichtet waren, auf 

diese Zeit entfallende Einkünfte, so haben sie 

den Haftkostenbeitrag für diese Zeit bis zur 

Höhe der auf sie entfallenden Einkünfte zu 

entrichten. Ihnen ist arbeitstäglich ein Betrag 

in Höhe eines Tagessatzes der Eckvergütung 

nach § 32 Absatz 1 zu belassen. 

 

(3) Im Übrigen kann von der Erhebung eines 

Haftkostenbeitrags ganz oder teilweise abge-

sehen werden, soweit dies notwendig ist, um 

die Eingliederung der Gefangenen nicht zu ge-

fährden.  

(4) Der Haftkostenbeitrag wird in Höhe des 

Betrages erhoben, der nach § 17 Absatz 1 Satz 

1 Nummer 4 des Vierten Buches Sozialgesetz-

buch durchschnittlich zur Bewertung der 

Sachbezüge festgesetzt ist. Das Justizministe-

rium stellt den Betrag jährlich durch Bekannt-

machung fest. Bei Selbstverpflegung entfallen 

die für die Verpflegung vorgesehenen Be-

träge. Für den Wert der Unterkunft ist die fest-

gesetzte Belegungsfähigkeit maßgebend.  

(5) Die Selbstbeschäftigung (§ 31 Absatz 2) 

kann davon abhängig gemacht werden, dass 

die Gefangenen einen Haftkostenbeitrag bis 

zur Höhe des in Absatz 4 genannten Satzes im 

Voraus entrichten.  

2. ohne Verschulden eine Beschäftigung nicht 

ausüben können oder nicht ausüben, weil sie 

hierzu nicht verpflichtet sind. 

Satz 1 gilt nicht, wenn Gefangene eine Rente 

oder sonstige regelmäßige Einkünfte bezie-

hen. Haben Gefangene, die ohne ihr Verschul-

den während eines zusammenhängenden Zeit-

raumes von mehr als einem Monat nicht arbei-

ten konnten oder nicht gearbeitet haben, weil 

sie nicht zur Arbeit verpflichtet waren, auf 

diese Zeit entfallende Einkünfte, so haben sie 

den Haftkostenbeitrag für diese Zeit bis zur 

Höhe der auf sie entfallenden Einkünfte zu 

entrichten. Ihnen In den Fällen der Sätze 2 und 

3 ist den Gefangenen arbeitstäglich ein Betrag 

in Höhe eines Tagessatzes der Eckvergütung 

nach § 32 Absatz 1 zu belassen.  

(3) Im Übrigen kann von der Erhebung eines 

Haftkostenbeitrags ganz oder teilweise abge-

sehen werden, soweit dies notwendig ist, um 

die Eingliederung der Gefangenen nicht zu ge-

fährden.  

(4) Der Haftkostenbeitrag wird in Höhe des 

Betrages erhoben, der nach § 17 Absatz 1 Satz 

1 Nummer 4 des Vierten Buches Sozialgesetz-

buch durchschnittlich zur Bewertung der 

Sachbezüge festgesetzt ist. Das Justizministe-

rium stellt den Betrag jährlich durch Bekannt-

machung fest. Bei Selbstverpflegung entfallen 

die für die Verpflegung vorgesehenen Be-

träge. Für den Wert der Unterkunft ist die fest-

gesetzte Belegungsfähigkeit maßgebend.  

(5) Die Selbstbeschäftigung (§ 31 Absatz 2) 

kann davon abhängig gemacht werden, dass 

die Gefangenen einen Haftkostenbeitrag bis 

zur Höhe des in Absatz 4 genannten Satzes im 

Voraus entrichten. 

§ 53 

Vollzugsöffnende Maßnahmen 

(1) Mit Zustimmung der Gefangenen können 

vollzugsöffnende Maßnahmen gewährt wer-

den, wenn verantwortet werden kann zu erpro-

ben, dass die Gefangenen sich dem Vollzug 

der Freiheitsstrafe nicht entziehen oder die 

vollzugsöffnenden Maßnahmen nicht zur Be-

gehung von Straftaten missbrauchen werden. 

Bei der Entscheidung über die Gewährung der 

Maßnahmen sind die Belange der Gefangenen 

§ 53 

Vollzugsöffnende Maßnahmen 

(1) Mit Zustimmung der Gefangenen können 

vollzugsöffnende Maßnahmen gewährt wer-

den, wenn verantwortet werden kann zu erpro-

ben, dass weder die Gefangenen sich dem 

Vollzug der Freiheitsstrafe nicht entziehen o-

der noch die vollzugsöffnenden Maßnahmen 

nicht zur Begehung von Straftaten missbrau-

chen werden. Bei der Entscheidung über die 

Gewährung der Maßnahmen sind die Belange 
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mit den Schutzinteressen der Allgemeinheit 

abzuwägen, insbesondere sind die Persönlich-

keit der Gefangenen, ihr Vollzugsverhalten, 

die Vollzugsdauer und die Art der Maßnahme 

zu berücksichtigen. 

(2) Als vollzugsöffnende Maßnahmen zur Er-

reichung des Vollzugsziels kommen nament-

lich in Betracht: 

1. das Verlassen der Anstalt für eine be-

stimmte Tageszeit unter der ständigen und un-

mittelbaren Aufsicht von Bediensteten (Aus-

führung), 

2. das Verlassen der Anstalt für eine be-

stimmte Tageszeit in Begleitung einer von der 

Anstalt zugelassenen Person (Begleitausgang) 

oder ohne Begleitung (Ausgang), 

3. das Verlassen der Anstalt für mehr als einen 

Tag (Langzeitausgang) und 

4. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb 

der Anstalt unter Aufsicht Bediensteter (Au-

ßenbeschäftigung) oder ohne Aufsicht (Frei-

gang). 

(3) Können vollzugsöffnende Maßnahmen 

nach Absatz 2 Nummer 2 bis 4 noch nicht ver-

antwortet werden, sind insbesondere langjäh-

rig im Vollzug befindlichen Gefangenen Aus-

führungen zu gewähren, um schädlichen Aus-

wirkungen des Freiheitsentzuges frühzeitig 

entgegenzuwirken und ihre Lebenstüchtigkeit 

zu erhalten und zu festigen. Die Ausführungen 

unterbleiben, wenn die zur Sicherung erfor-

derlichen Maßnahmen den Zweck der Ausfüh-

rung gefährden. 

(4) Bei Ausführungen zur Erhaltung der Le-

benstüchtigkeit kann den Gefangenen, um 

Entweichungen entgegenzuwirken, nach Maß-

gabe des § 27 des Justizvollzugsdatenschutz-

gesetzes Nordrhein-Westfalen aufgegeben 

werden, die für eine elektronische Überwa-

chung ihres Aufenthaltsortes erforderlichen 

technischen Mittel ständig in betriebsbereitem 

Zustand bei sich zu führen und deren Funkti-

onsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen. 

(5) Kommen vollzugsöffnende Maßnahmen 

nicht in Betracht, sind die tragenden Gründe 

der Gefangenen mit den Schutzinteressen der 

Allgemeinheit abzuwägen, insbesondere sind 

die Persönlichkeit der Gefangenen, ihr Voll-

zugsverhalten, die Vollzugsdauer und die Art 

der Maßnahme zu berücksichtigen. 

(2) Als vollzugsöffnende Maßnahmen zur Er-

reichung des Vollzugsziels kommen nament-

lich in Betracht: 

1. das Verlassen der Anstalt für eine be-

stimmte Tageszeit unter der ständigen und un-

mittelbaren Aufsicht von Bediensteten (Aus-

führung), 

2. das Verlassen der Anstalt für eine be-

stimmte Tageszeit in Begleitung einer von der 

Anstalt zugelassenen Person (Begleitausgang) 

oder ohne Begleitung (Ausgang), 

3. das Verlassen der Anstalt für mehr als einen 

Tag (Langzeitausgang) und 

4. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb 

der Anstalt unter Aufsicht Bediensteter (Au-

ßenbeschäftigung) oder ohne Aufsicht (Frei-

gang). 

(3) Können vollzugsöffnende Maßnahmen 

nach Absatz 2 Nummer 2 bis 4 noch nicht ver-

antwortet werden, sind insbesondere langjäh-

rig im Vollzug befindlichen Gefangenen Aus-

führungen zu gewähren, um schädlichen Aus-

wirkungen des Freiheitsentzuges frühzeitig 

entgegenzuwirken und ihre Lebenstüchtigkeit 

zu erhalten und zu festigen. Die Ausführungen 

unterbleiben, wenn die zur Sicherung erfor-

derlichen Maßnahmen den Zweck der Ausfüh-

rung gefährden. 

(4) Bei Ausführungen zur Erhaltung der Le-

benstüchtigkeit kann den Gefangenen, um 

Entweichungen entgegenzuwirken, nach Maß-

gabe des § 27 des Justizvollzugsdatenschutz-

gesetzes Nordrhein-Westfalen aufgegeben 

werden, die für eine elektronische Überwa-

chung ihres Aufenthaltsortes erforderlichen 

technischen Mittel ständig in betriebsbereitem 

Zustand bei sich zu führen und deren Funkti-

onsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen. 

(5) Kommen vollzugsöffnende Maßnahmen 

nicht in Betracht, sind die tragenden Gründe 
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zu dokumentieren und den Gefangenen die 

noch zu erfüllenden Voraussetzungen in ver-

ständlicher Form zu vermitteln. 

(6) Bei der Ausgestaltung vollzugsöffnender 

Maßnahmen ist den berechtigten Schutzinte-

ressen der Opfer und gefährdeter Dritter Rech-

nung zu tragen. 

(7) Gefangene tragen die Reisekosten, die 

Kosten für ihren Lebensunterhalt und andere 

Aufwendungen während ihres Aufenthalts au-

ßerhalb der Anstalt. Die Kosten von Ausfüh-

rungen können den Gefangenen in angemesse-

nem Umfang auferlegt werden, soweit dies die 

Behandlung oder die Eingliederung nicht be-

hindert. Bedürftigen Gefangenen kann die An-

stalt zu ihren Aufwendungen eine Beihilfe in 

angemessenem Umfang gewähren. 

(8) Vollzugsöffnende Maßnahmen werden nur 

zum Aufenthalt im Inland gewährt. 

zu dokumentieren und den Gefangenen die 

noch zu erfüllenden Voraussetzungen in ver-

ständlicher Form zu vermitteln. 

(6) Bei der Ausgestaltung vollzugsöffnender 

Maßnahmen ist den berechtigten Schutzinte-

ressen der Opfer und gefährdeter Dritter Rech-

nung zu tragen. 

(7) Gefangene tragen die Reisekosten, die 

Kosten für ihren Lebensunterhalt und andere 

Aufwendungen während ihres Aufenthalts au-

ßerhalb der Anstalt. Die Kosten von Ausfüh-

rungen können den Gefangenen in angemesse-

nem Umfang auferlegt werden, soweit dies 

weder die Behandlung oder noch die Einglie-

derung nicht behindert. Bedürftigen Gefange-

nen kann die Anstalt zu ihren Aufwendungen 

eine Beihilfe in angemessenem Umfang ge-

währen. 

(8) Vollzugsöffnende Maßnahmen werden nur 

zum Aufenthalt im Inland gewährt. 

§ 56 

Vorbereitung vollzugsöffnender Maßnah-

men 

(1) Zur Vorbereitung vollzugsöffnender Maß-

nahmen ist die schriftliche Stellungnahme der 

psychologischen oder sozialen Fachdienste 

einzuholen, wenn dies zur Feststellung der 

Voraussetzungen vollzugsöffnender Maßnah-

men erforderlich ist. Der medizinische Dienst 

ist nur zu beteiligen, wenn eine körperliche o-

der sonstige medizinische Untersuchung vor-

zunehmen ist.  

(2) Bei Gefangenen, die zu lebenslanger Frei-

heitsstrafe verurteilt worden sind, und bei Ge-

fangenen mit angeordneter oder vorbehaltener 

Sicherungsverwahrung soll zusätzlich eine 

Begutachtung durch fachlich unabhängige 

Sachverständige außerhalb des Vollzuges er-

folgen. Eine Begutachtung ist in der Regel ent-

behrlich, wenn seit der letzten Begutachtung 

nicht mehr als zwei Jahre verstrichen sind.  

§ 56 

Vorbereitung vollzugsöffnender Maßnah-

men 

(1) Zur Vorbereitung vollzugsöffnender Maß-

nahmen ist die schriftliche Stellungnahme der 

psychologischen oder sozialen Fachdienste 

einzuholen, wenn dies zur Feststellung der 

Voraussetzungen vollzugsöffnender Maßnah-

men erforderlich ist. Der medizinische Dienst 

ist nur zu beteiligen, wenn eine körperliche o-

der sonstige medizinische Untersuchung vor-

zunehmen ist.  

(2) Bei Gefangenen, die zu lebenslanger Frei-

heitsstrafe verurteilt worden sind, und bei Ge-

fangenen mit angeordneter oder vorbehaltener 

Sicherungsverwahrung soll zusätzlich eine 

Begutachtung durch fachlich unabhängige 

Sachverständige außerhalb des Vollzuges er-

folgen, wenn die Anstalt erwägt, vollzugsöff-

nende Maßnahmen nach § 53 Absatz 2 Num-

mer 2 bis 4 zu gewähren. Eine Begutachtung 

ist in der Regel entbehrlich, wenn seit der letz-

ten Begutachtung nicht mehr als zwei Jahre 

verstrichen sind.  

§ 58 

Vorbereitung der Entlassung, soziale Ein-

gliederung 

§ 58 

Vorbereitung der Entlassung, soziale Ein-

gliederung 
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(1) Die Anstalten bereiten gemeinsam mit den 

Gefangenen deren Entlassung vor. Sie unter-

stützen die Gefangenen insbesondere bei der 

Beschaffung von Ausweispapieren und der 

Stellung von Anträgen bei Behörden. Den Ge-

fangenen sollen Kontakte zu außervollzugli-

chen Organisationen und Bildungsstätten so-

wie Stellen und Personen ermöglicht werden, 

die ihnen nach der Entlassung persönliche und 

soziale Hilfestellung leisten können. § 4 Ab-

satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Frühzeitig vor dem voraussichtlichen Ent-

lassungstermin arbeiten die Anstalten mit öf-

fentlichen Stellen, freien Trägern sowie ande-

ren Organisationen und Personen zusammen, 

um insbesondere zu erreichen, dass die Gefan-

genen über eine geeignete Arbeit, eine ange-

messene Unterkunft und ein stabilisierendes 

soziales Umfeld verfügen. Zur Integration in 

den Arbeitsmarkt sollen durch die vollzugs-

übergreifende Zusammenarbeit die Beschäfti-

gungsperspektiven der Gefangenen verbessert 

werden. 

(3) Die für die Vermittlung in Hilfsangebote 

Dritter nach der Entlassung erforderlichen 

Strukturen und Netzwerke sind einzurichten 

und fortzuentwickeln (§ 5 Absatz 3 Satz 2). 

Für die Koordination der Entlassungsplanung 

stehen Ansprechpartnerinnen oder Ansprech-

partner in den Anstalten zur Verfügung. 

(1) Die Anstalten bereiten gemeinsam mit den 

Gefangenen deren Entlassung vor. Sie unter-

stützen die Gefangenen insbesondere bei der 

Beschaffung von Ausweispapieren und der 

Stellung von Anträgen bei Behörden. Den Ge-

fangenen sollen Kontakte zu außervollzugli-

chen Organisationen und Bildungsstätten so-

wie Stellen und Personen ermöglicht werden, 

die ihnen nach der Entlassung persönliche und 

soziale Hilfestellung leisten können. § 4 Ab-

satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Frühzeitig vor dem voraussichtlichen Ent-

lassungstermin arbeiten die Anstalten mit öf-

fentlichen Stellen, freien Trägern sowie ande-

ren Organisationen und Personen zusammen, 

um insbesondere zu erreichen, dass die Gefan-

genen über eine geeignete Arbeit, eine ange-

messene Unterkunft und ein stabilisierendes 

soziales Umfeld verfügen. Zur Integration in 

den Arbeitsmarkt sollen durch die vollzugs-

übergreifende Zusammenarbeit die Beschäfti-

gungsperspektiven der Gefangenen verbessert 

werden. 

(3) Die für die Vermittlung in Hilfsangebote 

Dritter nach der Entlassung erforderlichen 

Strukturen und Netzwerke sind einzurichten 

und fortzuentwickeln (§ 5 Absatz 3 Satz 2). 

Für die Koordination der Entlassungsplanung 

das Übergangsmanagement stehen Ansprech-

partnerinnen oder Ansprechpartner in den An-

stalten zur Verfügung. 

§ 60 

Entlassung, Schlussbericht 

(1) Die Gefangenen sollen am Tag ihrer Ent-

lassung möglichst frühzeitig, jedenfalls noch 

am Vormittag, entlassen werden.  

(2) Fällt das Strafende auf einen Samstag oder 

Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag, den ers-

ten Werktag nach Ostern oder Pfingsten oder 

in die Zeit vom 22. Dezember bis zum 6. Ja-

nuar, können Gefangene an dem diesen Tagen 

oder Zeiträumen vorhergehenden Werktag 

entlassen werden, wenn dies nach der Länge 

der Strafzeit vertretbar ist und fürsorgerische 

Gründe nicht entgegenstehen.  

(3) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu zwei 

Tage vorverlegt werden, wenn dringende 

§ 60 

Entlassung, Schlussbericht 

(1) Die Gefangenen sollen am Tag ihrer Ent-

lassung möglichst frühzeitig, jedenfalls noch 

am Vormittag, entlassen werden.  

(2) Fällt das Strafende auf einen Samstag oder 

Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag, den ers-

ten Werktag nach Ostern oder Pfingsten oder 

in die Zeit vom 22. Dezember bis zum 6. Ja-

nuar, können Gefangene an dem diesen Tagen 

oder Zeiträumen vorhergehenden Werktag 

entlassen werden, wenn dies nach der Länge 

der Strafzeit vertretbar ist und fürsorgerische 

Gründe nicht entgegenstehen.  

(3) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu zwei 

Tage vorverlegt werden, wenn dringende 
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Gründe dafür vorliegen, dass Gefangene zu ih-

rer Eingliederung hierauf angewiesen sind.  

(4) Die Anstalt erstellt zum Ende des Vollzu-

ges einen an den Fähigkeiten und Entwick-

lungsmöglichkeiten der Gefangenen ausge-

richteten Schlussbericht. Dieser enthält in 

standardisierter Form Angaben über den fort-

bestehenden Förderbedarf, namentlich eine 

Darstellung der Art und der Ergebnisse der an-

gebotenen und durchgeführten Maßnahmen 

sowie der Angebote und Leistungen Dritter (§ 

10 Absatz 1 Satz 4 Nummer 19), soweit sie für 

die Eingliederung der Gefangenen von Bedeu-

tung sind. 

 

(5) Eine Ausfertigung des Berichts ist den Ge-

fangenen auszuhändigen. Bei angeordneter 

Bewährungs- oder Führungsaufsicht ist eine 

Ausfertigung der zuständigen Leiterin oder 

dem zuständigen Leiter des ambulanten Sozi-

alen Dienstes der Justiz zuzuleiten. Mit Ein-

willigung der Gefangenen soll eine Ausferti-

gung des Berichts auch anderen Beteiligten 

zugeleitet werden, die an der Eingliederung 

der Gefangenen mitwirken.  

(6) Bedürftige Gefangene erhalten bei ihrer 

Entlassung einen Reisekostenzuschuss sowie 

eine Überbrückungsbeihilfe und bei Bedarf für 

die Entlassung ausreichende Kleidung. Bei der 

Bemessung der Überbrückungsbeihilfe ist der 

Zeitraum zu berücksichtigen, den Gefangene 

benötigen, um vorrangige Hilfe in Anspruch 

zu nehmen.  

Gründe dafür vorliegen, dass Gefangene zu ih-

rer Eingliederung hierauf angewiesen sind.  

(4) Die Anstalt erstellt zum Ende des Vollzu-

ges einen an den Fähigkeiten und Entwick-

lungsmöglichkeiten der Gefangenen ausge-

richteten Schlussbericht. Dieser enthält in 

standardisierter Form Angaben über den fort-

bestehenden Förderbedarf, namentlich eine 

Darstellung der Art und der Ergebnisse der an-

gebotenen und durchgeführten Maßnahmen 

sowie der Angebote und Leistungen Dritter (§ 

10 Absatz 1 Satz 4 Nummer 19), soweit sie für 

die Eingliederung der Gefangenen von Bedeu-

tung sind. § 10 Absatz 1 Satz 5 gilt entspre-

chend. 

(5) Eine Ausfertigung des Berichts ist den Ge-

fangenen auszuhändigen. Bei angeordneter 

Bewährungs- oder Führungsaufsicht ist eine 

Ausfertigung der zuständigen Leiterin oder 

dem zuständigen Leiter des ambulanten Sozi-

alen Dienstes der Justiz zuzuleiten. Mit Ein-

willigung der Gefangenen soll eine Ausferti-

gung des Berichts auch anderen Beteiligten 

zugeleitet werden, die an der Eingliederung 

der Gefangenen mitwirken.  

(6) Bedürftige Gefangene erhalten bei ihrer 

Entlassung einen Reisekostenzuschuss sowie 

eine Überbrückungsbeihilfe und bei Bedarf für 

die Entlassung ausreichende Kleidung. Bei der 

Bemessung der Überbrückungsbeihilfe ist der 

Zeitraum zu berücksichtigen, den Gefangene 

benötigen, um vorrangige Hilfe in Anspruch 

zu nehmen.  

§ 63 

Grundsatz, Verhaltensvorschriften 

(1) Sicherheit und Ordnung bilden die Grund-

lage eines gewalt- und konfliktfreien Zusam-

menlebens in der Anstalt. Die Anstalt trifft die 

erforderlichen Maßnahmen, um ein Entwei-

chen der Gefangenen zu verhindern und die 

Sicherheit (§ 6) zu gewährleisten. Die Anstalt 

ist befugt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben die 

Identität aller Personen, die Zugang begehren, 

festzustellen. 

 

 

§ 63 

Grundsatz, Verhaltensvorschriften 

(1) Sicherheit und Ordnung bilden die Grund-

lage eines gewalt- und konfliktfreien Zusam-

menlebens in der Anstalt. Die Anstalt trifft die 

erforderlichen Maßnahmen, um ein Entwei-

chen der Gefangenen zu verhindern und die 

Sicherheit (§ 6) zu gewährleisten. Der Zugang 

einer Person zu einer Anstalt kann aus Grün-

den der Sicherheit oder Ordnung von ihrer 

Durchsuchung abhängig gemacht werden. Die 

Anstalt ist zudem befugt, zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben die Identität aller Personen, die Zu-

gang begehren, festzustellen. 
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(2) Die Gefangenen haben sich nach der Ta-

geseinteilung der Anstalt zu richten. Sie sollen 

durch die Tageseinteilung auch an eine eigen-

verantwortliche Lebensgestaltung herange-

führt werden. Sie dürfen durch ihr Verhalten 

gegenüber Bediensteten, anderen Gefangenen 

und Dritten das geordnete Miteinander in der 

Anstalt nicht stören. 

(3) Die Gefangenen haben die Anordnungen 

der Bediensteten zu befolgen, auch wenn sie 

sich beschwert fühlen. Einen ihnen zugewie-

senen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaubnis 

verlassen. 

(4) Gefangene sind verpflichtet, ihren Haft-

raum und die ihnen von der Anstalt überlasse-

nen Gegenstände in Ordnung zu halten und 

schonend zu behandeln.  

(5) Die Gefangenen haben Umstände, die eine 

Gefahr für das Leben oder eine erhebliche Ge-

fahr für die Gesundheit einer Person bedeuten, 

unverzüglich zu melden. 

(2) Die Gefangenen haben sich nach der Ta-

geseinteilung der Anstalt zu richten. Sie sollen 

durch die Tageseinteilung auch an eine eigen-

verantwortliche Lebensgestaltung herange-

führt werden. Sie dürfen durch ihr Verhalten 

gegenüber Bediensteten, anderen Gefangenen 

und Dritten das geordnete Miteinander in der 

Anstalt nicht stören. 

(3) Die Gefangenen haben die Anordnungen 

der Bediensteten zu befolgen, auch wenn sie 

sich beschwert fühlen. Einen ihnen zugewie-

senen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaubnis 

verlassen. 

(4) Gefangene sind verpflichtet, ihren Haft-

raum und die ihnen von der Anstalt überlasse-

nen Gegenstände in Ordnung zu halten und 

schonend zu behandeln.  

(5) Die Gefangenen haben Umstände, die eine 

Gefahr für das Leben oder eine erhebliche Ge-

fahr für die Gesundheit einer Person bedeuten, 

unverzüglich zu melden. 

§ 64 

Durchsuchung 

(1) Gefangene, ihre Sachen und die Hafträume 

dürfen durchsucht werden.  

(2) Die Anstaltsleitung kann allgemein anord-

nen, dass bei der Aufnahme, vor und nach 

Kontakten mit Besucherinnen oder Besuchern 

sowie vor und nach jeder Abwesenheit von der 

Anstalt eine mit einer Entkleidung verbundene 

körperliche Durchsuchung Gefangener durch-

zuführen ist, die Entkleidung im Einzelfall je-

doch unterbleibt, wenn hierdurch die Sicher-

heit oder Ordnung der Anstalt nicht gefährdet 

wird. Ansonsten ist eine solche Durchsuchung 

nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung 

der Anstaltsleitung im Einzelfall zulässig. 

(3) Die Durchsuchung von männlichen Gefan-

genen darf nur von Männern, von weiblichen 

Gefangenen nur von Frauen durchgeführt wer-

den. Entkleidungen erfolgen einzeln in einem 

geschlossenen Raum. Bei männlichen Gefan-

genen dürfen nur männliche Bedienstete und 

bei weiblichen Gefangenen nur weibliche Be-

dienstete zugegen sein. Die Untersuchung von 

Körperöffnungen darf nur durch den ärztli-

chen Dienst vorgenommen werden. Das 

Schamgefühl ist zu schonen.  

§ 64 

Durchsuchung 

(1) Gefangene, ihre Sachen und die Hafträume 

dürfen durchsucht werden.  

(2) Die Anstaltsleitung kann allgemein anord-

nen, dass bei der Aufnahme, vor und nach 

Kontakten mit Besucherinnen oder Besuchern 

sowie vor und nach jeder Abwesenheit von der 

Anstalt eine mit einer Entkleidung verbundene 

körperliche Durchsuchung Gefangener durch-

zuführen ist, die Entkleidung im Einzelfall je-

doch unterbleibt, wenn hierdurch weder die 

Sicherheit oder noch die Ordnung der Anstalt 

nicht gefährdet wird. Ansonsten ist eine solche 

Durchsuchung nur bei Gefahr im Verzug oder 

auf Anordnung der Anstaltsleitung im Einzel-

fall zulässig. 

(3) Die Durchsuchung von männlichen Gefan-

genen darf nur von Männern, von weiblichen 

Gefangenen nur von Frauen durchgeführt wer-

den. Entkleidungen erfolgen einzeln in einem 

geschlossenen Raum. Bei männlichen Gefan-

genen dürfen nur männliche Bedienstete und 

bei weiblichen Gefangenen nur weibliche Be-

dienstete zugegen sein. Die Untersuchung von 
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Körperöffnungen darf nur durch den ärztli-

chen Dienst vorgenommen werden. Das 

Schamgefühl ist zu schonen. 

§ 65 

Maßnahmen zur Feststellung von Sucht-

mittelkonsum 

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 

Ordnung der Anstalt können allgemein oder 

im Einzelfall Maßnahmen angeordnet werden, 

die geeignet sind, den Missbrauch von Sucht-

mitteln festzustellen. Diese Maßnahmen dür-

fen mit einem geringfügigen körperlichen Ein-

griff, namentlich einer Punktion der Finger-

beere zur Abnahme einer geringen Menge von 

Kapillarblut, verbunden sein, wenn die Gefan-

genen einwilligen. 

 

 

 

(2) Wird Suchtmittelmissbrauch festgestellt, 

können die Kosten der Maßnahmen den be-

troffenen Gefangenen auferlegt werden.  

§ 65 

Maßnahmen zur Feststellung von Sucht-

mittelkonsum 

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 

Ordnung der Anstalt können allgemein oder 

im Einzelfall Maßnahmen angeordnet werden, 

die geeignet sind, den Missbrauch von Sucht-

mitteln festzustellen. Diese Maßnahmen dür-

fen mit einem geringfügigen körperlichen Ein-

griff, namentlich einer Punktion der Finger-

beere zur Abnahme einer geringen Menge von 

Kapillarblut, verbunden sein, wenn die Gefan-

genen einwilligen.  

(2) Bei Gefangenen, die die Mitwirkung an der 

Durchführung einer nach Absatz 1 Satz 1 an-

geordneten Kontrolle verweigern, ist in der 

Regel davon auszugehen, dass Suchtmittel-

freiheit nicht gegeben ist. 

(2) (3) Wird Suchtmittelmissbrauch festge-

stellt, können die Kosten der Maßnahmen den 

betroffenen Gefangenen auferlegt werden.  

§ 70 

Anordnung besonderer Sicherungsmaß-

nahmen, Verfahren 

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet 

die Anstaltsleitung an. Bei Gefahr im Verzug 

können auch andere Bedienstete diese Maß-

nahmen vorläufig anordnen; die Entscheidung 

der Anstaltsleitung ist unverzüglich nachzuho-

len.  

(2) Die an der Behandlung maßgeblich betei-

ligten Personen sind alsbald über die Anord-

nung zu unterrichten.  

(3) Besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen 

nur soweit aufrechterhalten werden, als es ihr 

Zweck erfordert.  

(4) Den Gefangenen sollen besondere Siche-

rungsmaßnahmen zusammen mit der Anord-

nung erläutert werden. Bei einer Gefährdung 

der Sicherheit kann dies auch nachgeholt wer-

den. Nach der Beendigung einer Fixierung, die 

nicht richterlich angeordnet worden ist, sind 

§ 70 

Anordnung besonderer Sicherungsmaß-

nahmen, Verfahren 

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet 

die Anstaltsleitung an. Bei Gefahr im Verzug 

können auch andere Bedienstete diese Maß-

nahmen vorläufig anordnen; die Entscheidung 

der Anstaltsleitung ist unverzüglich nachzuho-

len.  

(2) Die an der Behandlung maßgeblich betei-

ligten Personen sind alsbald über die Anord-

nung zu unterrichten.  

(3) Besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen 

nur soweit aufrechterhalten werden, als es ihr 

Zweck erfordert.  

(4) Den Gefangenen sollen besondere Siche-

rungsmaßnahmen zusammen mit der Anord-

nung erläutert werden. Bei einer Gefährdung 

der Sicherheit kann dies auch nachgeholt wer-

den. Nach der Beendigung einer Fixierung, die 

nicht richterlich angeordnet worden ist, sind 
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die Gefangenen über die Möglichkeit zu be-

lehren, die Rechtmäßigkeit der durchgeführten 

Maßnahme gerichtlich überprüfen zu lassen. 

Die Anordnung, die hierfür maßgeblichen 

Gründe, Entscheidungen zur Fortdauer und 

die Durchführung der Maßnahmen einschließ-

lich der Beteiligung des ärztlichen Dienstes 

sind zu dokumentieren. Die Dokumentations-

pflicht erstreckt sich bei Fixierungen auch auf 

die Dauer der Maßnahme, die Art der Überwa-

chung und die Erteilung einer Belehrung nach 

Satz 3.  

(5) Fixierungen nach § 69 Absatz 2 Nummer 

6, durch die die Bewegungsfreiheit der Gefan-

genen absehbar nicht nur kurzfristig aufgeho-

ben wird, bedürfen der vorherigen ärztlichen 

Stellungnahme und richterlichen Anordnung. 

Bei Gefahr im Verzug darf die Anstaltsleitung 

die Anordnung vorläufig treffen. Die richterli-

che Entscheidung und ärztliche Stellung-

nahme sind unverzüglich nachzuholen. Einer 

Antragstellung bei Gericht bedarf es nur dann 

nicht, wenn bereits zu Beginn der Maßnahme 

absehbar ist, dass die Entscheidung erst nach 

Wegfall des Grundes der Maßnahme ergehen 

wird oder die Maßnahme vor Herbeiführung 

der Entscheidung tatsächlich beendet und auch 

keine Wiederholung zu erwarten ist. Das Ge-

richt ist unverzüglich zu unterrichten, wenn 

die Fixierung nach Antragstellung bei Gericht, 

aber vor einer gerichtlichen Entscheidung, 

nicht mehr erforderlich ist.  

(6) Eine ununterbrochene Beobachtung von 

Gefangenen mit technischen Hilfsmitteln in 

Hafträumen, die dem Aufenthalt bei Tag und 

bei Nacht dienen, nach § 69 Absatz 2 Nummer 

4 sowie besondere Sicherungsmaßnahmen 

nach § 69 Absatz 2 Nummer 5 und 6 sind der 

Aufsichtsbehörde unverzüglich mitzuteilen, 

wenn sie länger als drei Tage aufrechterhalten 

werden. Eine Absonderung von mehr als 30 

Tagen Gesamtdauer in einem Jahr bedarf der 

Zustimmung der Aufsichtsbehörde. Auf An-

trag der Gefangenen ist unverzüglich deren 

Verteidigerin oder deren Verteidiger zu be-

nachrichtigen.  

(7) Während der Absonderung, der Unterbrin-

gung in einem besonders gesicherten Haft-

raum ohne gefährdende Gegenstände oder der 

Fixierung sind die Gefangenen in besonderem 

die Gefangenen über die Möglichkeit zu be-

lehren, die Rechtmäßigkeit der durchgeführten 

Maßnahme gerichtlich überprüfen zu lassen. 

Die Anordnung, die hierfür maßgeblichen 

Gründe, Entscheidungen zur Fortdauer und 

die Durchführung der Maßnahmen einschließ-

lich der Beteiligung des ärztlichen Dienstes 

sind zu dokumentieren. Die Dokumentations-

pflicht erstreckt sich bei Fixierungen auch auf 

die Dauer der Maßnahme, die Art der Überwa-

chung und die Erteilung einer Belehrung nach 

Satz 3.  

(5) Fixierungen nach § 69 Absatz 2 Nummer 

6, durch die die Bewegungsfreiheit der Gefan-

genen absehbar nicht nur kurzfristig aufgeho-

ben wird, bedürfen der vorherigen ärztlichen 

Stellungnahme und richterlichen Anordnung. 

Bei Gefahr im Verzug darf die Anstaltsleitung 

die Anordnung vorläufig treffen. Die richterli-

che Entscheidung und ärztliche Stellung-

nahme sind unverzüglich nachzuholen. Einer 

Antragstellung bei Gericht bedarf es nur dann 

nicht, wenn bereits zu Beginn der Maßnahme 

absehbar ist, dass die Entscheidung erst nach 

Wegfall des Grundes der Maßnahme ergehen 

wird oder die Maßnahme vor Herbeiführung 

der Entscheidung tatsächlich beendet und auch 

keine Wiederholung zu erwarten ist. Das Ge-

richt ist unverzüglich zu unterrichten, wenn 

die Fixierung nach Antragstellung bei Gericht, 

aber vor einer gerichtlichen Entscheidung, 

nicht mehr erforderlich ist.  

(6) Eine ununterbrochene Beobachtung von 

Gefangenen mit technischen Hilfsmitteln in 

Hafträumen, die dem Aufenthalt bei Tag und 

bei Nacht dienen, nach § 69 Absatz 2 Nummer 

4 sowie besondere Besondere Sicherungsmaß-

nahmen nach § 69 Absatz 2 Nummer 5 und 6 

sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich mit-

zuteilen, wenn sie länger als drei Tage auf-

rechterhalten werden. Eine Absonderung von 

mehr als 30 Tagen Gesamtdauer in einem Jahr 

bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. 

Auf Antrag der Gefangenen ist unverzüglich 

deren Verteidigerin oder deren Verteidiger zu 

benachrichtigen.  

(7) Während der Absonderung, der Unterbrin-

gung in einem besonders gesicherten Haft-

raum ohne gefährdende Gegenstände oder der 

Fixierung sind die Gefangenen in besonderem 
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Maße zu betreuen. Sind die Gefangenen fi-

xiert, sind sie ständig und in unmittelbarem 

Sichtkontakt zu beobachten. 

 

 

 

 

(8) Gerichtliche Zuständigkeit und gerichtli-

ches Verfahren bei Fixierungen nach Absatz 5 

richten sich nach den §§ 121a und 121b des 

Strafvollzugsgesetzes vom 16. März 1976 

(BGBl. I S. 581, 2088; 1977 I S. 436) in der 

jeweils geltenden Fassung.  

Maße zu betreuen. Sind die Gefangenen fi-

xiert, sind sie ständig und in unmittelbarem 

Sichtkontakt zu beobachten.; bei einer inten-

sivmedizinischen Behandlung genügt die stän-

dige Überwachung der Gefangenen mittels 

technischer Geräte, wenn zur Abwendung der 

mit der Fixierung verbundenen Gesundheits-

gefahren eine Sitzwache nicht erforderlich ist.  

(8) Gerichtliche Zuständigkeit und gerichtli-

ches Verfahren bei Fixierungen nach Absatz 5 

richten sich nach den §§ 121a und 121b des 

Strafvollzugsgesetzes vom 16. März 1976 

(BGBl. I S. 581, 2088; 1977 I S. 436) in der 

jeweils geltenden Fassung.  

§ 81 

Verfahren 

(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind 

sowohl belastende als auch entlastende Um-

stände zu ermitteln. Die Gefangenen werden 

gehört. Sie werden darüber unterrichtet, wel-

che Verfehlungen ihnen zur Last gelegt wer-

den. Sie sind darauf hinzuweisen, dass es 

ihnen freisteht sich zu äußern oder nicht zur 

Sache auszusagen. Die Äußerungen der Ge-

fangenen und die Ergebnisse der Ermittlungen 

sind zu dokumentieren.  

(2) Disziplinarmaßnahmen ordnet die An-

staltsleitung an. Die Aufsichtsbehörde ent-

scheidet, wenn sich die Verfehlung Gefange-

ner gegen die Anstaltsleiterin oder den An-

staltsleiter richtet. Bei einer Verfehlung der 

Gefangenen auf dem Weg in eine andere An-

stalt ist die Anstaltsleitung der Bestimmungs-

anstalt zuständig. 

 

 

(3) Die Anstaltsleitung soll sich bei schweren 

Verstößen vor der Entscheidung in einer Kon-

ferenz mit Personen besprechen, die maßgeb-

lich an der Behandlung der Gefangenen mit-

wirken.  

(4) Vor der Anordnung einer Disziplinarmaß-

nahme gegen Gefangene, die sich in medizini-

scher Behandlung befinden, oder gegen eine 

§ 81 

Verfahren 

(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind 

sowohl belastende als auch entlastende Um-

stände zu ermitteln. Die Gefangenen werden 

gehört. Sie werden darüber unterrichtet, wel-

che Verfehlungen ihnen zur Last gelegt wer-

den. Sie sind darauf hinzuweisen, dass es 

ihnen freisteht sich zu äußern oder nicht zur 

Sache auszusagen. Die Äußerungen der Ge-

fangenen und die Ergebnisse der Ermittlungen 

sind zu dokumentieren.  

(2) Disziplinarmaßnahmen ordnet die An-

staltsleitung an. Die Aufsichtsbehörde ent-

scheidet, wenn sich die Verfehlung Gefange-

ner gegen die Anstaltsleiterin oder den An-

staltsleiter richtet. Bei einer Verfehlung der 

Gefangenen auf dem Weg in eine andere An-

stalt, die während der Verlegung in eine an-

dere Vollzugsanstalt begangen wird, ist die 

Anstaltsleitung der Bestimmungsanstalt zu-

ständig.  

(3) Die Anstaltsleitung soll sich bei schweren 

Verstößen vor der Entscheidung in einer Kon-

ferenz mit Personen besprechen, die maßgeb-

lich an der Behandlung der Gefangenen mit-

wirken.  

(4) Vor der Anordnung einer Disziplinarmaß-

nahme gegen Gefangene, die sich in medizini-

scher Behandlung befinden, oder gegen eine 
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Schwangere oder eine Gefangene, die un-

längst entbunden hat, ist der ärztliche Dienst 

zu hören.  

(5) Disziplinarmaßnahmen sollen in einem en-

gen zeitlichen Zusammenhang mit der Pflicht-

verletzung angeordnet werden. Mehrere Ver-

fehlungen, die gleichzeitig zu beurteilen sind, 

werden durch eine Entscheidung geahndet.  

(6) Die tragenden Gründe der Entscheidung 

werden schriftlich abgefasst und den Gefange-

nen mündlich eröffnet. Auf Verlangen ist den 

Gefangenen die schriftliche Begründung aus-

zuhändigen.  

Schwangere oder eine Gefangene, die un-

längst entbunden hat, ist der ärztliche Dienst 

zu hören.  

(5) Disziplinarmaßnahmen sollen in einem en-

gen zeitlichen Zusammenhang mit der Pflicht-

verletzung angeordnet werden. Mehrere Ver-

fehlungen, die gleichzeitig zu beurteilen sind, 

werden durch eine Entscheidung geahndet.  

(6) Die tragenden Gründe der Entscheidung 

werden schriftlich abgefasst und den Gefange-

nen mündlich eröffnet. Auf Verlangen ist den 

Gefangenen die schriftliche Begründung aus-

zuhändigen. 

§ 86 

Schwangerschaft, Mutterschaft, Geburts-

anzeige 

(1) Die Anstalt soll im Benehmen mit den Jus-

tizbehörden und dem Jugendamt die Entlas-

sung der Gefangenen aus der Haft vor oder un-

mittelbar nach der Geburt anstreben. 

(2) Auf den Zustand einer Schwangeren oder 

einer Gefangenen, die unlängst entbunden hat, 

ist Rücksicht zu nehmen. Die Vorschriften des 

Mutterschutzgesetzes in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 

2318) in der jeweils geltenden Fassung gelten 

entsprechend. 

(3) Bei Schwangerschaft und Entbindung hat 

die Gefangene Anspruch auf medizinische Be-

handlung und Hebammenhilfe in der Anstalt. 

Zur medizinischen Behandlung während der 

Schwangerschaft gehören auch Untersuchun-

gen zur Feststellung der Schwangerschaft und 

Vorsorgeuntersuchungen. 

(4) Ist eine medizinische Behandlung in einem 

Krankenhaus wegen gravierender Schwanger-

schaftsbeschwerden während einer vollzugs-

öffnenden Maßnahme nach § 53 Absatz 2 er-

forderlich, trägt die Anstalt die Kosten, wenn 

der Gefangenen die Rückkehr in die Anstalt 

nicht zuzumuten ist und die Gefangene An-

sprüche aus einer Krankenversicherung nicht 

geltend machen kann. 

(5) Zur Entbindung ist die Schwangere in ein 

Krankenhaus außerhalb des Vollzuges zu brin-

gen. 

§ 86 

Schwangerschaft, Mutterschaft, Geburts-

anzeige 

(1) Die Anstalt soll im Benehmen mit den Jus-

tizbehörden und dem Jugendamt die Entlas-

sung der Gefangenen aus der Haft vor oder un-

mittelbar nach der Geburt anstreben. 

(2) Auf den Zustand einer Schwangeren oder 

einer Gefangenen, die unlängst entbunden hat, 

ist Rücksicht zu nehmen. Die Vorschriften des 

Mutterschutzgesetzes in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 

2318) in der jeweils geltenden Fassung gelten 

entsprechend. 

(3) Bei Schwangerschaft und Entbindung hat 

die Gefangene Anspruch auf medizinische Be-

handlung und Hebammenhilfe in der Anstalt. 

Zur medizinischen Behandlung während der 

Schwangerschaft gehören auch Untersuchun-

gen zur Feststellung der Schwangerschaft und 

Vorsorgeuntersuchungen. 

(4) Ist eine medizinische Behandlung in einem 

Krankenhaus wegen gravierender Schwanger-

schaftsbeschwerden während einer vollzugs-

öffnenden Maßnahme nach § 53 Absatz 2 er-

forderlich, trägt die Anstalt die Kosten, wenn 

der Gefangenen die Rückkehr in die Anstalt 

nicht zuzumuten ist und die Gefangene An-

sprüche aus einer Krankenversicherung nicht 

geltend machen kann. 

(5) Zur Entbindung ist die Schwangere in ein 

Krankenhaus außerhalb des Vollzuges zu brin-

gen. 
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(6) Entbindet die Gefangene in einer Anstalt, 

dürfen in der Anzeige der Geburt an das Stan-

desamt die Anstalt als Geburtsstätte des Kin-

des, das Verhältnis der anzeigenden Person 

zur Anstalt und die Inhaftierung der Mutter 

nicht vermerkt sein. 

(6) Entbindet die Gefangene in einer Anstalt, 

dürfen in der Anzeige der Geburt an das Stan-

desamt die Anstalt als Geburtsstätte des Kin-

des, das Verhältnis der anzeigenden Person 

zur Anstalt und die Inhaftierung der Mutter 

nicht vermerkt sein. 

§ 87 

Gefangene mit Kindern 

(1) Ist das Kind einer Gefangenen noch nicht 

schulpflichtig, so kann es mit Zustimmung der 

aufenthaltsbestimmungsberechtigten Person 

in einer Mutter-Kind-Abteilung einer Anstalt 

aufgenommen werden, wenn die Gefangene 

für die Unterbringung dort geeignet ist, ein 

Platz für sie und ihr Kind zur Verfügung steht 

und dies dem Wohl des Kindes dient. Vor der 

Aufnahme ist das Jugendamt zu hören.  

(2) Die Kosten der Unterbringung des Kindes 

einschließlich der Gesundheitsfürsorge trägt 

die oder der zum Unterhalt des Kindes Ver-

pflichtete. Von der Erhebung der Kosten kann 

abgesehen werden, wenn hierdurch die ge-

meinsame Unterbringung der Gefangenen und 

ihres Kindes gefährdet würde.  

(3) Ist das Kind in ein Krankenhaus außerhalb 

des Vollzuges zu bringen, kann gestattet wer-

den, dass die Gefangene das Kind begleitet, 

wenn dies erforderlich ist.  

§ 87 

Gefangene mit Kindern 

(1) Ist das Kind einer Gefangenen noch nicht 

schulpflichtig, so kann es mit Zustimmung der 

aufenthaltsbestimmungsberechtigten Person 

in einer Mutter-Kind-Abteilung einer Anstalt 

aufgenommen werden, wenn die Gefangene 

für die Unterbringung dort geeignet ist, ein 

Platz für sie und ihr Kind zur Verfügung steht 

und dies dem Wohl des Kindes dient. Vor der 

Aufnahme ist das Jugendamt zu hören.  

(2) Die Kosten der Unterbringung des Kindes 

einschließlich der Gesundheitsfürsorge trägt 

die oder der zum Unterhalt des Kindes Ver-

pflichtete. Von der Erhebung der Kosten kann 

abgesehen werden, wenn hierdurch die ge-

meinsame Unterbringung der Gefangenen und 

ihres Kindes gefährdet würde.  

(3) Ist das Kind in ein Krankenhaus außerhalb 

des Vollzuges zu bringen, kann soll gestattet 

werden, dass die Gefangene das Kind beglei-

tet, wenn dies erforderlich ist. 

§ 93 

Organisation der Anstalten 

(1) Freiheitsstrafen werden in Anstalten der 

Landesjustizverwaltung vollzogen, die ent-

sprechend ihrem Zweck und den Erfordernis-

sen eines behandlungsorientierten Strafvollzu-

ges auszugestalten sind und eine auf die unter-

schiedlichen Bedürfnisse der Gefangenen ab-

gestimmte Behandlung gewährleisten.  

(2) Für den Vollzug der Freiheitsstrafe sind 

Haftplätze in verschiedenen Anstalten oder 

Abteilungen vorzusehen, die eine dem Voll-

zugsziel entsprechende Behandlungsdifferen-

zierung ermöglichen. Neben Anstalten des ge-

schlossenen Vollzuges sind solche des offenen 

Vollzuges einzurichten; in Anstalten des ge-

schlossenen Vollzuges können Abteilungen 

des offenen Vollzuges eingerichtet werden.  

§ 93 

Organisation der Anstalten 

(1) Freiheitsstrafen werden in Anstalten der 

Landesjustizverwaltung vollzogen, die ent-

sprechend ihrem Zweck und den Erfordernis-

sen eines behandlungsorientierten Strafvollzu-

ges auszugestalten sind und eine auf die unter-

schiedlichen Bedürfnisse der Gefangenen ab-

gestimmte Behandlung gewährleisten.  

(2) Für den Vollzug der Freiheitsstrafe sind 

Haftplätze in verschiedenen Anstalten oder 

Abteilungen vorzusehen, die eine dem Voll-

zugsziel entsprechende Behandlungsdifferen-

zierung ermöglichen. Neben Anstalten des ge-

schlossenen Vollzuges sind solche des offenen 

Vollzuges einzurichten; in Anstalten des ge-

schlossenen Vollzuges können Abteilungen 

des offenen Vollzuges eingerichtet werden. 

Dabei ist sicherzustellen, dass in den einzelnen 
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(3) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und 

Ausstattung von Plätzen, insbesondere für the-

rapeutische Maßnahmen, für Maßnahmen der 

Beschäftigung, Freizeit, Sport, Seelsorge und 

Besuche, vorzusehen. Gemeinschafts- und Be-

suchsräume sind wohnlich und zweckentspre-

chend auszustatten. 

 

(4) Anstalten sollen so gegliedert werden, dass 

Gefangene in überschaubaren Betreuungs- 

und Behandlungsgruppen zusammengefasst 

werden können. 

(5) Die Einrichtung von Wohngruppen in bau-

lich abgegrenzten Bereichen soll ermöglicht 

werden. Die Wohngruppen sollen von fest zu-

geordneten Bediensteten betreut werden.  

Anstalten unter Berücksichtigung der jeweili-

gen Vollstreckungszuständigkeit Behand-

lungsmaßnahmen zum Erwerb sozialer Kom-

petenzen, therapeutische Angebote, schulische 

Förderung, die Vermittlung beruflicher Fähig-

keiten und Qualifikationen, Motivations- und 

Beratungsangebote für Suchtkranke sowie 

Schuldnerberatung angeboten werden. Die 

Aufsichtsbehörde legt für die Behandlungsan-

gebote die Rahmenbedingungen und die zu 

beachtenden Standards fest. Sie sichert ge-

meinsam mit den Anstalten die Qualität der 

Behandlungsangebote und entwickelt diese 

auf Grundlage der wissenschaftlichen Er-

kenntnisse und unter Berücksichtigung der 

landesweiten Bedarfe fort. Dabei greift sie auf 

die Erkenntnisse der Begleitforschung des 

Kriminologischen Dienstes zurück. 

(3) Neben Anstalten des geschlossenen Voll-

zuges sind solche des offenen Vollzuges ein-

zurichten; in Anstalten des geschlossenen 

Vollzuges können Abteilungen des offenen 

Vollzuges eingerichtet werden. 

(3)(4) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und 

Ausstattung von Plätzen, insbesondere für the-

rapeutische Maßnahmen, für Maßnahmen der 

Beschäftigung, Freizeit, Sport, Seelsorge und 

Besuche, vorzusehen. Gemeinschafts- und Be-

suchsräume sind wohnlich und zweckentspre-

chend auszustatten. Insbesondere ist im Rah-

men der baulichen Gegebenheiten für eine 

kindgerechte Ausgestaltung der Besuchs-

räume und Wartebereiche zu sorgen. 

(4)(5) Anstalten sollen so gegliedert werden, 

dass Gefangene in überschaubaren Betreu-

ungs- und Behandlungsgruppen zusammenge-

fasst werden können.  

(5)(6) Die Einrichtung von Wohngruppen in 

baulich abgegrenzten Bereichen soll ermög-

licht werden. Die Wohngruppen sollen von 

fest zugeordneten Bediensteten betreut wer-

den. 

§ 99 

Medizinische Versorgung 

(1) Die ärztliche Versorgung ist durch haupt-

amtliche Ärztinnen oder Ärzte sicherzustellen. 

§ 99 

Medizinische Versorgung 

(1) Die ärztliche Versorgung ist soll durch 

hauptamtliche Ärztinnen oder Ärzte sicherzu-

stellen sichergestellt werden. Sie kann aus be-
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Sie kann aus besonderen Gründen nebenamtli-

chen oder vertraglich verpflichteten Ärztinnen 

oder Ärzten übertragen werden. 

 

(2) Die Pflege erkrankter Gefangener soll von 

Krankenpflegekräften im Sinne des Kranken-

pflegegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 

1442) in der jeweils geltenden Fassung ausge-

übt werden. Stehen solche Kräfte nicht zur 

Verfügung, können Bedienstete des Vollzuges 

oder sonstige Kräfte eingesetzt werden, soweit 

sie eine entsprechende Qualifikation besitzen.  

sonderen Gründen nebenamtlichen oder ver-

traglich verpflichteten Ärztinnen oder Ärzten 

übertragen werden.  

(2) Die Pflege erkrankter Gefangener soll von 

Krankenpflegekräften im Sinne des Kranken-

pflegegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 

1442) in der jeweils geltenden Fassung ausge-

übt werden. Stehen solche Kräfte nicht zur 

Verfügung, können Bedienstete des Vollzuges 

oder sonstige Kräfte eingesetzt werden, soweit 

sie eine entsprechende Qualifikation besitzen. 

§ 104 

Vollstreckungsplan, Einweisungsverfahren 

(1) Die örtliche und sachliche Zuständigkeit 

der Anstalten wird durch die Aufsichtsbehörde 

in einem Vollstreckungsplan nach allgemei-

nen Merkmalen geregelt. 

(2) Der Vollstreckungsplan bestimmt insbe-

sondere, welche Anstalten und Abteilungen 

sozialtherapeutische Einrichtungen oder sol-

che des offenen Vollzuges sind. Ferner legt er 

fest, welche Gefangenen zunächst einer Ein-

weisungsanstalt oder Einweisungsabteilung 

zuzuführen sind und inwieweit Gefangene, die 

sich freiwillig zum Strafantritt stellen, zu-

nächst bis zum Abschluss der Behandlungsun-

tersuchung in eine Anstalt oder Abteilung des 

offenen Vollzuges aufzunehmen sind. 

§ 104 

Vollstreckungsplan, Einweisungsverfahren 

(1) Die örtliche und sachliche Zuständigkeit 

der Anstalten wird durch die Aufsichtsbehörde 

in einem Vollstreckungsplan nach allgemei-

nen Merkmalen geregelt. 

(2) Der Vollstreckungsplan bestimmt insbe-

sondere, welche Anstalten und Abteilungen 

sozialtherapeutische Einrichtungen oder sol-

che des offenen Vollzuges sind. Ferner legt er 

fest, welche Gefangenen zunächst einer Ein-

weisungsanstalt oder Einweisungsabteilung 

zuzuführen sind und inwieweit Gefangene, die 

sich freiwillig zum Strafantritt stellen, zu-

nächst bis zum Abschluss der Behandlungsun-

tersuchung in eine Anstalt oder Abteilung des 

offenen Vollzuges aufzunehmen sind. Zudem 

sieht der Vollstreckungsplan vor, welche Ge-

fangenen zunächst einer Einweisungsanstalt 

oder Einweisungsabteilung zuzuführen sind.  

(3) Im Rahmen des Einweisungsverfahrens 

werden die Persönlichkeit und die Lebensum-

stände der Gefangenen erforscht. Auf der 

Grundlage dieser Behandlungsuntersuchung 

erfolgt die Einweisung der Gefangenen in eine 

bestimmte Justizvollzugsanstalt. Die Einwei-

sungsentscheidung berücksichtigt, in welcher 

Einrichtung der Persönlichkeit der Gefange-

nen und ihren Behandlungsbedürfnissen am 

ehesten entsprochen werden kann. 

Abschnitt 22  

Kriminologischer Dienst, Schlussbestim-

mungen  

Abschnitt 22  

Kriminologischer Dienst, Schlussbestim-

mungen Strafarrest 

 § 108 



Seite 31 von 97 

Grundsatz für den Vollzug des Strafarres-

tes 

Für den Vollzug des Strafarrestes in Justiz-

vollzugsanstalten gelten die Bestimmungen 

der §§ 1 bis 87 entsprechend, soweit § 109 

nicht Abweichendes bestimmt. § 39 findet nur 

in den Fällen einer in § 31 erwähnten Beschäf-

tigung Anwendung. 

 § 109 

Besondere Bestimmungen für den Vollzug 

des Strafarrestes 

(1) Eine gemeinsame Unterbringung während 

der Arbeit, Freizeit und Ruhezeit (§ 14) ist nur 

mit Einwilligung der Gefangenen zulässig. 

Dies gilt nicht, wenn Strafarrest in Unterbre-

chung einer Strafhaft oder einer Unterbrin-

gung im Vollzug einer freiheitsentziehenden 

Maßregel der Besserung und Sicherung voll-

zogen wird. 

(2) Den Gefangenen soll gestattet werden, ein-

mal wöchentlich Besuch zu empfangen. 

(3) Besuche und Schriftwechsel dürfen nur un-

tersagt oder überwacht werden, wenn dies aus 

Gründen der Sicherheit oder Ordnung der An-

stalt notwendig ist. 

(4) Die Gefangenen dürfen eigene Kleidung, 

Wäsche und eigenes Bettzeug benutzen, wenn 

Gründe der Sicherheit nicht entgegenstehen 

und die Gefangenen für Reinigung, Instand-

setzung und regelmäßigen Wechsel auf eigene 

Kosten sorgen. 

(5) Die Gefangenen dürfen Waren in angemes-

senem Umfang durch Vermittlung der Anstalt 

auf eigene Kosten erwerben. 

 Abschnitt 23 

Kriminologischer Dienst, Schlussbestim-

mungen 

§ 108  

Kriminologischer Dienst  

(1) Dem kriminologischen Dienst obliegt es, 

in Zusammenarbeit mit den Einrichtungen der 

Forschung den Vollzug, insbesondere die Be-

handlungsmethoden, wissenschaftlich zu be-

gleiten und seine Ergebnisse für die Weiter-

§ 108 § 110 

Kriminologischer Dienst  

(1) Dem kKriminologischen Dienst obliegt es, 

in Zusammenarbeit mit den Einrichtungen der 

Forschung den Vollzug, insbesondere die Be-

handlungsmethoden, wissenschaftlich zu be-

gleiten und seine Ergebnisse für die Weiter-
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entwicklung der Behandlungs- und Eingliede-

rungsmaßnahmen und der Leitlinien des Voll-

zuges nutzbar zu machen.  

(2) Die Begleitforschung beinhaltet nament-

lich die regelmäßige Erhebung des Behand-

lungsbedarfs und die Auswertung des Behand-

lungsverlaufs. In die Bewertung sollen die Er-

fahrungen der Praxis und der oder des Justiz-

vollzugsbeauftragten des Landes Nordrhein-

Westfalen einfließen.  

 

 

 

(3) § 19 des Justizvollzugsdatenschutzgeset-

zes Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend.  

entwicklung der Behandlungs- und Eingliede-

rungsmaßnahmen und der Leitlinien des Voll-

zuges nutzbar zu machen.  

(2) Die Begleitforschung beinhaltet nament-

lich die regelmäßige Erhebung des Behand-

lungsbedarfs und die Auswertung des Behand-

lungsverlaufs. Der Kriminologische Dienst er-

hebt den Bestand der vollzuglichen Behand-

lungsmaßnahmen. Diese Erhebung wird den 

Anstalten in regelmäßigen Abständen zur Ver-

fügung gestellt. In die Bewertung sollen die 

Erfahrungen der Praxis und der oder des Jus-

tizvollzugsbeauftragten des Landes Nord-

rhein-Westfalen einfließen.  

(3) § 19 des Justizvollzugsdatenschutzgeset-

zes Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend.  

§ 109  

Einschränkung von Grundrechten  

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte 

aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 und 2 (körperli-

che Unversehrtheit und Freiheit der Person), 

Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 (Informationsfrei-

heit) und Artikel 10 Absatz 1 (Brief-, Post- 

und Fernmeldegeheimnis) des Grundgesetzes 

eingeschränkt.  

§ 109 § 111 

Einschränkung von Grundrechten  

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte 

aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 und 2 (körperli-

che Unversehrtheit und Freiheit der Person), 

Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 (Informationsfrei-

heit) und Artikel 10 Absatz 1 (Brief-, Post- 

und Fernmeldegeheimnis) des Grundgesetzes 

eingeschränkt.  

§ 110 

Ersetzung und Fortgeltung von Bundes-

recht 

Dieses Gesetz ersetzt nach Artikel 125a Ab-

satz 1 Satz 2 des Grundgesetzes in seinem Gel-

tungsbereich das Strafvollzugsgesetz vom 16. 

März 1976 (BGBl. I S. 581, 2088; 1977 I S. 

436), das zuletzt durch Artikel 152 der Verord-

nung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 

geändert worden ist, mit Ausnahme der Vor-

schriften über  

1. den Urlaub aus der Haft (§ 13 Absatz 5),  

2. den Pfändungsschutz (§ 43 Absatz 11 Satz 

2, § 50 Absatz 2 Satz 5, § 51 Absatz 4 und 5, 

§ 75 Absatz 3),  

3. das Festnahmerecht (§ 87),  

4. den Ersatz von Aufwendungen (§ 93),  

5. das Handeln auf Anordnung (§ 97),  

§ 110 § 112 

Ersetzung und Fortgeltung von Bundes-

recht 

Dieses Gesetz ersetzt nach Artikel 125a Ab-

satz 1 Satz 2 des Grundgesetzes in seinem Gel-

tungsbereich das Strafvollzugsgesetz vom 16. 

März 1976 (BGBl. I S. 581, 2088; 1977 I S. 

436), das zuletzt durch Artikel 152 der Verord-

nung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 

geändert worden ist, mit Ausnahme der Vor-

schriften über  

1. den Urlaub aus der Haft (§ 13 Absatz 5),  

2. den Pfändungsschutz (§ 43 Absatz 11 Satz 

2, § 50 Absatz 2 Satz 5, § 51 Absatz 4 und 5, 

§ 75 Absatz 3),  

3. das Festnahmerecht (§ 87),  

4. den Ersatz von Aufwendungen (§ 93),  

5. das Handeln auf Anordnung (§ 97),  
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6. das gerichtliche Verfahren (§§ 109 bis 121),  

7. die Unterbringung in einem psychiatrischen 

Krankenhaus und einer Entziehungsanstalt (§§ 

136 bis 138),  

8. den Vollzug des Strafarrestes in Justizvoll-

zugsanstalten (§§ 167 bis 170, 178 Absatz 2) 

und  

9. den Vollzug von Ordnungs-, Sicherungs-, 

Zwangs- und Erzwingungshaft (§§ 171 bis 

175, 178 Absatz 2).  

6. das gerichtliche Verfahren (§§ 109 bis 121),  

7. die Unterbringung in einem psychiatrischen 

Krankenhaus und einer Entziehungsanstalt (§§ 

136 bis 138), und 

8. den Vollzug des Strafarrestes in Justizvoll-

zugsanstalten ( §§ 167 bis 170, 178 Absatz 2) 

und  

9.8. den Vollzug von Ordnungs-, Sicherungs-, 

Zwangs- und Erzwingungshaft (§§ 171 bis 

175, 178 Absatz 2). 

 

§ 111 

Übergangsvorschrift 

Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 

§ 32 Absatz 3 Satz 3 gilt die Strafvollzugsver-

gütungsordnung vom 11. Januar 1977 (BGBl. 

I S. 57), die durch Artikel 6 des Gesetzes vom 

13. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2894) geän-

dert worden ist, fort.  

§ 111 § 113 

Übergangsvorschrift 

Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 

§ 32 Absatz 3 4 Satz 3 gilt die Strafvollzugs-

vergütungsordnung vom 11. Januar 1977 

(BGBl. I S. 57), die durch Artikel 6 des Geset-

zes vom 13. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2894) 

geändert worden ist, fort. 

§ 112 

Inkrafttreten, Berichtspflicht 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des vier-

ten auf die Verkündung folgenden Kalender-

monats in Kraft.  

(2) Die Landesregierung berichtet dem Land-

tag bis zum 31. Dezember 2019 über die mit 

diesem Gesetz gemachten Erfahrungen.  

§ 112 § 114 

Inkrafttreten, Berichtspflicht 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des vier-

ten auf die Verkündung folgenden Kalender-

monats in Kraft.  

(2) Die Landesregierung berichtet dem Land-

tag bis zum 31. Dezember 2019 über die mit 

diesem Gesetz gemachten Erfahrungen. 
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Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-

Westfalen vom 7. April 2017 
Nichtamtliche Änderungsfassung 

§ 2 

Vollzugsziel 

Der Vollzug der Jugendstrafe dient dem Ziel, 

die Gefangenen zu befähigen, künftig in sozi-

aler Verantwortung ein Leben ohne Straftaten 

zu führen. Er trägt durch eine an den Ent-

wicklungspotentialen der Gefangenen orien-

tierte Förderung dazu bei, individuelle Be-

nachteiligungen zu vermeiden oder abzu-

bauen.  

§ 2 

Vollzugsziel Ziel und Aufgabe des Vollzu-

ges 

Der Vollzug der Jugendstrafe dient dem Ziel, 

die Gefangenen zu befähigen, künftig in sozi-

aler Verantwortung ein Leben ohne Straftaten 

zu führen., und hat darüber hinaus die Auf-

gabe, die Allgemeinheit vor weiteren Strafta-

ten zu schützen. Er trägt durch eine an den Ent-

wicklungspotentialen der Gefangenen orien-

tierte Förderung dazu bei, individuelle Be-

nachteiligungen zu vermeiden oder abzu-

bauen. 

§ 7 

Sicherheit 

(1) Der Vollzug der Jugendstrafe dient auch 

dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren 

Straftaten.  

(2) Die Sicherheit der Bevölkerung, der Be-

diensteten und der übrigen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter sowie der Gefangenen wird 

erreicht durch  

1. baulich-technische Vorkehrungen, 

2. organisatorische Regelungen und deren 

Umsetzung und 

3. soziale und behandlungsfördernde Struktu-

ren. 

(3) Die Sicherheitsstandards haben sich an den 

jeweiligen Aufgaben der Anstalten und den zu 

bewältigenden Gefahren zu orientieren. Der 

innere Aufbau der Anstalten soll eine Bin-

nendifferenzierung ermöglichen. Bei der Fest-

legung der Sicherheitsstandards sind insbe-

sondere altersspezifische Belange, besondere 

Belange weiblicher Gefangener und Gefange-

ner mit Behinderungen sowie die besonderen 

Anforderungen des Wohngruppenvollzuges 

einzubeziehen. 

(4) Anstalten des offenen Vollzuges sehen 

keine oder nur verminderte Vorkehrungen ge-

gen Entweichungen vor.  

(5) Die Sicherheit in den Anstalten soll ein ge-

waltfreies Klima fördern und die Gefangenen 

§ 7 

Sicherheit 

(1) Der Vollzug der Jugendstrafe dient auch 

dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren 

Straftaten.  

(2) (1) Die Sicherheit der Bevölkerung, der 

Bediensteten und der übrigen Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter sowie der Gefangenen 

wird erreicht durch  

1. baulich-technische Vorkehrungen, 

2. organisatorische Regelungen und deren 

Umsetzung und 

3. soziale und behandlungsfördernde Struktu-

ren. 

(3) (2) Die Sicherheitsstandards haben sich an 

den jeweiligen Aufgaben der Anstalten und 

den zu bewältigenden Gefahren zu orientieren. 

Der innere Aufbau der Anstalten soll eine Bin-

nendifferenzierung ermöglichen. Bei der Fest-

legung der Sicherheitsstandards sind insbe-

sondere altersspezifische Belange, besondere 

Belange weiblicher Gefangener und Gefange-

ner mit Behinderungen sowie die besonderen 

Anforderungen des Wohngruppenvollzuges 

einzubeziehen. 

(4) (3) Anstalten des offenen Vollzuges sehen 

keine oder nur verminderte Vorkehrungen ge-

gen Entweichungen vor.  
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vor Übergriffen Mitgefangener schützen. Den 

Gefangenen sollen Möglichkeiten aufgezeigt 

werden, Einstellungen und Fertigkeiten für so-

zial angemessene Verhaltensweisen zu entwi-

ckeln. Ihre Fähigkeit zu gewaltfreier Konflikt-

lösung und einvernehmlicher Streitbeilegung 

sowie ihr Bewusstsein für Gefährdungen, die 

durch Fehlverhalten im Gewalt- oder Drogen-

bereich entstehen, sind zu entwickeln und zu 

stärken. 

(5) (4) Die Sicherheit in den Anstalten soll ein 

gewaltfreies Klima fördern und die Gefange-

nen vor Übergriffen Mitgefangener schützen. 

Den Gefangenen sollen Möglichkeiten aufge-

zeigt werden, Einstellungen und Fertigkeiten 

für sozial angemessene Verhaltensweisen zu 

entwickeln. Ihre Fähigkeit zu gewaltfreier 

Konfliktlösung und einvernehmlicher Streit-

beilegung sowie ihr Bewusstsein für Gefähr-

dungen, die durch Fehlverhalten im Gewalt- o-

der Drogenbereich entstehen, sind zu entwi-

ckeln und zu stärken. 

§ 9 

Erstgespräch 

(1) Unmittelbar nach dem Eintritt der Gefan-

genen in die Anstalt werden die Gefangenen 

vorläufig aufgenommen und es ist mit ihnen 

ein Erstgespräch zu führen, das insbesondere 

dazu dient, ihnen erste Informationen zu ertei-

len, einen Eindruck von ihrer aktuellen per-

sönlichen Verfassung zu gewinnen sowie 

Selbstgefährdung und Selbsttötung abzuwen-

den. 

(2) Bei dem Erstgespräch dürfen andere Ge-

fangene nicht zugegen sein. Ausnahmen be-

dürfen der Einwilligung der betroffenen Ge-

fangenen. 

 

 

(3) Die Gefangenen sollen dabei unterstützt 

werden, etwa notwendige Maßnahmen für 

hilfsbedürftige Angehörige sowie sonstige 

dringend erforderliche Maßnahmen zu veran-

lassen. 

§ 9 

Erstgespräch 

(1) Unmittelbar nach dem Eintritt der Gefan-

genen in die Anstalt werden die Gefangenen 

vorläufig aufgenommen und es ist mit ihnen 

ein Erstgespräch zu führen, das insbesondere 

dazu dient, ihnen erste Informationen zu ertei-

len, einen Eindruck von ihrer aktuellen per-

sönlichen Verfassung zu gewinnen sowie 

Selbstgefährdung und Selbsttötung abzuwen-

den. 

(2) Bei dem Erstgespräch dürfen andere Ge-

fangene nicht zugegen sein. Ausnahmen be-

dürfen der Einwilligung der betroffenen Ge-

fangenen. Ausnahmen sind nur zulässig, wenn 

die betroffenen Gefangenen einwilligen und 

die Anwesenheit anderer Gefangener unbe-

dingt erforderlich ist. 

(3) Die Gefangenen sollen dabei unterstützt 

werden, etwa notwendige Maßnahmen für 

hilfsbedürftige Angehörige sowie sonstige 

dringend erforderliche Maßnahmen zu veran-

lassen. 

§ 12 

Vollzugsplan 

(1) Auf der Grundlage des festgestellten För-

der- und Erziehungsbedarfs wird unverzüglich 

ein Vollzugsplan erstellt. Die zur Erreichung 

des Vollzugsziels geeigneten und erforderli-

chen Maßnahmen sind zu benennen und Per-

spektiven für die künftige Entwicklung der 

Gefangenen aufzuzeigen. Die für die Einglie-

derung und Entlassung zu treffenden Vorbe-

reitungen sind frühzeitig in die Planung einzu-

beziehen. 

§ 12 

Vollzugsplan 

(1) Auf der Grundlage des festgestellten För-

der- und Erziehungsbedarfs wird unverzüglich 

ein Vollzugsplan erstellt. Die zur Erreichung 

des Vollzugsziels geeigneten und erforderli-

chen Maßnahmen sind zu benennen und Per-

spektiven für die künftige Entwicklung der 

Gefangenen aufzuzeigen. Die für die Einglie-

derung und Entlassung zu treffenden Vorbe-

reitungen sind frühzeitig in die Planung einzu-

beziehen. 
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(2) Der Vollzugsplan enthält je nach Stand des 

Vollzuges Angaben insbesondere zu folgen-

den Bereichen: 

1. festgestellter Förder- und Erziehungsbedarf, 

2. Vollzugsform, 

3. Art der Unterbringung im Vollzug, insbe-

sondere in Wohn- oder Behandlungsgruppen 

oder in einer sozialtherapeutischen Einrich-

tung, 

4. Teilnahme an schulischer oder beruflicher 

Bildung, Zuweisung von Arbeit sowie arbeits-

therapeutische Förderung, 

5. Art und Umfang der Teilnahme an therapeu-

tischer Behandlung oder anderen Förder- und 

Erziehungsmaßnahmen, 

6. Art und Umfang der Teilnahme an Sport- 

und Freizeitangeboten, 

7. vollzugsöffnende Maßnahmen, 

 

8. Maßnahmen zur Pflege der familiären Kon-

takte und zur Gestaltung der Außenkontakte, 

insbesondere bei heimatferner Unterbringung, 

9. ehrenamtliche Betreuung,  

10. Opferbezogene Förder- und Erziehungs-

maßnahmen sowie Maßnahmen und Angebote 

zum Ausgleich von Tatfolgen, 

11. Maßnahmen zur Sicherung berechtigter 

Schutzinteressen von Opfern oder gefährdeten 

Dritten, 

12. Schuldnerberatung und Schuldenregulie-

rung,  

13. Maßnahmen zur Haftverkürzung, 

14. Suchtberatung und Maßnahmen der Ge-

sundheitsförderung, 

15. voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt, 

16. Maßnahmen zur arbeitsmarktorientierten 

Vorbereitung der Entlassung, insbesondere die 

Fortsetzung oder Aufnahme einer beruflichen 

oder schulischen Ausbildung oder einer beruf-

lichen Tätigkeit nach der Entlassung, sowie 

(2) Der Vollzugsplan enthält – je nach Stand 

des Vollzuges – folgende Angaben insbeson-

dere zu folgenden Bereichen: 

1. festgestellter Förder- und Erziehungsbedarf, 

2. Vollzugsform, 

3. Art der Unterbringung im Vollzug, insbe-

sondere in Wohn- oder Behandlungsgruppen 

oder in einer sozialtherapeutischen Einrich-

tung, 

4. Teilnahme an schulischer oder beruflicher 

Bildung, Zuweisung von Arbeit sowie arbeits-

therapeutische Förderung, 

5. Art und Umfang der Teilnahme an therapeu-

tischer Behandlung oder anderen Förder- und 

Erziehungsmaßnahmen, 

6. Art und Umfang der Teilnahme an Sport- 

und Freizeitangeboten, 

7. Perspektiven für vollzugsöffnende Maßnah-

men, 

8. Maßnahmen zur Pflege der familiären Kon-

takte und zur Gestaltung der Außenkontakte, 

insbesondere bei heimatferner Unterbringung, 

9. ehrenamtliche Betreuung,  

10. Opferbezogene Förder- und Erziehungs-

maßnahmen sowie Maßnahmen und Angebote 

zum Ausgleich von Tatfolgen, 

11. Maßnahmen zur Sicherung berechtigter 

Schutzinteressen von Opfern oder gefährdeten 

Dritten, 

12. Schuldnerberatung und Schuldenregulie-

rung,  

13. Maßnahmen zur Haftverkürzung, 

14. Suchtberatung und Maßnahmen der Ge-

sundheitsförderung, 

15. voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt, 

16. Maßnahmen zur arbeitsmarktorientierten 

Vorbereitung der Entlassung, insbesondere die 

Fortsetzung oder Aufnahme einer beruflichen 

oder schulischen Ausbildung oder einer beruf-

lichen Tätigkeit nach der Entlassung, sowie 

weitere Maßnahmen zur Stabilisierung der Le-

bensführung und frühzeitige Vorlagefristen, 
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weitere Maßnahmen zur Stabilisierung der Le-

bensführung und frühzeitige Vorlagefristen, 

17. Empfehlungen zur Wahrnehmung von An-

geboten und Leistungen Dritter zur Sicherung 

der Eingliederung nach der Entlassung, 

18. Bestimmung der für die Koordination der 

Entlassungsplanung zuständigen Person und 

19. Fristen zur Fortschreibung des Vollzugs-

plans. 

(3) Der Vollzugsplan und seine Umsetzung 

sind regelmäßig zu überprüfen und der Ent-

wicklung der Gefangenen anzupassen sowie 

mit weiteren für die Förderung und Erziehung 

bedeutsamen Erkenntnissen in Einklang zu 

halten. Zur Fortschreibung des Vollzugsplans 

sind angemessene Fristen vorzusehen. Diese 

dürfen einen Zeitraum von sechs Monaten 

nicht überschreiten.  

(4) Zur Vorbereitung der Aufstellung und 

Fortschreibung des Vollzugsplans werden 

Konferenzen mit den an der Vollzugsgestal-

tung maßgeblich Beteiligten durchgeführt. 

Personen und Stellen außerhalb des Vollzu-

ges, die an der Förderung und Erziehung, der 

Entlassungsvorbereitung sowie der Eingliede-

rung der Gefangenen mitwirken, sollen in die 

Planung einbezogen werden. Mit Einwilligung 

der Gefangenen können sie auch an den Kon-

ferenzen beteiligt werden. 

(5) Die Personensorgeberechtigten erhalten 

Gelegenheit, Anregungen und Vorschläge ein-

zubringen. Diese sollen, soweit sie mit dem 

Vollzugsziel und der Gestaltung des Vollzu-

ges vereinbar sind, berücksichtigt werden. 

(6) Die Vollzugsplanung wird mit den Gefan-

genen erörtert. Sind verschiedene Maßnahmen 

der Förderung gleichermaßen geeignet, soll 

die Wahl im Einvernehmen mit den Gefange-

nen getroffen werden. Deren Anliegen und 

Vorschläge werden auch im Übrigen ange-

messen berücksichtigt. Betroffenen Gefange-

nen kann die Teilnahme an der Vollzugsplan-

konferenz ermöglicht werden. Eine Ausferti-

gung des Vollzugsplans und seiner Fortschrei-

bungen ist ihnen auszuhändigen. Er ist den 

Vollstreckungsleitungen zu übermitteln und 

17. Empfehlungen zur Wahrnehmung von An-

geboten und Leistungen Dritter zur Sicherung 

der Eingliederung nach der Entlassung, 

18. Bestimmung der für die Koordination der 

Entlassungsplanung zuständigen Person und 

19. Fristen zur Fortschreibung des Vollzugs-

plans. 

(3) Der Vollzugsplan und seine Umsetzung 

sind regelmäßig zu überprüfen und der Ent-

wicklung der Gefangenen anzupassen sowie 

mit weiteren für die Förderung und Erziehung 

bedeutsamen Erkenntnissen in Einklang zu 

halten. Zur Fortschreibung des Vollzugsplans 

sind angemessene Fristen vorzusehen. Diese 

dürfen einen Zeitraum von sechs Monaten 

nicht überschreiten.  

(4) Zur Vorbereitung der Aufstellung und 

Fortschreibung des Vollzugsplans werden 

Konferenzen mit den an der Vollzugsgestal-

tung maßgeblich Beteiligten durchgeführt. 

Personen und Stellen außerhalb des Vollzu-

ges, die an der Förderung und Erziehung, der 

Entlassungsvorbereitung sowie der Eingliede-

rung der Gefangenen mitwirken, sollen in die 

Planung einbezogen werden. Mit Einwilligung 

der Gefangenen können sie auch an den Kon-

ferenzen beteiligt werden. 

(5) Die Personensorgeberechtigten erhalten 

Gelegenheit, Anregungen und Vorschläge ein-

zubringen. Diese sollen, soweit sie mit dem 

Vollzugsziel und der Gestaltung des Vollzu-

ges vereinbar sind, berücksichtigt werden. 

(6) Die Vollzugsplanung wird mit den Gefan-

genen erörtert. Sind verschiedene Maßnahmen 

der Förderung gleichermaßen geeignet, soll 

die Wahl im Einvernehmen mit den Gefange-

nen getroffen werden. Deren Anliegen und 

Vorschläge werden auch im Übrigen ange-

messen berücksichtigt. Betroffenen Gefange-

nen kann die Teilnahme an der Vollzugsplan-

konferenz ermöglicht werden. Eine Ausferti-

gung des Vollzugsplans und seiner Fortschrei-

bungen ist ihnen auszuhändigen. Er ist den 

Vollstreckungsleitungen zu übermitteln und 

auf Verlangen der Personensorgeberechtigten 

diesen schriftlich bekannt zu geben. 
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auf Verlangen der Personensorgeberechtigten 

diesen schriftlich bekannt zu geben. 

§ 15 

Sozialtherapie 

(1) Gefangene, die wegen erheblicher Strafta-

ten gegen das Leben, die körperliche Unver-

sehrtheit oder die sexuelle Selbstbestimmung 

verurteilt worden sind, werden in eine sozial-

therapeutische Einrichtung des Jugendstraf-

vollzuges verlegt, wenn eine sozialtherapeuti-

sche Behandlung zur Eingliederung und För-

derung der Gefangenen angezeigt und erfolg-

versprechend ist. 

(2) Andere Gefangene sollen mit ihrer Zustim-

mung in eine sozialtherapeutische Einrichtung 

des Jugendstrafvollzuges verlegt werden, 

wenn deren Teilnahme an den dortigen Be-

handlungsprogrammen zu ihrer Eingliederung 

und zur Verringerung erheblicher Gefahren, 

die von den Gefangenen für die Allgemeinheit 

ausgehen, angezeigt und erfolgversprechend 

ist. Erhebliche Gefahren für die Allgemeinheit 

bestehen insbesondere dann, wenn auf Grund 

einer Störung der sozialen und persönlichen 

Entwicklung der oder des Gefangenen weitere 

erhebliche Straftaten zu erwarten sind. 

(3) Die Bereitschaft der Gefangenen zur Teil-

nahme an einer sozialtherapeutischen Behand-

lung und zur Unterbringung in einer sozialthe-

rapeutischen Einrichtung ist zu wecken und 

durch vorbereitende Maßnahmen zu fördern. 

(4) Die Unterbringung soll zu einem Zeitpunkt 

erfolgen, der entweder den Abschluss der Be-

handlung zum voraussichtlichen Entlassungs-

zeitpunkt erwarten lässt oder die Fortsetzung 

der Behandlung nach der Entlassung ermög-

licht. 

(5) Die Unterbringung der Gefangenen in der 

sozialtherapeutischen Einrichtung endet, 

wenn der Zweck der Behandlung aus Grün-

den, die in ihrer Person liegen, nicht erreicht 

werden kann. 

(6) Sozialtherapeutische Behandlung wird in 

besonderen Abteilungen der Jugendstrafvoll-

zugsanstalten (sozialtherapeutische Einrich-

tungen) vollzogen. Der Vollzug erfolgt in 

§ 15 

Sozialtherapie 

(1) Gefangene, die wegen erheblicher Strafta-

ten gegen das Leben, die körperliche Unver-

sehrtheit oder die sexuelle Selbstbestimmung 

verurteilt worden sind, werden in eine sozial-

therapeutische Einrichtung des Jugendstraf-

vollzuges verlegt, wenn eine sozialtherapeuti-

sche Behandlung zur Eingliederung und För-

derung der Gefangenen angezeigt und erfolg-

versprechend ist. 

(2) Andere Gefangene sollen mit ihrer Zustim-

mung in eine sozialtherapeutische Einrichtung 

des Jugendstrafvollzuges verlegt werden, 

wenn deren Teilnahme an den dortigen Be-

handlungsprogrammen zu ihrer Eingliederung 

und zur Verringerung erheblicher Gefahren, 

die von den Gefangenen für die Allgemeinheit 

ausgehen, angezeigt und erfolgversprechend 

ist. Erhebliche Gefahren für die Allgemeinheit 

bestehen insbesondere dann, wenn auf Grund 

einer Störung der sozialen und persönlichen 

Entwicklung der oder des Gefangenen weitere 

erhebliche Straftaten zu erwarten sind. 

(3) Die Bereitschaft der Gefangenen zur Teil-

nahme an einer sozialtherapeutischen Behand-

lung und zur Unterbringung in einer sozialthe-

rapeutischen Einrichtung ist zu wecken und 

durch vorbereitende Maßnahmen zu fördern. 

(4) Die Unterbringung soll zu einem Zeitpunkt 

erfolgen, der entweder den Abschluss der Be-

handlung zum voraussichtlichen Entlassungs-

zeitpunkt erwarten lässt oder die Fortsetzung 

der Behandlung nach der Entlassung ermög-

licht. 

(5) Die Unterbringung der Gefangenen in der 

sozialtherapeutischen Einrichtung endet, 

wenn der Zweck der Behandlung aus Grün-

den, die in ihrer Person liegen, nicht erreicht 

werden kann. 

(6) Sozialtherapeutische Behandlung wird in 

besonderen Abteilungen der Jugendstrafvoll-

zugsanstalten (sozialtherapeutische Einrich-

tungen) vollzogen. Der Vollzug erfolgt in 
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überschaubaren Wohngruppen, deren Ausge-

staltung an den Grundsätzen sozialtherapeuti-

scher Behandlung auszurichten ist. Die Wohn-

gruppen werden jeweils durch eine Mitarbei-

terin oder einen Mitarbeiter des Sozialen 

Dienstes, eine Psychologin oder einen Psycho-

logen und fest zugeordnete Bedienstete des 

allgemeinen Vollzugsdienstes betreut. Die Di-

agnostik soll durch Personen erfolgen, die 

nicht an der therapeutischen Betreuung der 

Gefangenen beteiligt sind. 

(7) Gefangenen kann zur Vorbereitung der 

Entlassung aus einer sozialtherapeutischen 

Einrichtung Langzeitausgang bis zu sechs Mo-

naten gewährt werden, insbesondere wenn 

ihre Unterkunft gesichert, ein Arbeits- oder 

Weiterbildungsplatz vorhanden und das sozi-

ale Umfeld für ihre Eingliederung förderlich 

ist. § 42 Absatz 1 und 6 bis 9 dieses Gesetzes 

und § 56 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-

Westfalen gelten entsprechend. Gefangenen 

sollen für den Langzeitausgang Weisungen (§ 

44) erteilt werden. Sie sollen insbesondere an-

gewiesen werden, sich einer von der Einrich-

tung bestimmten Betreuungsperson zu unter-

stellen und für eine bestimmte Zeit in die sozi-

altherapeutische Einrichtung zurückzukehren. 

Der Langzeitausgang wird widerrufen, wenn 

dies aus Gründen der Behandlung der Gefan-

genen erforderlich ist. § 83 des Strafvollzugs-

gesetzes Nordrhein-Westfalen über den Wi-

derruf von Maßnahmen bleibt unberührt. 

 

(8) Die sozialtherapeutischen Einrichtungen 

sollen nach Entlassung der Gefangenen die in 

der Einrichtung begonnene Betreuung und Be-

handlung auf Antrag der Gefangenen vorüber-

gehend fortführen, wenn das Ziel der früheren 

Behandlung gefährdet ist und die Betreuung 

nicht anderweitig sichergestellt werden kann. 

Die nachgehende Betreuung kann in sozialthe-

rapeutischen Nachsorgeambulanzen in den so-

zialtherapeutischen Einrichtungen durchge-

führt werden. 

(9) Eine vorübergehende Aufnahme auf frei-

williger Grundlage nach der Entlassung der 

Gefangenen ist zulässig, wenn das Ziel der vo-

überschaubaren Wohngruppen, deren Ausge-

staltung an den Grundsätzen sozialtherapeuti-

scher Behandlung auszurichten ist. Die Wohn-

gruppen werden jeweils durch eine Mitarbei-

terin oder einen Mitarbeiter des Sozialen 

Dienstes, eine Psychologin oder einen Psycho-

logen und fest zugeordnete Bedienstete des 

allgemeinen Vollzugsdienstes betreut. Die Di-

agnostik soll durch Personen erfolgen, die 

nicht an der therapeutischen Betreuung der 

Gefangenen beteiligt sind. 

(7) Gefangenen kann zur Vorbereitung der 

Entlassung aus einer sozialtherapeutischen 

Einrichtung Langzeitausgang bis zu sechs Mo-

naten gewährt werden, insbesondere wenn 

ihre Unterkunft gesichert, ein Arbeits- oder 

Weiterbildungsplatz vorhanden und das sozi-

ale Umfeld für ihre Eingliederung förderlich 

ist. § 42 Absatz 1 und 6 bis 9 dieses Gesetzes 

und § 56 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-

Westfalen vom 13. Januar 2015 (GV. NRW. 

S. 76) in der jeweils geltenden Fassung gelten 

entsprechend. Gefangenen sollen für den 

Langzeitausgang Weisungen (§ 44) erteilt 

werden. Sie sollen insbesondere angewiesen 

werden, sich einer von der Einrichtung be-

stimmten Betreuungsperson zu unterstellen 

und für eine bestimmte Zeit in die sozialthera-

peutische Einrichtung zurückzukehren. Der 

Langzeitausgang wird widerrufen, wenn dies 

aus Gründen der Behandlung der Gefangenen 

erforderlich ist. § 83 des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen über den Widerruf von 

Maßnahmen bleibt unberührt. 

(8) Die sozialtherapeutischen Einrichtungen 

sollen nach Entlassung der Gefangenen die in 

der Einrichtung begonnene Betreuung und Be-

handlung auf Antrag der Gefangenen vorüber-

gehend fortführen, wenn das Ziel der früheren 

Behandlung gefährdet ist und die Betreuung 

nicht anderweitig sichergestellt werden kann. 

Die nachgehende Betreuung kann in sozialthe-

rapeutischen Nachsorgeambulanzen in den so-

zialtherapeutischen Einrichtungen durchge-

führt werden. 

(9) Eine vorübergehende Aufnahme auf frei-

williger Grundlage nach der Entlassung der 

Gefangenen ist zulässig, wenn das Ziel der vo-

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14854&vd_back=N76&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14854&vd_back=N76&sg=0&menu=0
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rangegangenen Behandlung ansonsten gefähr-

det ist. § 48 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 bis 

6 gilt entsprechend. 

rangegangenen Behandlung ansonsten gefähr-

det ist. § 48 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 bis 

6 gilt entsprechend. 

§ 17 

Unterbringung, Aufenthalt, Wohngrup-

penvollzug 

(1) Gefangene werden in Einrichtungen des 

geschlossenen Vollzuges während der Ruhe-

zeit in ihren Hafträumen allein untergebracht. 

Eine gemeinsame Unterbringung ist zulässig, 

wenn 

1. eine Gefahr für Leben oder Gesundheit der 

Gefangenen besteht, 

2. Gefangene hilfsbedürftig sind, 

3. dies aus Gründen der Förderung oder Erzie-

hung erforderlich ist, 

4. dies im Einzelfall aus zwingenden Gründen 

der Anstaltsorganisation vorübergehend erfor-

derlich ist oder 

 

 

5. sich die Gefangenen im Justizvollzugskran-

kenhaus oder in Kranken- oder Pflegeabteilun-

gen von Justizvollzugseinrichtungen befinden, 

und eine schädliche Beeinflussung der Gefan-

genen nicht zu befürchten ist. Die Gefangenen 

müssen für die gemeinschaftliche Unterbrin-

gung geeignet sein, insbesondere dürfen we-

der körperliche Übergriffe noch die Ausübung 

psychischen Zwangs zu erwarten sein. 

(2) Für den Aufenthalt während der Arbeit und 

Freizeit in Gemeinschaft gilt § 14 Absatz 2 

und 3 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-

Westfalen entsprechend. 

(3) Weibliche Gefangene werden getrennt von 

männlichen Gefangenen untergebracht. Ge-

meinsame Förderangebote, insbesondere eine 

gemeinsame Schul- und Berufsausbildung, so-

wie gemeinsame kulturelle oder religiöse Ver-

anstaltungen sind zulässig. § 86 des Strafvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gilt ent-

sprechend.  

(4) Geeignete Gefangene werden in über-

schaubaren Wohngruppen untergebracht, die 

§ 17 

Unterbringung, Aufenthalt, Wohngrup-

penvollzug 

(1) Gefangene werden in Einrichtungen des 

geschlossenen Vollzuges während der Ruhe-

zeit in ihren Hafträumen allein untergebracht. 

Eine gemeinsame Unterbringung ist zulässig, 

wenn 

1. eine Gefahr für Leben oder Gesundheit der 

Gefangenen besteht, 

2. Gefangene hilfsbedürftig sind, 

3. dies aus Gründen der Förderung oder Erzie-

hung erforderlich ist, 

4. dies im Einzelfall aus zwingenden Gründen 

der Anstaltsorganisation vorübergehend erfor-

derlich ist, wobei der Zeitraum der gemeinsa-

men Unterbringung für die einzelnen Gefan-

genen vier Monate nicht überschreiten soll, o-

der 

5. sich die Gefangenen im Justizvollzugskran-

kenhaus oder in Kranken- oder Pflegeabteilun-

gen von Justizvollzugseinrichtungen befinden, 

und eine schädliche Beeinflussung der Gefan-

genen nicht zu befürchten ist. Die Gefangenen 

müssen für die gemeinschaftliche Unterbrin-

gung geeignet sein, insbesondere dürfen we-

der körperliche Übergriffe noch die Ausübung 

psychischen Zwangs zu erwarten sein. 

(2) Für den Aufenthalt während der Arbeit und 

Freizeit in Gemeinschaft gilt § 14 Absatz 2 

und 3 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-

Westfalen entsprechend. 

(3) Weibliche Gefangene werden getrennt von 

männlichen Gefangenen untergebracht. Ge-

meinsame Förderangebote, insbesondere eine 

gemeinsame Schul- und Berufsausbildung, so-

wie gemeinsame kulturelle oder religiöse Ver-

anstaltungen sind zulässig. § 86 des Strafvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gilt ent-

sprechend.  

(4) Geeignete Gefangene werden in über-

schaubaren Wohngruppen untergebracht, die 
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das Alter, die voraussichtliche Dauer der In-

haftierung und die Straftat der Gefangenen be-

rücksichtigen. Der Wohngruppenvollzug dient 

insbesondere der Einübung sozialverträgli-

chen Zusammenlebens sowie der Übernahme 

von Verantwortung für sich und andere und er-

möglicht den dort untergebrachten Gefange-

nen, ihren Vollzugsalltag weitgehend selbst-

ständig zu regeln. Zu einer Wohngruppe gehö-

ren neben Hafträumen weitere Räume und 

Einrichtungen zur gemeinsamen Nutzung. Sie 

soll durch fest zugeordnete Bedienstete betreut 

werden. 

das Alter, die voraussichtliche Dauer der In-

haftierung und die Straftat der Gefangenen be-

rücksichtigen. Der Wohngruppenvollzug dient 

insbesondere der Einübung sozialverträgli-

chen Zusammenlebens sowie der Übernahme 

von Verantwortung für sich und andere und er-

möglicht den dort untergebrachten Gefange-

nen, ihren Vollzugsalltag weitgehend selbst-

ständig zu regeln. Zu einer Wohngruppe gehö-

ren neben Hafträumen weitere Räume und 

Einrichtungen zur gemeinsamen Nutzung. Sie 

soll durch fest zugeordnete Bedienstete betreut 

werden. 

§ 19 

Persönlicher Bereich  

(1) Gefangene tragen Anstaltskleidung. Das 

Tragen eigener Kleidung innerhalb der Anstalt 

kann gestattet werden, soweit die Gefangenen 

für Reinigung und Instandhaltung auf eigene 

Kosten sorgen. Bei Ausführungen und Vor-

führungen ist ihnen zu gestatten, eigene Klei-

dung zu tragen, wenn zu erwarten ist, dass sie 

nicht entweichen.  

(2) Gefangene dürfen ihren Haftraum in ange-

messenem Umfang mit eigenen Sachen aus-

statten. Sie dürfen nur in Gewahrsam haben, 

was ihnen von der Anstalt oder mit deren Er-

laubnis überlassen worden ist. Gegenstände, 

die die Übersichtlichkeit des Haftraums behin-

dern, eine unverhältnismäßig aufwändige 

Überprüfung erfordern, sonst die Sicherheit o-

der Ordnung der Anstalt oder die Erreichung 

des Vollzugsziels gefährden können, dürfen 

sie nicht in Gewahrsam haben.  

 

(3) Eingebrachte Sachen, die Gefangene nicht 

in Gewahrsam haben dürfen, sind für sie auf-

zubewahren. Lassen die Verhältnisse der An-

stalt eine Aufbewahrung nicht zu und weigern 

sich Gefangene, die Sachen zu versenden, 

werden diese auf Kosten der Gefangenen ver-

nichtet, verwertet oder aus der Anstalt ent-

fernt.  

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, 

die Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen 

einer Anstalt vermitteln, dürfen vernichtet o-

der unbrauchbar gemacht werden. 

§ 19 

Persönlicher Bereich  

(1) Gefangene tragen Anstaltskleidung. Das 

Tragen eigener Kleidung innerhalb der Anstalt 

kann gestattet werden, soweit die Gefangenen 

für Reinigung, und Instandhaltung und regel-

mäßigen Wechsel auf eigene Kosten sorgen. 

Bei Ausführungen und Vorführungen ist ihnen 

zu gestatten, eigene Kleidung zu tragen, wenn 

zu erwarten ist, dass sie nicht entweichen.  

(2) Gefangene dürfen ihren Haftraum in ange-

messenem Umfang mit eigenen Sachen aus-

statten. Sie dürfen nur in Gewahrsam haben, 

was ihnen von der jeweiligen Anstalt oder mit 

deren jeweiliger Erlaubnis überlassen worden 

ist. Gegenstände, die die Übersichtlichkeit des 

Haftraums behindern, eine unverhältnismäßig 

aufwändige Überprüfung erfordern, sonst die 

Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder die 

Erreichung des Vollzugsziels gefährden kön-

nen, dürfen sie nicht in Gewahrsam haben. 

(3) Eingebrachte Sachen, die Gefangene nicht 

in Gewahrsam haben dürfen, sind für sie auf-

zubewahren. Lassen die Verhältnisse der An-

stalt eine Aufbewahrung nicht zu und weigern 

sich Gefangene, die Sachen zu versenden, 

werden diese auf Kosten der Gefangenen ver-

nichtet, verwertet oder aus der Anstalt ent-

fernt.  

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, 

die Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen 

einer Anstalt vermitteln, dürfen vernichtet o-

der unbrauchbar gemacht werden. 
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§ 23 

Besuche 

(1) Die Gesamtdauer der Besuche beträgt min-

destens vier Stunden im Monat. Besuchsmög-

lichkeiten sind auch an mindestens zwei Wo-

chenenden im Monat vorzusehen. Das Nähere 

regelt die Anstalt. 

(2) Besuchskontakte zwischen Gefangenen 

und ihren Kindern werden besonders geför-

dert. Diese Besuche werden nicht auf die Re-

gelbesuchszeiten angerechnet. Ein familienge-

rechter Umgang zum Wohl der minderjähri-

gen Kinder ist zu gestatten. Bei der Ausgestal-

tung der Besuchsmöglichkeiten, namentlich 

der Besuchszeiten und der Rahmenbedingun-

gen der Besuche, sind die Bedürfnisse der 

minderjährigen Kinder der Gefangenen zu be-

rücksichtigen. 

 

 

(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen 

werden, wenn sie die Erziehung oder Einglie-

derung der Gefangenen fördern oder persönli-

chen, rechtlichen oder geschäftlichen Angele-

genheiten dienen, die von den Gefangenen 

nicht schriftlich erledigt, durch Dritte wahrge-

nommen oder bis zur Entlassung der Gefange-

nen aufgeschoben werden können.  

(4) Den Gefangenen können zudem mehrstün-

dige, unbeaufsichtigte Besuche (Langzeitbe-

suche) ermöglicht werden, wenn dies zur För-

derung familiärer, partnerschaftlicher oder an-

derer gleichwertiger Kontakte der Gefangenen 

geboten erscheint und verantwortet werden 

kann.  

(5) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 

der Anstalt kann die Zulassung einer Person 

zum Besuch von ihrer Durchsuchung oder ei-

ner Sicherheitsanfrage nach § 21 des Justiz-

vollzugsdatenschutzgesetzes Nordrhein-

Westfalen vom 12. Oktober 2018 (GV. NRW. 

S. 555) abhängig gemacht werden.  

(6) Die Anstalt kann die Anzahl der gleichzei-

tig zum Besuch zugelassenen Personen be-

schränken. 

§ 23 

Besuche 

(1) Die Gesamtdauer der Besuche beträgt min-

destens vier Stunden im Monat. Besuchsmög-

lichkeiten sind auch an mindestens zwei Wo-

chenenden im Monat vorzusehen. Das Nähere 

regelt die Anstalt. 

(2) Besuchskontakte zwischen Gefangenen 

und ihren Kindern werden besonders geför-

dert. Diese Besuche werden nicht auf die Re-

gelbesuchszeiten angerechnet. Ein familienge-

rechter Umgang zum Wohl der minderjähri-

gen Kinder ist zu gestatten. Bei der Ausgestal-

tung der Besuchsmöglichkeiten, namentlich 

der Besuchstage, Besuchszeiten, und regelmä-

ßigen Begleitung durch den anderen Elternteil 

oder die andere sorgeberechtigte Person sowie 

und der Rahmenbedingungen der Besuche, 

sind die Bedürfnisse der minderjährigen Kin-

der der Gefangenen zu berücksichtigen. 

(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen 

werden, wenn sie die Erziehung oder Einglie-

derung der Gefangenen fördern oder persönli-

chen, rechtlichen oder geschäftlichen Angele-

genheiten dienen, die von den Gefangenen 

nicht schriftlich erledigt, durch Dritte wahrge-

nommen oder bis zur Entlassung der Gefange-

nen aufgeschoben werden können.  

(4) Den Gefangenen können zudem mehrstün-

dige, unbeaufsichtigte Besuche (Langzeitbe-

suche) ermöglicht werden, wenn dies zur För-

derung familiärer, partnerschaftlicher oder an-

derer gleichwertiger Kontakte der Gefangenen 

geboten erscheint und verantwortet werden 

kann.  

(5) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 

der Anstalt kann die Zulassung einer Person 

zum Besuch von ihrer Durchsuchung oder ei-

ner Sicherheitsanfrage nach § 21 des Justiz-

vollzugsdatenschutzgesetzes Nordrhein-

Westfalen vom 12. Oktober 2018 (GV. NRW. 

S. 555) abhängig gemacht werden.  

(6) Die Anstalt kann die Anzahl der gleichzei-

tig zum Besuch zugelassenen Personen be-

schränken. 
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(7) Für die Überwachung von Besuchen gilt § 

20 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-West-

falen entsprechend. 

(7) Für die Überwachung von Besuchen gilt § 

20 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-West-

falen entsprechend. 

§ 29 

Schulische und berufliche Aus- und Wei-

terbildung, Arbeit 

(1) Der Förder- und Erziehungsauftrag des Ju-

gendstrafvollzuges wird insbesondere durch 

schulische und berufliche Bildung und eine 

zielgerichtet qualifizierende Beschäftigung 

der Gefangenen verwirklicht. Analphabeten 

sollen das Lesen und Schreiben erlernen kön-

nen. Gefangenen, die der deutschen Sprache 

nicht mächtig sind, sollen Deutschkurse ange-

boten werden. Die Gefangenen sind in dem 

Bemühen zu unterstützen, einen anerkannten 

Abschluss oder eine anschlussfähige, für den 

weiteren Bildungsweg oder den Arbeitsmarkt 

relevante Teilqualifikation zu erlangen.  

(2) Die Gefangenen sind während der Arbeits-

zeit vorrangig zur Teilnahme an schulischen 

und beruflichen Orientierungs-, Aus- und 

Weiterbildungsmaßnahmen oder speziellen 

Maßnahmen zur Förderung ihrer schulischen, 

beruflichen oder persönlichen Entwicklung 

verpflichtet, im Übrigen zur Arbeit oder ar-

beitstherapeutischen Beschäftigung, soweit 

sie dazu in der Lage sind. Die Gefangenen 

können im Vollstreckungsjahr bis zu drei Mo-

naten zu Hilfstätigkeiten in der Anstalt ver-

pflichtet werden, mit ihrer Zustimmung auch 

darüber hinaus. Bei der Zuweisung einer Be-

schäftigung sind die jeweiligen Fähigkeiten, 

Fertigkeiten und Interessen der Gefangenen zu 

berücksichtigen. Die gesetzlichen Beschäfti-

gungsverbote zum Schutz erwerbstätiger Müt-

ter sowie die Regelungen des Jugendarbeits-

schutzgesetzes vom 12. April 1976 (BGBl. I S. 

965) in der jeweils geltenden Fassung finden 

Anwendung. 

 

 

 

 

 

§ 29 

Schulische und berufliche Aus- und Wei-

terbildung, Arbeit 

(1) Der Förder- und Erziehungsauftrag des Ju-

gendstrafvollzuges wird insbesondere durch 

schulische und berufliche Bildung und eine 

zielgerichtet qualifizierende Beschäftigung 

der Gefangenen verwirklicht. Analphabeten 

sollen das Lesen und Schreiben erlernen kön-

nen. Gefangenen, die der deutschen Sprache 

nicht mächtig sind, sollen Deutschkurse ange-

boten werden. Die Gefangenen sind in dem 

Bemühen zu unterstützen, einen anerkannten 

Abschluss oder eine anschlussfähige, für den 

weiteren Bildungsweg oder den Arbeitsmarkt 

relevante Teilqualifikation zu erlangen.  

(2) Die Gefangenen sind während der Arbeits-

zeit vorrangig zur Teilnahme an schulischen 

und beruflichen Orientierungs-, Aus- und 

Weiterbildungsmaßnahmen oder speziellen 

Maßnahmen zur Förderung ihrer schulischen, 

beruflichen oder persönlichen Entwicklung 

verpflichtet, im Übrigen zur Arbeit oder ar-

beitstherapeutischen Beschäftigung, soweit 

sie dazu in der Lage sind. Die Gefangenen 

können im Vollstreckungsjahr bis zu drei Mo-

naten zu Hilfstätigkeiten in der Anstalt ver-

pflichtet werden, mit ihrer Zustimmung auch 

darüber hinaus. Bei der Zuweisung einer Be-

schäftigung sind die jeweiligen Fähigkeiten, 

Fertigkeiten und Interessen der Gefangenen zu 

berücksichtigen. Die gesetzlichen Beschäfti-

gungsverbote zum Schutz erwerbstätiger Müt-

ter sowie die Regelungen des Jugendarbeits-

schutzgesetzes vom 12. April 1976 (BGBl. I S. 

965) in der jeweils geltenden Fassung finden 

Anwendung. Hinsichtlich der Beschäftigung 

der Gefangenen gilt § 29 des Strafvollzugsge-

setzes Nordrhein-Westfalen mit der Maßgabe 

entsprechend, dass die Gefangenen während 

der Arbeitszeit vorrangig zur Teilnahme an 

schulischen und beruflichen Orientierungs-, 

Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen oder 

speziellen Maßnahmen zur Förderung ihrer 

schulischen, beruflichen oder persönlichen 
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(3) Zeugnisse und Nachweise über schulische 

und berufliche Bildung enthalten keine Hin-

weise auf eine Inhaftierung. 

 

(4) Gefangenen soll gestattet werden, einer 

Arbeit oder beruflichen Aus- oder Weiterbil-

dungsmaßnahme auf der Grundlage eines 

freien Beschäftigungsverhältnisses außerhalb 

der Anstalt nachzugehen oder sich selbst zu 

beschäftigen, wenn sie hierfür geeignet sind. § 

42 Absatz 1 und Absatz 2 Nummer 4 gilt ent-

sprechend. Die Anstalt kann verlangen, dass 

ihr das Entgelt zur Gutschrift für die Gefange-

nen überwiesen wird. 

(5) § 29 Absatz 5 des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend. 

Entwicklung verpflichtet sind. Die Regelun-

gen des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 12. 

April 1976 (BGBl. I S. 965) in der jeweils gel-

tenden Fassung gelten entsprechend. 

(3) Zeugnisse und Nachweise über schulische 

und berufliche Bildung enthalten, soweit mög-

lich, keine Hinweise auf eine Inhaftierung. 

(4) Gefangenen soll gestattet werden, einer 

Arbeit oder beruflichen Aus- oder Weiterbil-

dungsmaßnahme auf der Grundlage eines 

freien Beschäftigungsverhältnisses außerhalb 

der Anstalt nachzugehen oder sich selbst zu 

beschäftigen, wenn sie hierfür geeignet sind. § 

42 Absatz 1 und Absatz 2 Nummer 4 gilt ent-

sprechend. Die Anstalt kann verlangen, dass 

ihr das Entgelt zur Gutschrift für die Gefange-

nen überwiesen wird. 

(5) § 29 Absatz 5 des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend. 

§ 30 

Vergütung 

(1) Gefangene, die eine zugewiesene Arbeit o-

der eine Hilfstätigkeit ausüben, erhalten ein 

Arbeitsentgelt, welches auf Grundlage von 

neun Prozent der Bezugsgröße nach § 18 des 

Vierten Buchs Sozialgesetzbuch - Gemein-

same Vorschriften für die Sozialversicherung 

- in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. 

November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 

I S. 363) in der jeweils geltenden Fassung be-

messen wird (Eckvergütung). Ein Tagessatz 

ist der zweihundertfünfzigste Teil der Eckver-

gütung. 

(2) Gefangenen, die während der Arbeitszeit 

ganz oder teilweise an einer schulischen oder 

beruflichen Orientierungs-, Aus- und Weiter-

bildungsmaßnahme oder einer sonstigen Maß-

nahme zur Förderung ihrer schulischen, beruf-

lichen oder persönlichen Entwicklung teilneh-

men, wird Ausbildungsbeihilfe gewährt, so-

weit ihnen keine Leistungen zum Lebensun-

terhalt zustehen, die nicht inhaftierten Perso-

nen aus solchem Anlass gewährt werden. Für 

die Bemessung der Ausbildungsbeihilfe gilt 

Absatz 1 entsprechend.  

§ 30 

Vergütung 

(1) Gefangene, die eine zugewiesene Arbeit o-

der eine Hilfstätigkeit ausüben, erhalten ein 

Arbeitsentgelt, welches auf Grundlage von 

neun Prozent der Bezugsgröße nach § 18 des 

Vierten Buchs Sozialgesetzbuch - Gemein-

same Vorschriften für die Sozialversicherung 

- in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. 

November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 

I S. 363) in der jeweils geltenden Fassung be-

messen wird (Eckvergütung). Ein Tagessatz 

ist der zweihundertfünfzigste Teil der Eckver-

gütung. 

(2) Gefangenen, die während der Arbeitszeit 

ganz oder teilweise an einer schulischen oder 

beruflichen Orientierungs-, Aus- und Weiter-

bildungsmaßnahme oder einer sonstigen Maß-

nahme zur Förderung ihrer schulischen, beruf-

lichen oder persönlichen Entwicklung teilneh-

men, wird Ausbildungsbeihilfe gewährt, so-

weit ihnen keine Leistungen zum Lebensun-

terhalt zustehen, die nicht inhaftierten Perso-

nen aus solchem Anlass gewährt werden. Für 

die Bemessung der Ausbildungsbeihilfe gilt 

Absatz 1 entsprechend.  
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(3) Gefangene, die an einer arbeitstherapeuti-

schen Maßnahme teilnehmen, erhalten ein Ar-

beitsentgelt, soweit dies der Art ihrer Tätigkeit 

und ihrer Arbeitsleistung entspricht.  

(4) § 32 Absatz 4 Satz 1 und 2 sowie Absatz 5 

und 6 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-

Westfalen gilt entsprechend. Das Justizminis-

terium wird ermächtigt, zur Umsetzung der 

Vorschriften über die Vergütung eine Rechts-

verordnung über die Bemessung des Arbeits-

entgeltes, die Ausbildungsbeihilfe, die anre-

chenbaren Arbeitszeiten, die Zeiteinheiten in 

Stunden oder Minuten, die Entgeltart als Zeit- 

oder Leistungsentgelt, die Vergütungsstufen 

und die Gewährung von Zulagen zu erlassen.  

(3) Gefangene, die an einer arbeitstherapeuti-

schen Maßnahme teilnehmen, erhalten ein Ar-

beitsentgelt, soweit dies der Art ihrer Tätigkeit 

und ihrer Arbeitsleistung entspricht.  

(4) § 32 Absatz 4 Satz 1 und 2 sowie Absatz 

5 und 6 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-

Westfalen gilt entsprechend. Das Justizminis-

terium wird ermächtigt, zur Umsetzung der 

Vorschriften über die Vergütung eine Rechts-

verordnung über die Bemessung des Arbeits-

entgeltes, die Ausbildungsbeihilfe, die anre-

chenbaren Arbeitszeiten, die Zeiteinheiten in 

Stunden oder Minuten, die Entgeltart als Zeit- 

oder Leistungsentgelt, die Vergütungsstufen 

und die Gewährung von Zulagen zu erlassen. 

Die Regelungen des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen zur Vergütung der Ge-

fangenen (§ 32) gelten entsprechend. 

§ 32 

Anerkennung von Bildung und Arbeit, 

Ausgleichsentschädigung 

(1) Als zusätzliche Anerkennung neben der 

Vergütung nach § 30 und der Freistellung nach 

§ 31 erhalten Gefangene auf Antrag für drei 

Monate zusammenhängender Teilnahme an 

einer schulischen oder beruflichen Orientie-

rungs-, Aus- und Weiterbildungsmaßnahme o-

der Ausübung einer zugewiesenen Arbeit, ar-

beitstherapeutischen Beschäftigung oder einer 

Hilfstätigkeit unter Fortzahlung der Vergü-

tung zwei Tage 

1. Freistellung von der Arbeitspflicht oder 

2. Langzeitausgang, soweit dessen Vorausset-

zungen vorliegen. 

Stellen Gefangene keinen Antrag oder kann 

Langzeitausgang nicht gewährt werden, wird 

der Entlassungszeitpunkt vorverlegt. Durch 

Zeiten, in denen Gefangene ohne ihr Verschul-

den an der Ausübung ihrer Beschäftigung 

nach § 29 gehindert sind, wird die Frist nach 

Satz 1 gehemmt. Beschäftigungszeiträume 

von unter drei Monaten bleiben unberücksich-

tigt. Langzeitausgang nach Satz 1 Nummer 2 

wird nicht auf die Höchstdauer des Langzeit-

ausgangs nach § 42 Absatz 3 angerechnet. 

§ 32 

Anerkennung von Bildung und Arbeit, 

Ausgleichsentschädigung 

(1) Als zusätzliche Anerkennung neben der 

Vergütung nach § 30 und der Freistellung nach 

§ 31 erhalten Gefangene auf Antrag für drei 

Monate zusammenhängender Teilnahme an 

einer schulischen oder beruflichen Orientie-

rungs-, Aus- und Weiterbildungsmaßnahme o-

der Ausübung einer zugewiesenen Arbeit, ar-

beitstherapeutischen Beschäftigung oder einer 

Hilfstätigkeit unter Fortzahlung der Vergü-

tung zwei Tage 

1. Freistellung von der Arbeitspflicht oder 

2. Langzeitausgang, soweit dessen Vorausset-

zungen vorliegen. 

Stellen Gefangene keinen Antrag oder kann 

Langzeitausgang nicht gewährt werden, wird 

der Entlassungszeitpunkt vorverlegt. Durch 

Zeiten, in denen Gefangene ohne ihr Verschul-

den an der Ausübung ihrer Beschäftigung 

nach § 29 gehindert sind, wird die Frist nach 

Satz 1 gehemmt. Beschäftigungszeiträume 

von unter drei Monaten bleiben unberücksich-

tigt. Langzeitausgang nach Satz 1 Nummer 2 

wird nicht auf die Höchstdauer des Langzeit-

ausgangs nach § 42 Absatz 3 angerechnet. 
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(2) Eine Vorverlegung des Entlassungszeit-

punktes ist ausgeschlossen, wenn  

1. bei einer Aussetzung der Vollstreckung des 

Restes einer Strafe zur Bewährung wegen des 

von der Entscheidung des Gerichts bis zur Ent-

lassung verbleibenden Zeitraums eine Anrech-

nung nicht mehr möglich ist,  

2. dies vom Gericht angeordnet wird, weil bei 

einer Aussetzung der Vollstreckung des Res-

tes einer Strafe zur Bewährung die Lebensver-

hältnisse der Gefangenen oder die Wirkungen, 

die von der Aussetzung für sie zu erwarten 

sind, die Vollstreckung bis zu einem bestimm-

ten Zeitpunkt erfordern,  

3. nach § 2 des Jugendgerichtsgesetzes in Ver-

bindung mit § 456a Absatz 1 der Strafprozess-

ordnung von der Vollstreckung abgesehen 

wird oder  

4. Gefangene im Gnadenwege aus der Haft 

entlassen werden.  

(3) Soweit eine Vorverlegung des Entlas-

sungszeitpunktes nach Absatz 2 ausgeschlos-

sen ist, erhalten Gefangene bei ihrer Entlas-

sung zusätzlich eine Ausgleichsentschädigung 

von 15 Prozent der Bezüge, die sie für die ge-

leistete Tätigkeit, die Grundlage für die Ge-

währung der Freistellungstage nach Absatz 1 

gewesen ist, erhalten haben. Der Anspruch 

entsteht erst mit der Entlassung. Vor der Ent-

lassung ist der Anspruch nicht verzinslich. § 

57 Absatz 4 des Strafgesetzbuchs gilt entspre-

chend. 

(2) Eine Vorverlegung des Entlassungszeit-

punktes ist ausgeschlossen, wenn  

1. bei einer Aussetzung der Vollstreckung des 

Restes einer Strafe zur Bewährung wegen des 

von der Entscheidung des Gerichts bis zur Ent-

lassung verbleibenden Zeitraums eine Anrech-

nung nicht mehr möglich ist,  

2. dies vom Gericht angeordnet wird, weil bei 

einer Aussetzung der Vollstreckung des Res-

tes einer Strafe zur Bewährung die Lebensver-

hältnisse der Gefangenen oder die Wirkungen, 

die von der Aussetzung für sie zu erwarten 

sind, die Vollstreckung bis zu einem bestimm-

ten Zeitpunkt erfordern,  

3. nach § 2 des Jugendgerichtsgesetzes in Ver-

bindung mit § 456a Absatz 1 der Strafprozess-

ordnung von der Vollstreckung abgesehen 

wird oder  

4. Gefangene im Gnadenwege aus der Haft 

entlassen werden.  

(3) Soweit eine Vorverlegung des Entlas-

sungszeitpunktes nach Absatz 2 ausgeschlos-

sen ist, erhalten Gefangene bei ihrer Entlas-

sung zusätzlich eine Ausgleichsentschädigung 

von 15 Prozent der Bezüge, die sie für die ge-

leistete Tätigkeit, die Grundlage für die Ge-

währung der Freistellungstage nach Absatz 1 

gewesen ist, erhalten haben. Der Anspruch 

entsteht erst mit der Entlassung. Vor der Ent-

lassung ist der Anspruch nicht verzinslich. § 

57 Absatz 4 des Strafgesetzbuchs gilt entspre-

chend. 

Die Regelungen des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen zur Anerkennung von 

Arbeit und Bildung sowie zur Ausgleichsent-

schädigung (§ 34) gelten entsprechend. 

§ 39 

Freizeit, Förderung der Kreativität 

(1) Gefangene erhalten Gelegenheit, ihre Frei-

zeit sinnvoll zu gestalten. Es sind ausreichende 

Freizeitangebote vorzuhalten, auch an den 

Wochenenden und Feiertagen sowie in den 

frühen Abendstunden.  

 

 

§ 39 

Freizeit, Förderung der Kreativität 

(1) Gefangene erhalten Gelegenheit, ihre Frei-

zeit sinnvoll zu gestalten. Ihnen ist wöchent-

lich die Teilnahme an angeleiteten Freizeitan-

geboten zu ermöglichen. Es sind ausreichende 

Freizeitangebote vorzuhalten, auch an den 

Wochenenden und Feiertagen sowie in den 

frühen Abendstunden.  
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(2) Angebote zur Förderung der Kreativität im 

Rahmen kultureller Formen sind zu entwi-

ckeln. Hierfür können Freizeitgruppen in äs-

thetischen Bereichen, namentlich in denen der 

Literatur, des Theaters, der Musik und des Ma-

lens, eingerichtet werden. 

 

 

 

 

(3) Die Gefangenen sind zur Teilnahme und 

Mitwirkung an Angeboten der Freizeitgestal-

tung, insbesondere auch an Gruppenveranstal-

tungen, anzuregen. Sie sollen auch Gelegen-

heit erhalten, den verantwortungsvollen Um-

gang mit neuen Medien zu erlernen und aus-

zuüben. Die Benutzung einer bedarfsgerecht 

ausgestatteten Bibliothek ist zu ermöglichen.  

(2) Angebote zur Förderung der Kreativität im 

Rahmen kultureller Formen Dem aktuellen 

Stand der Wissenschaft entsprechende, viel-

fältige Freizeitmaßnahmen auch zur Förde-

rung der Kreativität im Rahmen kultureller 

Formen sind zu entwickeln anzubieten, um 

Kompetenzen der Gefangenen insbesondere 

durch informelles Lernen zu entwickeln und 

zu stärken. Hierfür können Freizeitgruppen in 

ästhetischen Bereichen, namentlich in denen 

der Literatur, des Theaters, der Musik und des 

Malens, eingerichtet werden.  

(3) Die Gefangenen sind zur Teilnahme und 

Mitwirkung an Angeboten der Freizeitgestal-

tung, insbesondere auch an Gruppenveranstal-

tungen, anzuregen. Sie sollen auch Gelegen-

heit erhalten, den verantwortungsvollen Um-

gang mit neuen Medien zu erlernen und aus-

zuüben. Die Benutzung einer bedarfsgerecht 

ausgestatteten Bibliothek ist zu ermöglichen. 

§ 42 

Vollzugsöffnende Maßnahmen 

(1) Mit Zustimmung der Gefangenen können 

vollzugsöffnende Maßnahmen gewährt wer-

den, wenn verantwortet werden kann zu erpro-

ben, dass die Gefangenen sich dem Vollzug 

der Strafe nicht entziehen oder die vollzugs-

öffnenden Maßnahmen nicht zur Begehung 

von Straftaten missbrauchen werden. Bei der 

Entscheidung über die Gewährung der Maß-

nahmen sind die Belange der Gefangenen mit 

den Schutzinteressen der Allgemeinheit abzu-

wägen, insbesondere sind die Persönlichkeit 

der Gefangenen, der individuelle und soziale 

Entwicklungsstand, ihre Mitwirkungsbereit-

schaft, ihr sonstiges Vollzugsverhalten, die 

Vollzugsdauer, die Art der Maßnahme sowie 

Aspekte der Förderung der Gefangenen zu be-

rücksichtigen. 

(2) Als vollzugsöffnende Maßnahmen kom-

men namentlich in Betracht:  

1. das Verlassen der Anstalt für eine be-

stimmte Tageszeit unter der ständigen und un-

mittelbaren Aufsicht von Bediensteten (Aus-

führung), 

2. das Verlassen der Anstalt für eine be-

stimmte Tageszeit in Begleitung einer von der 

§ 42 

Vollzugsöffnende Maßnahmen 

(1) Mit Zustimmung der Gefangenen können 

vollzugsöffnende Maßnahmen gewährt wer-

den, wenn verantwortet werden kann zu erpro-

ben, dass weder die Gefangenen sich dem 

Vollzug der Strafe nicht entziehen oder noch 

die vollzugsöffnenden Maßnahmen nicht zur 

Begehung von Straftaten missbrauchen wer-

den. Bei der Entscheidung über die Gewäh-

rung der Maßnahmen sind die Belange der Ge-

fangenen mit den Schutzinteressen der Allge-

meinheit abzuwägen, insbesondere sind die 

Persönlichkeit der Gefangenen, der individu-

elle und soziale Entwicklungsstand, ihre Mit-

wirkungsbereitschaft, ihr sonstiges Vollzugs-

verhalten, die Vollzugsdauer, die Art der Maß-

nahme sowie Aspekte der Förderung der Ge-

fangenen zu berücksichtigen. 

(2) Als vollzugsöffnende Maßnahmen kom-

men namentlich in Betracht:  

1. das Verlassen der Anstalt für eine be-

stimmte Tageszeit unter der ständigen und un-

mittelbaren Aufsicht von Bediensteten (Aus-

führung), 

2. das Verlassen der Anstalt für eine be-

stimmte Tageszeit in Begleitung einer von der 
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Anstalt zugelassenen Person (Begleitausgang) 

oder ohne Begleitung (Ausgang), 

3. das Verlassen der Anstalt für mehr als einen 

Tag (Langzeitausgang),  

4. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb 

der Anstalt unter Aufsicht Bediensteter (Au-

ßenbeschäftigung) oder ohne Aufsicht (Frei-

gang) und  

5. der Aufenthalt außerhalb der Anstalt ohne 

Aufsicht von Bediensteten zur Durchführung 

von Förder- und Erziehungsmaßnahmen (Bil-

dungs- und Förderausgang).  

(3) Langzeitausgang kann an bis zu 24 Kalen-

dertagen in einem Vollstreckungsjahr gewährt 

werden. Tage, an denen die Gefangenen den 

Langzeitausgang antreten, werden nicht mit-

gerechnet. Bildungs- und Förderausgang wird 

nicht auf die Höchstdauer nach Satz 1 ange-

rechnet. Durch Langzeitausgang wird die 

Strafvollstreckung nicht unterbrochen. 

(4) Können vollzugsöffnende Maßnahmen 

nach Absatz 2 Nummer 2 bis 5 noch nicht ver-

antwortet werden, sind insbesondere langjäh-

rig im Vollzug befindlichen Gefangenen Aus-

führungen zu gewähren, um schädlichen Aus-

wirkungen des Freiheitsentzuges frühzeitig 

entgegenzuwirken und ihre Lebenstüchtigkeit 

zu erhalten und zu festigen. Die Ausführungen 

unterbleiben, wenn die zur Sicherung erfor-

derlichen Maßnahmen den Zweck der Ausfüh-

rung gefährden. 

(5) Bei Ausführungen zur Erhaltung der Le-

benstüchtigkeit kann den Gefangenen, um 

Entweichungen entgegenzuwirken, nach Maß-

gabe des § 27 des Justizvollzugsdatenschutz-

gesetzes Nordrhein-Westfalen aufgegeben 

werden, die für eine elektronische Überwa-

chung ihres Aufenthaltsortes erforderlichen 

technischen Mittel ständig in betriebsbereitem 

Zustand bei sich zu führen und deren Funkti-

onsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen.  

(6) Kommen vollzugsöffnende Maßnahmen 

nicht in Betracht, sind die tragenden Gründe 

zu dokumentieren und den Gefangenen die 

noch zu erfüllenden Voraussetzungen in ver-

ständlicher Form zu vermitteln. 

Anstalt zugelassenen Person (Begleitausgang) 

oder ohne Begleitung (Ausgang), 

3. das Verlassen der Anstalt für mehr als einen 

Tag (Langzeitausgang),  

4. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb 

der Anstalt unter Aufsicht Bediensteter (Au-

ßenbeschäftigung) oder ohne Aufsicht (Frei-

gang) und  

5. der Aufenthalt außerhalb der Anstalt ohne 

Aufsicht von Bediensteten zur Durchführung 

von Förder- und Erziehungsmaßnahmen (Bil-

dungs- und Förderausgang).  

(3) Langzeitausgang kann an bis zu 24 Kalen-

dertagen in einem Vollstreckungsjahr gewährt 

werden. Tage, an denen die Gefangenen den 

Langzeitausgang antreten, werden nicht mit-

gerechnet. Bildungs- und Förderausgang wird 

nicht auf die Höchstdauer nach Satz 1 ange-

rechnet. Durch Langzeitausgang wird die 

Strafvollstreckung nicht unterbrochen. 

(4) Können vollzugsöffnende Maßnahmen 

nach Absatz 2 Nummer 2 bis 5 noch nicht ver-

antwortet werden, sind insbesondere langjäh-

rig im Vollzug befindlichen Gefangenen Aus-

führungen zu gewähren, um schädlichen Aus-

wirkungen des Freiheitsentzuges frühzeitig 

entgegenzuwirken und ihre Lebenstüchtigkeit 

zu erhalten und zu festigen. Die Ausführungen 

unterbleiben, wenn die zur Sicherung erfor-

derlichen Maßnahmen den Zweck der Ausfüh-

rung gefährden. 

(5) Bei Ausführungen zur Erhaltung der Le-

benstüchtigkeit kann den Gefangenen, um 

Entweichungen entgegenzuwirken, nach Maß-

gabe des § 27 des Justizvollzugsdatenschutz-

gesetzes Nordrhein-Westfalen aufgegeben 

werden, die für eine elektronische Überwa-

chung ihres Aufenthaltsortes erforderlichen 

technischen Mittel ständig in betriebsbereitem 

Zustand bei sich zu führen und deren Funkti-

onsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen.  

(6) Kommen vollzugsöffnende Maßnahmen 

nicht in Betracht, sind die tragenden Gründe 

zu dokumentieren und den Gefangenen die 

noch zu erfüllenden Voraussetzungen in ver-

ständlicher Form zu vermitteln. 
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(7) Bei der Ausgestaltung vollzugsöffnender 

Maßnahmen ist den berechtigten Schutzinte-

ressen der Opfer und gefährdeter Dritter Rech-

nung zu tragen. 

(8) Gefangene tragen die Reisekosten, die 

Kosten für ihren Lebensunterhalt und andere 

Aufwendungen während ihres Aufenthalts au-

ßerhalb der Anstalt. Die Kosten von Ausfüh-

rungen können den Gefangenen in angemesse-

nem Umfang auferlegt werden, soweit dies die 

Förderung und Erziehung oder die Eingliede-

rung nicht behindert. Bedürftigen Gefangenen 

kann die Anstalt zu ihren Aufwendungen eine 

Beihilfe in angemessenem Umfang gewähren. 

(9) Vollzugsöffnende Maßnahmen werden nur 

zum Aufenthalt im Inland gewährt. 

(10) § 56 des Strafvollzugsgesetzes Nord-

rhein-Westfalen gilt entsprechend. 

(7) Bei der Ausgestaltung vollzugsöffnender 

Maßnahmen ist den berechtigten Schutzinte-

ressen der Opfer und gefährdeter Dritter Rech-

nung zu tragen. 

(8) Gefangene tragen die Reisekosten, die 

Kosten für ihren Lebensunterhalt und andere 

Aufwendungen während ihres Aufenthalts au-

ßerhalb der Anstalt. Die Kosten von Ausfüh-

rungen können den Gefangenen in angemesse-

nem Umfang auferlegt werden, soweit dies 

weder die Förderung und Erziehung oder noch 

die Eingliederung nicht behindert. Bedürftigen 

Gefangenen kann die Anstalt zu ihren Auf-

wendungen eine Beihilfe in angemessenem 

Umfang gewähren. 

(9) Vollzugsöffnende Maßnahmen werden nur 

zum Aufenthalt im Inland gewährt. 

(10) § 56 des Strafvollzugsgesetzes Nord-

rhein-Westfalen gilt entsprechend. 

§ 49 

Grundsatz, Verhaltensvorschriften 

(1) Sicherheit und Ordnung bilden die Grund-

lage eines gewalt- und konfliktfreien Zusam-

menlebens in der Anstalt. Die Anstalt trifft die 

erforderlichen Maßnahmen, um ein Entwei-

chen der Gefangenen zu verhindern und die 

Sicherheit (§ 7) zu gewährleisten. Die Anstalt 

ist befugt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben die 

Identität aller Personen, die Zugang begehren, 

festzustellen.  

 

 

(2) Die Gefangenen haben sich nach der Ta-

geseinteilung der Anstalt zu richten. Sie sollen 

durch die Tageseinteilung auch an eine eigen-

verantwortliche Lebensgestaltung herange-

führt werden. Sie dürfen durch ihr Verhalten 

gegenüber Bediensteten, anderen Gefangenen 

und Dritten das geordnete Miteinander in der 

Anstalt nicht stören. Das Verantwortungsbe-

wusstsein der Gefangenen für ein entsprechen-

des Verhalten ist zu wecken und zu fördern.  

(3) Die Gefangenen haben die Anordnungen 

der Bediensteten zu befolgen, auch wenn sie 

§ 49 

Grundsatz, Verhaltensvorschriften 

(1) Sicherheit und Ordnung bilden die Grund-

lage eines gewalt- und konfliktfreien Zusam-

menlebens in der Anstalt. Die Anstalt trifft die 

erforderlichen Maßnahmen, um ein Entwei-

chen der Gefangenen zu verhindern und die 

Sicherheit (§ 7) zu gewährleisten. Der Zugang 

einer Person zu einer Anstalt kann aus Grün-

den der Sicherheit oder Ordnung von ihrer 

Durchsuchung abhängig gemacht werden. Die 

Anstalt ist zudem befugt, zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben die Identität aller Personen, die Zu-

gang begehren, festzustellen. 

(2) Die Gefangenen haben sich nach der Ta-

geseinteilung der Anstalt zu richten. Sie sollen 

durch die Tageseinteilung auch an eine eigen-

verantwortliche Lebensgestaltung herange-

führt werden. Sie dürfen durch ihr Verhalten 

gegenüber Bediensteten, anderen Gefangenen 

und Dritten das geordnete Miteinander in der 

Anstalt nicht stören. Das Verantwortungsbe-

wusstsein der Gefangenen für ein entsprechen-

des Verhalten ist zu wecken und zu fördern.  

(3) Die Gefangenen haben die Anordnungen 

der Bediensteten zu befolgen, auch wenn sie 
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sich beschwert fühlen. Einen ihnen zugewie-

senen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaubnis 

verlassen.  

(4) Gefangene sind verpflichtet, ihren Haft-

raum und die ihnen von der Anstalt überlasse-

nen Gegenstände in Ordnung zu halten und 

schonend zu behandeln.  

(5) Die Gefangenen haben Umstände, die eine 

Gefahr für das Leben oder eine erhebliche Ge-

fahr für die Gesundheit einer Person bedeuten, 

unverzüglich zu melden. 

sich beschwert fühlen. Einen ihnen zugewie-

senen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaubnis 

verlassen.  

(4) Gefangene sind verpflichtet, ihren Haft-

raum und die ihnen von der Anstalt überlasse-

nen Gegenstände in Ordnung zu halten und 

schonend zu behandeln.  

(5) Die Gefangenen haben Umstände, die eine 

Gefahr für das Leben oder eine erhebliche Ge-

fahr für die Gesundheit einer Person bedeuten, 

unverzüglich zu melden. 

§ 55 

Verfahren 

(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind 

sowohl belastende als auch entlastende Um-

stände zu ermitteln. Die Gefangenen werden 

gehört. Sie werden darüber unterrichtet, wel-

che Verfehlungen ihnen zur Last gelegt wer-

den. Sie sind darauf hinzuweisen, dass es 

ihnen freisteht sich zu äußern oder nicht zur 

Sache auszusagen. Die Äußerungen der Ge-

fangenen und die Ergebnisse der Ermittlungen 

sind zu dokumentieren.  

(2) Disziplinarmaßnahmen ordnet die An-

staltsleitung an. Die Aufsichtsbehörde ent-

scheidet, wenn sich die Verfehlung Gefange-

ner gegen die Anstaltsleiterin oder den An-

staltsleiter richtet. Bei einer Verfehlung der 

Gefangenen auf dem Weg in eine andere An-

stalt ist die Anstaltsleitung der Bestimmungs-

anstalt zuständig.  

 

 

(3) Die Anstaltsleitung soll sich bei schweren 

Verstößen vor der Entscheidung in einer Kon-

ferenz mit Personen besprechen, die maßgeb-

lich an der Förderung und Erziehung der Ge-

fangenen mitwirken.  

(4) Vor der Anordnung einer Disziplinarmaß-

nahme gegen Gefangene, die sich in medizini-

scher Behandlung befinden, oder gegen eine 

Schwangere oder eine Gefangene, die un-

längst entbunden hat, ist der ärztliche Dienst 

zu hören.  

§ 55 

Verfahren 

(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind 

sowohl belastende als auch entlastende Um-

stände zu ermitteln. Die Gefangenen werden 

gehört. Sie werden darüber unterrichtet, wel-

che Verfehlungen ihnen zur Last gelegt wer-

den. Sie sind darauf hinzuweisen, dass es 

ihnen freisteht sich zu äußern oder nicht zur 

Sache auszusagen. Die Äußerungen der Ge-

fangenen und die Ergebnisse der Ermittlungen 

sind zu dokumentieren.  

(2) Disziplinarmaßnahmen ordnet die An-

staltsleitung an. Die Aufsichtsbehörde ent-

scheidet, wenn sich die Verfehlung Gefange-

ner gegen die Anstaltsleiterin oder den An-

staltsleiter richtet. Bei einer Verfehlung der 

Gefangenen auf dem Weg in eine andere An-

stalt, die während der Verlegung in eine an-

dere Vollzugsanstalt begangen wird, ist die 

Anstaltsleitung der Bestimmungsanstalt zu-

ständig. 

(3) Die Anstaltsleitung soll sich bei schweren 

Verstößen vor der Entscheidung in einer Kon-

ferenz mit Personen besprechen, die maßgeb-

lich an der Förderung und Erziehung der Ge-

fangenen mitwirken.  

(4) Vor der Anordnung einer Disziplinarmaß-

nahme gegen Gefangene, die sich in medizini-

scher Behandlung befinden, oder gegen eine 

Schwangere oder eine Gefangene, die un-

längst entbunden hat, ist der ärztliche Dienst 

zu hören.  

(5) Disziplinarmaßnahmen sollen in einem en-

gen zeitlichen Zusammenhang mit der Pflicht-
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(5) Disziplinarmaßnahmen sollen in einem en-

gen zeitlichen Zusammenhang mit der Pflicht-

verletzung angeordnet werden. Mehrere Ver-

fehlungen, die gleichzeitig zu beurteilen sind, 

sollen durch eine Entscheidung geahndet wer-

den.  

(6) Die tragenden Gründe der Entscheidung 

werden schriftlich abgefasst und den Gefange-

nen mündlich eröffnet. Auf Verlangen ist den 

Gefangenen die schriftliche Begründung aus-

zuhändigen. 

verletzung angeordnet werden. Mehrere Ver-

fehlungen, die gleichzeitig zu beurteilen sind, 

sollen durch eine Entscheidung geahndet wer-

den.  

(6) Die tragenden Gründe der Entscheidung 

werden schriftlich abgefasst und den Gefange-

nen mündlich eröffnet. Auf Verlangen ist den 

Gefangenen die schriftliche Begründung aus-

zuhändigen. 

§ 59 

Anstalten und Einrichtungen 

(1) Die Jugendstrafe wird in hierfür bestimm-

ten, selbstständigen Anstalten der Landesjus-

tizverwaltung vollzogen, die entsprechend ih-

rem Zweck und den Erfordernissen des Ju-

gendstrafvollzuges auszugestalten sind und 

eine auf die unterschiedlichen Bedürfnisse der 

Gefangenen abgestimmte Behandlung ge-

währleisten. Sie kann auch in anderen geeig-

neten Einrichtungen außerhalb der Landesjus-

tizverwaltung in freien Formen vollzogen wer-

den. 

(2) Weibliche Gefangene können in getrenn-

ten Abteilungen des Strafvollzuges für er-

wachsene Frauen untergebracht werden; einer 

Unterbringung in getrennten Abteilungen be-

darf es nicht, wenn es sich um eine Einrich-

tung des offenen Frauenvollzuges handelt. In 

den Fällen des Satzes 1 erfolgt der Vollzug 

nach den Vorschriften dieses Gesetzes. Wird 

Jugendstrafe in Einrichtungen des Erwachse-

nenstrafvollzuges vollzogen, bleiben die Vor-

schriften dieses Gesetzes anwendbar. 

(3) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und 

Ausstattung von Plätzen, insbesondere für the-

rapeutische Maßnahmen, für Maßnahmen der 

Beschäftigung, Freizeit, Sport, Seelsorge und 

Besuche, vorzusehen. Räume für den Aufent-

halt während der Ruhe- und Freizeit sowie Ge-

meinschafts- und Besuchsräume sind wohn-

lich und zweckentsprechend auszustatten. 

 

 

(4) Die bauliche Gestaltung und das Außenge-

lände der Vollzugseinrichtung müssen in Ein-

§ 59 

Anstalten und Einrichtungen 

(1) Die Jugendstrafe wird in hierfür bestimm-

ten, selbstständigen Anstalten der Landesjus-

tizverwaltung vollzogen, die entsprechend ih-

rem Zweck und den Erfordernissen des Ju-

gendstrafvollzuges auszugestalten sind und 

eine auf die unterschiedlichen Bedürfnisse der 

Gefangenen abgestimmte Behandlung ge-

währleisten. Sie kann auch in anderen geeig-

neten Einrichtungen außerhalb der Landesjus-

tizverwaltung in freien Formen vollzogen wer-

den. 

(2) Weibliche Gefangene können in getrenn-

ten Abteilungen des Strafvollzuges für er-

wachsene Frauen untergebracht werden; einer 

Unterbringung in getrennten Abteilungen be-

darf es nicht, wenn es sich um eine Einrich-

tung des offenen Frauenvollzuges handelt. In 

den Fällen des Satzes 1 erfolgt der Vollzug 

nach den Vorschriften dieses Gesetzes. Wird 

Jugendstrafe in Einrichtungen des Erwachse-

nenstrafvollzuges vollzogen, bleiben die Vor-

schriften dieses Gesetzes anwendbar. 

(3) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und 

Ausstattung von Plätzen, insbesondere für the-

rapeutische Maßnahmen, für Maßnahmen der 

Beschäftigung, Freizeit, Sport, Seelsorge und 

Besuche, vorzusehen. Räume für den Aufent-

halt während der Ruhe- und Freizeit sowie Ge-

meinschafts- und Besuchsräume sind wohn-

lich und zweckentsprechend auszustatten. Ins-

besondere ist im Rahmen der baulichen Gege-

benheiten für eine kindgerechte Ausgestaltung 

der Besuchsräume und Wartebereiche zu sor-

gen. 
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klang mit dem Ziel der anstaltsinternen Förde-

rung und Erziehung stehen. Hierzu sollen die 

Abteilungen in Wohngruppen gegliedert sein.  

(5) Im Jugendstrafvollzug werden, soweit 

hierfür Bedarf besteht, sozialtherapeutische 

Einrichtungen vorgehalten. Die organisatori-

schen, personellen und baulichen Mindest-

standards sind auf die jugendspezifischen Be-

sonderheiten zugeschnitten. 

(4) Die bauliche Gestaltung und das Außenge-

lände der Vollzugseinrichtung müssen in Ein-

klang mit dem Ziel der anstaltsinternen Förde-

rung und Erziehung stehen. Hierzu sollen die 

Abteilungen in Wohngruppen gegliedert sein.  

(5) Im Jugendstrafvollzug werden, soweit 

hierfür Bedarf besteht, sozialtherapeutische 

Einrichtungen vorgehalten. Die organisatori-

schen, personellen und baulichen Mindest-

standards sind auf die jugendspezifischen Be-

sonderheiten zugeschnitten. 

§ 65 

Medizinische Versorgung 

(1) Die ärztliche Versorgung ist durch haupt-

amtliche Ärztinnen oder Ärzte sicherzustellen. 

Sie kann aus besonderen Gründen nebenamtli-

chen oder vertraglich verpflichteten Ärztinnen 

oder Ärzten übertragen werden. 

(2) Die Pflege erkrankter Gefangener soll von 

Krankenpflegekräften im Sinne des Kranken-

pflegegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 

1442) in der jeweils geltenden Fassung ausge-

übt werden. Stehen solche Kräfte nicht zur 

Verfügung, können Bedienstete des Vollzuges 

oder sonstige Kräfte eingesetzt werden, soweit 

sie eine entsprechende Qualifikation besitzen. 

§ 65 

Medizinische Versorgung 

(1) Die ärztliche Versorgung ist soll durch 

hauptamtliche Ärztinnen oder Ärzte sicherzu-

stellen sichergestellt werden. Sie kann aus be-

sonderen Gründen nebenamtlichen oder ver-

traglich verpflichteten Ärztinnen oder Ärzten 

übertragen werden. 

(2) Die Pflege erkrankter Gefangener soll von 

Krankenpflegekräften im Sinne des Kranken-

pflegegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 

1442) in der jeweils geltenden Fassung ausge-

übt werden. Stehen solche Kräfte nicht zur 

Verfügung, können Bedienstete des Vollzuges 

oder sonstige Kräfte eingesetzt werden, soweit 

sie eine entsprechende Qualifikation besitzen. 
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Jugendarrestvollzugsgesetz Nordrhein-

Westfalen vom 30. April 2013 
Nichtamtliche Änderungsfassung 

§ 1  

Ziel und Aufgaben  

(1) Der Vollzug des Jugendarrestes dient dem 

Ziel, die Jugendlichen zu befähigen, künftig 

eigenverantwortlich und ohne weitere Strafta-

ten zu leben. Ihnen ist dazu in erzieherisch ge-

eigneter Weise zu vermitteln, dass sie Verant-

wortung für ihr sozialwidriges Verhalten über-

nehmen und die notwendigen Konsequenzen 

für ihr künftiges Leben daraus ziehen müssen. 

Der Vollzug des Jugendarrestes soll auch da-

bei helfen, die Schwierigkeiten zu bewältigen, 

die zu der Begehung der Straftat beigetragen 

haben.  

 

 

 

(2) Alle an dem Vollzug des Jugendarrestes 

beteiligten Personen sowie die einbezogenen 

Institutionen arbeiten zusammen und wirken 

an der Erfüllung dieser Aufgaben zur Errei-

chung des Ziels mit. Hierbei sind auch die Per-

sonensorgeberechtigten, soweit möglich, in 

angemessener Weise einzubeziehen.  

§ 1  

Ziel und Aufgaben  

(1) Der Vollzug des Jugendarrestes dient dem 

Ziel, die Jugendlichen zu befähigen, künftig 

eigenverantwortlich und ohne weitere Strafta-

ten zu leben. Ihnen ist dazu in erzieherisch ge-

eigneter Weise zu vermitteln, dass sie Verant-

wortung für ihr sozialwidriges Verhalten über-

nehmen und die notwendigen Konsequenzen 

für ihr künftiges Leben daraus ziehen müssen. 

Der Vollzug des Jugendarrestes soll auch da-

bei helfen, die Schwierigkeiten zu bewältigen, 

die zu der Begehung der Straftat beigetragen 

haben.  

(2) Der Vollzug des Jugendarrestes nach § 16a 

des Jugendgerichtsgesetzes in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 11. Dezember 1974 

(BGBl. I S. 3427), das zuletzt durch Artikel 15 

Absatz 25 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 

(BGBl. I S. 882) geändert worden ist, dient 

auch der Vorbereitung der Bewährungszeit. 

(2) (3) Alle an dem Vollzug des Jugendarres-

tes beteiligten Personen sowie die einbezoge-

nen Institutionen arbeiten zusammen und wir-

ken an der Erfüllung dieser Aufgaben zur Er-

reichung des Ziels mit. Hierbei sind auch die 

Personensorgeberechtigten, soweit möglich, 

in angemessener Weise einzubeziehen. 

§ 4 

Aufnahme, Zugangsgespräch 

(1) Jugendliche werden aufgrund eines schrift-

lichen Vollstreckungsersuchens des Gerichts 

in die nach dem Vollstreckungsplan zustän-

dige Arresteinrichtung aufgenommen. Auf 

eine unverzügliche Vollziehung des Jugendar-

restes unter Berücksichtigung schulischer und 

beruflicher Verpflichtungen der Jugendlichen 

ist hinzuwirken. 

(2) Erscheinen Jugendliche trotz ordnungsge-

mäßer Ladung zum Antritt des Jugendarrestes 

nicht und ist das Ausbleiben nicht ausreichend 

entschuldigt, kann die gemäß § 85 Absatz 1 

des Jugendgerichtsgesetzes in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 11. Dezember 1974 

(BGBl. I S. 3427), das zuletzt durch Artikel 4 

§ 4 

Aufnahme, Zugangsgespräch 

(1) Jugendliche werden aufgrund eines schrift-

lichen Vollstreckungsersuchens des Gerichts 

in die nach dem Vollstreckungsplan zustän-

dige Arresteinrichtung aufgenommen. Auf 

eine unverzügliche Vollziehung des Jugendar-

restes unter Berücksichtigung schulischer und 

beruflicher Verpflichtungen der Jugendlichen 

ist hinzuwirken. 

(2) Erscheinen Jugendliche trotz ordnungsge-

mäßer Ladung zum Antritt des Jugendarrestes 

nicht und ist das Ausbleiben nicht ausreichend 

entschuldigt, kann die gemäß § 85 Absatz 1 

des Jugendgerichtsgesetzes in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 11. Dezember 1974 

(BGBl. I S. 3427), das zuletzt durch Artikel 4 
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des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I 

S. 3295) geändert worden ist, zuständige Voll-

streckungsleitung die Zuführung durch die Po-

lizei anordnen. Sie kann Anordnungen über 

die Art und Weise der Durchsetzung der Vor-

führung treffen. 

(3) Mit neu aufgenommenen Jugendlichen 

führen die Vollzugsleitung oder von ihr be-

stimmte Bedienstete alsbald ein Zugangsge-

spräch, in dem die Jugendlichen erste Informa-

tionen erhalten und, gegebenenfalls durch 

Aushändigung eines Merkblattes, über ihre 

Rechte und Pflichten aufgeklärt werden. Ihnen 

werden die Hausregeln (§ 19) ausgehändigt. 

Das Gespräch soll Aufschluss über die gegen-

wärtige Situation und persönliche Verfassung 

der Jugendlichen geben. Die wesentlichen Er-

kenntnisse aus diesem Gespräch sind zu doku-

mentieren. 

(4) Den Jugendlichen sind bei der Aufnahme 

bestimmte Personen aus dem Kreis der Voll-

zugsbediensteten als Ansprechpartnerinnen o-

der Ansprechpartner zu benennen. 

(5) Weibliche Jugendliche, die über den fünf-

ten Monat hinaus schwanger sind, vor weniger 

als drei Monaten entbunden haben oder ihr 

Kind selbst nähren, dürfen nicht aufgenom-

men werden. 

des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I 

S. 3295) geändert worden ist, zuständige Voll-

streckungsleitung die Zuführung durch die Po-

lizei anordnen. Sie kann Anordnungen über 

die Art und Weise der Durchsetzung der Vor-

führung treffen. 

(3) Mit neu aufgenommenen Jugendlichen 

führen die Vollzugsleitung oder von ihr be-

stimmte Bedienstete alsbald ein Zugangsge-

spräch, in dem die Jugendlichen erste Informa-

tionen erhalten und, gegebenenfalls durch 

Aushändigung eines Merkblattes, über ihre 

Rechte und Pflichten aufgeklärt werden. Ihnen 

werden die Hausregeln (§ 19) ausgehändigt. 

Das Gespräch soll Aufschluss über die gegen-

wärtige Situation und persönliche Verfassung 

der Jugendlichen geben. Die wesentlichen Er-

kenntnisse aus diesem Gespräch sind zu doku-

mentieren. 

(4) Den Jugendlichen sind bei der Aufnahme 

bestimmte Personen aus dem Kreis der Voll-

zugsbediensteten als Ansprechpartnerinnen o-

der Ansprechpartner zu benennen. 

(5) Weibliche Jugendliche, die über den fünf-

ten Monat hinaus schwanger sind, vor weniger 

als drei Monaten entbunden haben oder ihr 

Kind selbst nähren, dürfen nicht aufgenom-

men werden. 

§ 9  

Kontakte, Anlaufstellen 

(1) Den Jugendlichen sollen alsbald nach der 

Aufnahme Kontakte zur Jugendhilfe, außer-

vollzuglichen Organisationen und Bildungs-

stätten sowie zu Personen und Vereinen er-

möglicht werden, die ihnen nach der Entlas-

sung persönliche und soziale Hilfestellung 

leisten können. Dazu sollen Gesprächskon-

takte und regelmäßige Informationsveranstal-

tungen durchgeführt und Ansprechpartnerin-

nen und Ansprechpartner benannt werden, an 

die sie sich nach ihrer Entlassung wenden kön-

nen.  

 

 

 

 

§ 9  

Kontakte, Anlaufstellen 

(1) Den Jugendlichen sollen alsbald nach der 

Aufnahme Kontakte zur Jugendhilfe, außer-

vollzuglichen Organisationen und Bildungs-

stätten sowie zu Personen und Vereinen er-

möglicht werden, die ihnen nach der Entlas-

sung persönliche und soziale Hilfestellung 

leisten können. In Fällen, in denen Jugendar-

rest neben Jugendstrafe vollstreckt wird, soll 

den Jugendlichen auch eine Kontaktaufnahme 

mit der zuständigen Fachkraft des ambulanten 

Sozialen Dienstes ermöglicht werden. Dazu 

sollen Gesprächskontakte und regelmäßige In-

formationsveranstaltungen sollen durchge-

führt und Ansprechpartnerinnen und An-

sprechpartner benannt werden, an die sie sich 

die Jugendlichen nach ihrer Entlassung wen-

den können. Die Vermittlung in nachsorgende 

Maßnahmen umfasst Möglichkeiten einer 
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(2) Den Jugendlichen ist die Bedeutung der 

nachsorgenden Betreuung zu vermitteln. Sie 

sind dazu anzuhalten, den Kontakt zu den 

ihnen vermittelten Personen und Anlaufstellen 

frühzeitig und regelmäßig herzustellen.  

nachgehenden Betreuung unter Mitwirkung 

von Bediensteten. 

(2) Den Jugendlichen ist die Bedeutung der 

nachsorgenden Betreuung zu vermitteln. Sie 

sind dazu anzuhalten, den Kontakt zu den 

ihnen vermittelten Personen und Anlaufstellen 

frühzeitig und regelmäßig herzustellen. 

§ 16  

Schriftwechsel, Pakete 

(1) Die Jugendlichen können unbeschränkt 

Schreiben empfangen und absenden. Die Ein-

richtung kann die Kosten für abgehende 

Schreiben in angemessenem Umfang überneh-

men, wenn die Jugendlichen dazu nicht in der 

Lage sind.  

(2) Die Vorschriften der §§ 21 bis 23 und 25 

des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfa-

len vom 13. Januar 2015 (GV. NRW. S. 76) in 

der jeweils geltenden Fassung gelten mit der 

Maßgabe entsprechend, dass Schriftwechsel 

auch dann untersagt oder beschränkt werden 

kann, wenn die Personensorgeberechtigten aus 

nachvollziehbaren Gründen nicht mit dem 

Kontakt einverstanden sind.  

(3) Der Empfang und der Versand von Paketen 

sind nicht zulässig.  

§ 16  

Schriftwechsel, Pakete 

(1) Die Jugendlichen können unbeschränkt 

Schreiben empfangen und absenden. Die Ein-

richtung kann die Kosten für abgehende 

Schreiben in angemessenem Umfang überneh-

men, wenn die Jugendlichen dazu nicht in der 

Lage sind.  

(2) Die Vorschriften der §§ 21 bis 23, und 25 

und 26 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-

Westfalen vom 13. Januar 2015 (GV. NRW. 

S. 76) in der jeweils geltenden Fassung gelten 

mit der Maßgabe entsprechend, dass Schrift-

wechsel auch dann untersagt oder beschränkt 

werden kann, wenn die Personensorgeberech-

tigten aus nachvollziehbaren Gründen nicht 

mit dem Kontakt einverstanden sind.  

(3) Der Empfang und der Versand von Paketen 

sind nicht zulässig. 

§ 24 

Schlussbericht, Entlassungsgespräch 

(1) Die Vollzugsleitung erstellt zum Ende des 

Vollzuges einen Bericht. Dieser enthält na-

mentlich eine Darstellung 

1. des Verlaufs des Jugendarrestes, 

2. der angebotenen Maßnahmen, 

3. der wahrgenommenen Maßnahmen, 

4. der Bereitschaft zur Mitarbeit und 

5. der Angebote und Vereinbarungen nach § 9. 

Der Bericht hat sich an den Fähigkeiten und 

Entwicklungsmöglichkeiten der Jugendlichen 

auszurichten. Die Vollzugsleitung bespricht 

den wesentlichen Inhalt mit den Jugendlichen 

in einem Entlassungsgespräch. 

 

 

§ 24 

Schlussbericht, Entlassungsgespräch 

(1) Die Vollzugsleitung erstellt zum Ende des 

Vollzuges einen Bericht. Dieser enthält na-

mentlich eine Darstellung 

1. des Verlaufs des Jugendarrestes, 

2. der angebotenen Maßnahmen, 

3. der wahrgenommenen Maßnahmen, 

4. der Bereitschaft zur Mitarbeit, und 

5. der Angebote und Vereinbarungen nach § 9. 

und 

6. des festgestellten weiteren Unterstützungs-

bedarfs. 

Der Bericht hat sich an den Fähigkeiten und 

Entwicklungsmöglichkeiten der Jugendlichen 

auszurichten. Die Vollzugsleitung bespricht 

den wesentlichen Inhalt mit den Jugendlichen 

in einem Entlassungsgespräch. 
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(2) Der Bericht ist für die Vollzugs- und Straf-

akten bestimmt. Eine Ausfertigung des Be-

richts erhalten die Jugendgerichtshilfe, die Ju-

gendlichen, die Personensorgeberechtigten 

und bei unter Bewährungsaufsicht stehenden 

Jugendlichen der ambulante Soziale Dienst 

der Justiz. 

(2) Der Bericht ist für die Vollzugs- und Straf-

akten bestimmt. Eine Ausfertigung des Be-

richts erhalten die Jugendgerichtshilfe, die Ju-

gendlichen, die Personensorgeberechtigten 

und bei unter Bewährungsaufsicht stehenden 

Jugendlichen der ambulante Soziale Dienst 

der Justiz. 

§ 26  

Arresteinrichtungen  

(1) Dauerarrest und Kurzarrest von mehr als 

zwei Tagen werden in Jugendarrestanstalten, 

Freizeitarrest und Kurzarrest von bis zu zwei 

Tagen in Freizeitarresträumen und in Jugend-

arrestanstalten vollzogen. 

 

(2) Jugendarrestanstalten und Freizeitarrest-

räume dürfen nicht in Anstalten eingerichtet 

werden, in denen Strafhaft, Untersuchungshaft 

oder Maßregeln der Besserung und Sicherung 

vollzogen werden. Der Vollzug anderer ge-

richtlich angeordneter freiheitsentziehender 

Maßnahmen in Jugendarrestanstalten und 

Freizeitarresträumen ist grundsätzlich nicht 

zulässig.  

(3) Jugendarrestanstalten sollen nicht weniger 

als zehn Jugendliche aufnehmen können.  

(4) Jugendarrest kann auch in freien Formen 

vollzogen werden.  

§ 26  

Arresteinrichtungen  

(1) Dauerarrest und Kurzarrest von mehr als 

zwei Tagen werden Jugendarrest wird in Ju-

gendarrestanstalten, Freizeitarrest und Kurzar-

rest von bis zu zwei Tagen kann auch in Frei-

zeitarresträumen in Jugendarrestanstalten 

vollzogen werden.  

(2) Jugendarrestanstalten und Freizeitarrest-

räume dürfen nicht in Anstalten eingerichtet 

werden, in denen Strafhaft, Untersuchungshaft 

oder Maßregeln der Besserung und Sicherung 

vollzogen werden. Der Vollzug anderer ge-

richtlich angeordneter freiheitsentziehender 

Maßnahmen in Jugendarrestanstalten und 

Freizeitarresträumen ist grundsätzlich nicht 

zulässig.  

(3) Jugendarrestanstalten sollen nicht weniger 

als zehn Jugendliche aufnehmen können.  

(4) Jugendarrest kann auch in freien Formen 

vollzogen werden.  

§ 30  

Vollzugsbedienstete  

(1) Den Arresteinrichtungen werden für die 

Erfüllung ihrer Aufgaben geeignete Bediens-

tete in der erforderlichen Anzahl und mit der 

für die Arbeit im Jugendarrestvollzug notwen-

digen Qualifikation zur Verfügung gestellt. 

Die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltun-

gen ist sicherzustellen. 

 

 

 

 

 

 

§ 30  

Vollzugsbedienstete Bedienstete 

(1) Den Arresteinrichtungen werden für die 

Erfüllung ihrer Aufgaben geeignete Bediens-

tete in der erforderlichen Anzahl und mit der 

für die Arbeit im Jugendarrestvollzug notwen-

digen Qualifikation zur Verfügung gestellt. 

Die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltun-

gen ist sicherzustellen. Die Bediensteten sol-

len mit der Behandlung von Jugendlichen nur 

betraut werden, wenn sie für den Umgang mit 

jungen Menschen besonders geeignet sind und 

über pädagogische Kenntnisse für die Arbeit 

im Jugendarrestvollzug verfügen. Die Be-

diensteten werden fortgebildet und erhalten 

Praxisberatung und  

-begleitung sowie Gelegenheit zur Supervi-

sion. 
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(2) Anzahl und Einsatzzeiten der in den Ar-

resteinrichtungen tätigen sozialpädagogischen 

und psychologischen Fachkräfte sowie Spor-

tübungsleiterinnen oder Sportübungsleiter 

sind so zu bemessen, dass die Erfüllung der 

gesetzlich vorgegebenen Aufgaben gewähr-

leistet ist.  

(2) Anzahl und Einsatzzeiten der in den Ar-

resteinrichtungen Jugendarrestanstalten täti-

gen sozialpädagogischen, pädagogischen und 

psychologischen Fachkräfte sowie Spor-

tübungsleiterinnen oder Sportübungsleiter 

sind so zu bemessen, dass die Erfüllung der 

gesetzlich vorgegebenen Aufgaben gewähr-

leistet ist. 

§ 36  

Freizeit- und Kurzarrest  

Die Regelungen der §§ 5, 14 Absatz 3 Satz 1, 

23 Absatz 1 Satz 3 und 24 Absatz 1 gelten für 

den Vollzug von Freizeit- und Kurzarrest 

nicht. Im Übrigen gelten die Regelungen die-

ses Gesetzes nur insoweit, als die Dauer des 

Arrestvollzuges die Anwendung zulässt.  

§ 36  

Freizeit- und Kurzarrest  

Die Regelungen der §§ 5, 14 Absatz 3 Satz 1, 

23 Absatz 1 Satz 3 und § 24 Absatz 1 gelten 

für den Vollzug von Freizeit- und Kurzarrest 

nicht. Im Übrigen gelten die Regelungen die-

ses Gesetzes nur insoweit, als die Dauer des 

Arrestvollzuges die Anwendung zulässt. 

Kurzpädagogische Maßnahmen sind auch im 

Freizeit- und Kurzarrest zu berücksichtigen 

und den Jugendlichen bis zur Entlassung die 

erforderlichen Kontakte zu nachsorgenden 

Einrichtungen zu benennen. 
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Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz 

Nordrhein-Westfalen vom 30. April 2013 
Nichtamtliche Änderungsfassung 

§ 21 

Besuche 

(1) Die Gesamtdauer für Besuche beträgt min-

destens zehn Stunden im Monat. Das Nähere 

regelt die Einrichtung.  

 

 

 

 

 

 

(2) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen 

werden, wenn sie die Erreichung der Voll-

zugsziele fördern oder persönlichen, rechtli-

chen oder geschäftlichen Angelegenheiten 

dienen, die von den Untergebrachten nicht 

schriftlich oder durch Dritte wahrgenommen 

oder nicht bis zur Entlassung der Unterge-

brachten aufgeschoben werden können. 

(3) Den Untergebrachten sollen zudem mehr-

stündige unbeaufsichtigte Besuche (Langzeit-

besuche) ermöglicht werden, wenn dies zur 

Förderung familiärer, partnerschaftlicher oder 

ihnen gleichzusetzender Kontakte der Unter-

gebrachten geboten erscheint und dies verant-

wortet werden kann. 

(4) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 

der Einrichtung kann die Zulassung einer Per-

son zum Besuch von ihrer Durchsuchung oder 

einer Sicherheitsanfrage nach § 21 des Justiz-

vollzugsdatenschutzgesetzes Nordrhein-

Westfalen vom 12. Oktober 2018 (GV. NRW. 

S. 555) abhängig gemacht werden. 

(5) Die Einrichtung kann die Anzahl der 

gleichzeitig zum Besuch zugelassenen Perso-

nen beschränken. 

§ 21 

Besuche 

(1) Die Gesamtdauer für Besuche beträgt min-

destens zehn Stunden im Monat. Das Nähere 

regelt die Einrichtung.  

(2) Ein familiengerechter Umgang zum Wohl 

der minderjährigen Kinder ist zu gestatten. Bei 

der Ausgestaltung der Besuchsmöglichkeiten, 

namentlich der Besuchstage, Besuchszeiten, 

regelmäßigen Begleitung durch den anderen 

Elternteil oder die andere sorgeberechtigte 

Person sowie der Rahmenbedingungen der 

Besuche, sind die Bedürfnisse der minderjäh-

rigen Kinder der Untergebrachten zu berück-

sichtigen. 

(2) (3) Besuche sollen darüber hinaus zugelas-

sen werden, wenn sie die Erreichung der Voll-

zugsziele fördern oder persönlichen, rechtli-

chen oder geschäftlichen Angelegenheiten 

dienen, die von den Untergebrachten nicht 

schriftlich oder durch Dritte wahrgenommen 

oder nicht bis zur Entlassung der Unterge-

brachten aufgeschoben werden können. 

(3) (4) Den Untergebrachten sollen zudem 

mehrstündige unbeaufsichtigte Besuche 

(Langzeitbesuche) ermöglicht werden, wenn 

dies zur Förderung familiärer, partnerschaftli-

cher oder ihnen gleichzusetzender Kontakte 

der Untergebrachten geboten erscheint und 

dies verantwortet werden kann. 

(4) (5) Aus Gründen der Sicherheit oder Ord-

nung der Einrichtung kann die Zulassung einer 

Person zum Besuch von ihrer Durchsuchung 

oder einer Sicherheitsanfrage nach § 21 des 

Justizvollzugsdatenschutzgesetzes Nordrhein-

Westfalen vom 12. Oktober 2018 (GV. NRW. 

S. 555) abhängig gemacht werden. 

(5) (6) Die Einrichtung kann die Anzahl der 

gleichzeitig zum Besuch zugelassenen Perso-

nen beschränken. 
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§ 28  

Kontakt mit bestimmten Personen und In-

stitutionen  

(1) Besuche von Verteidigerinnen und Vertei-

digern sowie von Rechtsanwältinnen, Rechts-

anwälten, Notarinnen und Notaren in Rechts-

sachen der Untergebrachten sind zu gestatten. 

Die Zulassung dieser Personen zum Besuch 

kann von ihrer Durchsuchung abhängig ge-

macht werden, wenn dies aus Gründen der Si-

cherheit der Einrichtung erforderlich ist. Zur 

Übergabe von Schriftstücken und sonstigen 

Unterlagen, die unmittelbar der Verteidigung 

dienen, bedürfen Verteidigerinnen und Vertei-

diger keiner Erlaubnis. Die Übergabe von 

Schriftstücken oder sonstigen Unterlagen 

durch Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 

sowie Notarinnen und Notare kann aus Grün-

den der Sicherheit oder Ordnung der Einrich-

tung von einer Erlaubnis abhängig gemacht 

werden.  

(2) Besuche von Verteidigerinnen und Vertei-

digern werden nicht überwacht. Die Leitung 

der Einrichtung kann die Verwendung von 

Trennvorrichtungen anordnen, wenn dies zum 

Schutz von Personen erforderlich ist oder kon-

krete Anhaltspunkte für eine Gefahr der Si-

cherheit der Einrichtung vorliegen. Eine 

Kenntnisnahme des gedanklichen Inhalts der 

von den Verteidigerinnen und Verteidigern 

mitgeführten Schriftstücke und sonstigen Un-

terlagen ist nicht zulässig. Absatz 3 Satz 3 

bleibt unberührt.  

(3) Der Schriftwechsel der Untergebrachten 

mit ihren Verteidigerinnen und Verteidigern 

wird nicht überwacht. Die verschlossenen 

Schreiben dürfen auf verbotene Gegenstände 

untersucht werden. Liegt der Anordnung der 

Sicherungsverwahrung eine Straftat nach § 

129a des Strafgesetzbuches, auch in Verbin-

dung mit § 129b Absatz 1 des Strafgesetzbu-

ches, zugrunde, gelten § 148 Absatz 2 und § 

148a der Strafprozessordnung entsprechend; 

dies gilt nicht, wenn Untergebrachte sich im 

offenen Vollzug befinden, ihnen über den Be-

gleitausgang (§ 53 Absatz 1 Nummer 1), die 

Außenbeschäftigung (§ 53 Absatz 1 Nummer 

3) oder die Ausführung (§ 53 Absatz 3) hinaus 

vollzugsöffnende Maßnahmen gewährt wor-

den sind und ein Grund zum Widerruf oder zur 

§ 28  

Kontakt mit bestimmten Personen und In-

stitutionen  

(1) Besuche von Verteidigerinnen und Vertei-

digern sowie von Rechtsanwältinnen, Rechts-

anwälten, Notarinnen und Notaren in Rechts-

sachen der Untergebrachten sind zu gestatten. 

Die Zulassung dieser Personen zum Besuch 

kann von ihrer Durchsuchung abhängig ge-

macht werden, wenn dies aus Gründen der Si-

cherheit der Einrichtung erforderlich ist. Zur 

Übergabe von Schriftstücken und sonstigen 

Unterlagen, die unmittelbar der Verteidigung 

dienen, bedürfen Verteidigerinnen und Vertei-

diger keiner Erlaubnis. Die Übergabe von 

Schriftstücken oder sonstigen Unterlagen 

durch Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 

sowie Notarinnen und Notare kann aus Grün-

den der Sicherheit oder Ordnung der Einrich-

tung von einer Erlaubnis abhängig gemacht 

werden.  

(2) Besuche von Verteidigerinnen und Vertei-

digern werden nicht überwacht. Die Leitung 

der Einrichtung kann die Verwendung von 

Trennvorrichtungen anordnen, wenn dies zum 

Schutz von Personen erforderlich ist oder kon-

krete Anhaltspunkte für eine Gefahr der Si-

cherheit der Einrichtung vorliegen. Eine 

Kenntnisnahme des gedanklichen Inhalts der 

von den Verteidigerinnen und Verteidigern 

mitgeführten Schriftstücke und sonstigen Un-

terlagen ist nicht zulässig. Absatz 3 Satz 3 

bleibt unberührt.  

(3) Der Schriftwechsel der Untergebrachten 

mit ihren Verteidigerinnen und Verteidigern 

wird nicht überwacht. Die verschlossenen 

Schreiben dürfen auf verbotene Gegenstände 

untersucht werden. Liegt der Anordnung der 

Sicherungsverwahrung eine Straftat nach § 

129a des Strafgesetzbuches, auch in Verbin-

dung mit § 129b Absatz 1 des Strafgesetzbu-

ches, zugrunde, gelten § 148 Absatz 2 und § 

148a der Strafprozessordnung entsprechend; 

dies gilt nicht, wenn Untergebrachte sich im 

offenen Vollzug befinden, ihnen über den Be-

gleitausgang (§ 53 Absatz 1 Nummer 1), die 

Außenbeschäftigung (§ 53 Absatz 1 Nummer 

3) oder die Ausführung (§ 53 Absatz 3) hinaus 

vollzugsöffnende Maßnahmen gewährt wor-

den sind und ein Grund zum Widerruf oder zur 
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Rücknahme von vollzugsöffnenden Maßnah-

men nicht vorliegt.  

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für den Schrift-

wechsel der Untergebrachten mit  

1. dem ambulanten Sozialen Dienst der Justiz, 

2. den Volksvertretungen des Bundes und der 

Länder sowie ihren Mitgliedern, 

3. dem Bundesverfassungsgericht und dem für 

sie zuständigen Landesverfassungsgericht, 

4. der oder dem für sie zuständigen Bürgerbe-

auftragten eines Landes, 

5. den Datenschutzbeauftragten des Bundes 

und der Länder, 

6. dem Europäischen Parlament sowie seinen 

Mitgliedern, 

7. dem Europäischen Gerichtshof für Men-

schenrechte, 

8. dem Europäischen Gerichtshof,  

9. der oder dem Europäischen Datenschutzbe-

auftragen, 

10. der oder dem Europäischen Bürgerbeauf-

tragen,  

11. dem Europäischen Ausschuss zur Verhü-

tung von Folter und unmenschlicher oder er-

niedrigender Behandlung oder Strafe, 

12. der Europäischen Kommission gegen Ras-

sismus und Intoleranz, 

13. dem Menschenrechtsausschuss der Ver-

einten Nationen, 

14.den Ausschüssen der Vereinten Nationen 

für die Beseitigung der Rassendiskriminierung 

und für die Beseitigung der Diskriminierung 

der Frau sowie der Abteilung der Vereinten 

Nationen für die Gleichstellung der Ge-

schlechter und die Stärkung der Frau,  

15. dem Ausschuss der Vereinten Nationen 

gegen Folter, dem dazugehörigen Unteraus-

schuss zur Verhütung von Folter und den ent-

sprechenden Nationalen Präventionsmecha-

nismen und 

Rücknahme von vollzugsöffnenden Maßnah-

men nicht vorliegt.  

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für den Schrift-

wechsel der Untergebrachten mit  

1. dem ambulanten Sozialen Dienst der Justiz, 

2. den Volksvertretungen des Bundes und der 

Länder sowie ihren Mitgliedern, 

3. dem Bundesverfassungsgericht und dem für 

sie zuständigen Landesverfassungsgericht, 

4. der oder dem für sie zuständigen Bürgerbe-

auftragten eines Landes, 

5. den Datenschutzbeauftragten des Bundes 

und der Länder, 

6. dem Europäischen Parlament sowie seinen 

Mitgliedern, 

7. dem Europäischen Gerichtshof für Men-

schenrechte, 

8. dem Europäischen Gerichtshof,  

9. der oder dem Europäischen Datenschutzbe-

auftragen, 

10. der oder dem Europäischen Bürgerbeauf-

tragen,  

11. dem Europäischen Ausschuss zur Verhü-

tung von Folter und unmenschlicher oder er-

niedrigender Behandlung oder Strafe, 

12. der Europäischen Kommission gegen Ras-

sismus und Intoleranz, 

13. dem Menschenrechtsausschuss der Ver-

einten Nationen, 

14.den Ausschüssen der Vereinten Nationen 

für die Beseitigung der Rassendiskriminierung 

und für die Beseitigung der Diskriminierung 

der Frau sowie der Abteilung der Vereinten 

Nationen für die Gleichstellung der Ge-

schlechter und die Stärkung der Frau,  

15. dem Ausschuss der Vereinten Nationen 

gegen Folter, dem dazugehörigen Unteraus-

schuss zur Verhütung von Folter und den ent-

sprechenden Nationalen Präventionsmecha-

nismen, und 
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16. der oder dem Justizvollzugsbeauftragten 

des Landes Nordrhein-Westfalen, 

 

 

wenn die Schreiben an die Anschriften dieser 

Stellen gerichtet sind und den Absender zu-

treffend angeben. Schreiben der in Satz 1 ge-

nannten Stellen, die an Untergebrachte gerich-

tet sind, dürfen nicht überwacht werden, wenn 

die Identität des Absenders feststeht. 

 

 

(5) Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 

Satz 3 und Absatz 4 gelten für Telefongesprä-

che entsprechend.  

16. der oder dem Justizvollzugsbeauftragten 

des Landes Nordrhein-Westfalen, und 

17. der oder dem Beauftragten für den Opfer-

schutz des Landes Nordrhein-Westfalen, 

wenn die Schreiben an die Anschriften dieser 

Stellen gerichtet sind und den Absender zu-

treffend angeben. Schreiben der in Satz 1 ge-

nannten Stellen, die an Untergebrachte gerich-

tet sind, dürfen nicht überwacht werden, wenn 

die Identität des Absenders feststeht. Die Sätze 

1 und 2 gelten entsprechend für den Schrift-

wechsel zur Ausübung des Wahlrechts. 

(5) Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 

Satz 3 und Absatz 4 gelten für Telefongesprä-

che entsprechend. 

§ 31 

Beschäftigung 

(1) Die Untergebrachten sind zur Arbeit nicht 

verpflichtet. Den Untergebrachten sollen Ar-

beit, arbeitstherapeutische Maßnahmen sowie 

schulische und berufliche Bildung (Beschäfti-

gung) angeboten werden, die ihre Fähigkeiten, 

Fertigkeiten und Neigungen berücksichtigen. 

Nehmen die Untergebrachten eine Beschäfti-

gung an, darf sie nicht zur Unzeit niedergelegt 

werden. 

(2) Beschäftigung soll insbesondere dazu die-

nen, die Fähigkeiten und Fertigkeiten für eine 

regelmäßige Erwerbstätigkeit zur Sicherung 

des Lebensunterhalts nach der Entlassung zu 

vermitteln, zu fördern und zu erhalten.  

(3) Den Untergebrachten kann insbesondere 

zur Entlassungsvorbereitung gestattet werden, 

einem freien Beschäftigungsverhältnis außer-

halb der Einrichtung nachzugehen. § 53 Ab-

satz 2 gilt entsprechend.  

(4) Den Untergebrachten ist zu gestatten, sich 

selbst zu beschäftigen, soweit nicht die Sicher-

heit und Ordnung oder die Erreichung der 

Vollzugsziele gefährdet werden. 

§ 31 

Beschäftigung 

(1) Die Untergebrachten sind zur Arbeit nicht 

verpflichtet. Den Untergebrachten sollen Ar-

beit, arbeitstherapeutische Maßnahmen, sowie 

schulische und berufliche Bildung sowie sons-

tige Tätigkeiten (Beschäftigung) angeboten 

werden, die ihre Fähigkeiten, Fertigkeiten und 

Neigungen berücksichtigen. Nehmen die Un-

tergebrachten eine Beschäftigung an, darf sie 

nicht zur Unzeit niedergelegt werden. 

(2) Beschäftigung soll insbesondere dazu die-

nen, die Fähigkeiten und Fertigkeiten für eine 

regelmäßige Erwerbstätigkeit zur Sicherung 

des Lebensunterhalts nach der Entlassung zu 

vermitteln, zu fördern und zu erhalten.  

(3) Den Untergebrachten kann insbesondere 

zur Entlassungsvorbereitung gestattet werden, 

einem freien Beschäftigungsverhältnis außer-

halb der Einrichtung nachzugehen. § 53 Ab-

satz 2 gilt entsprechend.  

(4) Den Untergebrachten ist zu gestatten, sich 

selbst zu beschäftigen, soweit nicht die Sicher-

heit und Ordnung oder die Erreichung der 

Vollzugsziele gefährdet werden. 

(5) § 29 Absatz 5 des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend. 

§ 32 

Vergütung 

§ 32 

Vergütung 
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(1) Untergebrachte, die eine angebotene Ar-

beit ausüben oder arbeitstherapeutisch be-

schäftigt werden, erhalten ein Arbeitsentgelt, 

welches mit 16 Prozent der Bezugsgröße nach 

§ 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

(Eckvergütung) bemessen wird. Ein Tagessatz 

ist der zweihundertfünfzigste Teil der Eckver-

gütung.  

(2) Für die Teilnahme an schulischer und be-

ruflicher Bildung wird den Untergebrachten 

Ausbildungsbeihilfe gewährt, soweit ihnen 

keine Leistungen zum Lebensunterhalt zu-

stehen, die Personen, deren Freiheit nicht ent-

zogen ist, aus solchem Anlass gewährt wer-

den. Für die Bemessung der Ausbildungsbei-

hilfe gilt Absatz 1 entsprechend.  

(3) Arbeitsentgelt und Ausbildungsbeihilfe 

können je nach Leistung der Untergebrachten 

und der Art der Tätigkeit gestuft werden. 75 

Prozent der Eckvergütung dürfen nicht unter-

schritten werden. Das Justizministerium wird 

ermächtigt, zur Umsetzung der Vorschriften 

über die Vergütung eine Rechtsverordnung 

über die Bemessung des Arbeitsentgeltes, die 

Ausbildungsbeihilfe, die anrechenbaren Ar-

beitszeiten, die Zeiteinheiten in Stunden oder 

Minuten, die Entgeltart als Zeit- oder Leis-

tungsentgelt, die Vergütungsstufen und die 

Gewährung von Zulagen zu erlassen.  

(4) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für Ar-

beit zu entrichten sind, kann von der Vergü-

tung ein Betrag einbehalten werden, der dem 

Anteil der Untergebrachten an dem Beitrag 

entsprechen würde, wenn sie diese Vergütung 

als Arbeitnehmer erhielten.  

(5) Die Höhe der Vergütung ist den Unterge-

brachten schriftlich bekannt zu geben. 

(1) Untergebrachte, die eine angebotene Ar-

beit ausüben oder arbeitstherapeutisch be-

schäftigt werden, erhalten ein Arbeitsentgelt, 

welches mit 16 Prozent der Bezugsgröße nach 

§ 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

(Eckvergütung) bemessen wird. Ein Tagessatz 

ist der zweihundertfünfzigste Teil der Eckver-

gütung.  

(2) Für die Teilnahme an schulischer und be-

ruflicher Bildung wird den Untergebrachten 

Ausbildungsbeihilfe gewährt, soweit ihnen 

keine Leistungen zum Lebensunterhalt zu-

stehen, die Personen, deren Freiheit nicht ent-

zogen ist, aus solchem Anlass gewährt wer-

den. Für die Bemessung der Ausbildungsbei-

hilfe gilt Absatz 1 entsprechend.  

(3) Arbeitsentgelt und Ausbildungsbeihilfe 

können je nach Leistung der Untergebrachten 

und der Art der Tätigkeit gestuft werden. 75 

Prozent der Eckvergütung dürfen nicht unter-

schritten werden. Das Justizministerium wird 

ermächtigt, zur Umsetzung der Vorschriften 

über die Vergütung eine Rechtsverordnung 

über die Bemessung des Arbeitsentgeltes, die 

Ausbildungsbeihilfe, die anrechenbaren Ar-

beitszeiten, die Zeiteinheiten in Stunden oder 

Minuten, die Entgeltart als Zeit- oder Leis-

tungsentgelt, die Vergütungsstufen und die 

Gewährung von Zulagen zu erlassen.  

(4) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für Ar-

beit zu entrichten sind, kann von der Vergü-

tung ein Betrag einbehalten werden, der dem 

Anteil der Untergebrachten an dem Beitrag 

entsprechen würde, wenn sie diese Vergütung 

als Arbeitnehmer erhielten.  

(5) Die Höhe der Vergütung ist den Unterge-

brachten schriftlich bekannt zu geben. 

Die Regelungen des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen zur Vergütung der Ge-

fangenen (§ 32) gelten für Untergebrachte mit 

der Maßgabe entsprechend, dass die Vergü-

tung mit 16 Prozent der Bezugsgröße nach § 

18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch – Ge-

meinsame Vorschriften für die Sozialversiche-

rung – in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 

3973; 2011 I S. 363) in der jeweils geltenden 

Fassung bemessen wird. 
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§ 33  

Freistellung 

(1) Haben die Untergebrachten ein halbes Jahr 

lang gearbeitet, so können sie beanspruchen, 

zehn Arbeitstage von der Arbeit freigestellt zu 

werden. Freistellungstage für Tätigkeiten aus 

dem vorangegangenen Vollzug der Freiheits-

strafe werden übertragen. Bei Anwartschaften 

erfolgt eine anteilige Übertragung. Bei der 

Festsetzung des Zeitpunktes der Freistellung 

sind die betrieblichen Belange zu berücksich-

tigen. Ansprüche auf Freistellung verfallen in-

nerhalb eines Jahres. 

(2) Zeiten, in denen die Untergebrachten in-

folge Krankheit an der Arbeitsleistung gehin-

dert waren, werden auf das Halbjahr mit bis zu 

15 Arbeitstagen angerechnet. Auf die Zeit der 

Freistellung wird Langzeitausgang (§ 53 Ab-

satz 1 Nummer 2) angerechnet, soweit er in die 

Arbeitszeit fällt und nicht wegen einer lebens-

gefährlichen Erkrankung oder anlässlich des 

Todes von nahen Angehörigen der Unterge-

brachten oder ihnen besonders nahestehenden 

Personen erteilt worden ist. 

(3) Die Untergebrachten erhalten für die Zeit 

der Freistellung ihr Arbeitsentgelt in Höhe des 

Durchschnitts der in den letzten drei Monaten 

vor der Freistellung gutgeschriebenen Bezüge. 

 

(4) Für arbeitstherapeutische Maßnahmen so-

wie schulische und berufliche Bildung gelten 

die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

(5) Urlaubsregelungen aus Beschäftigungsver-

hältnissen außerhalb der Einrichtung bleiben 

unberührt. 

§ 33  

Freistellung 

(1) Haben die Untergebrachten ein halbes Jahr 

lang gearbeitet, so können sie beanspruchen, 

zehn Arbeitstage von der Arbeit freigestellt zu 

werden. Freistellungstage für Tätigkeiten aus 

dem vorangegangenen Vollzug der Freiheits-

strafe werden übertragen. Bei Anwartschaften 

erfolgt eine anteilige Übertragung. Bei der 

Festsetzung des Zeitpunktes der Freistellung 

sind die betrieblichen Belange zu berücksich-

tigen. Ansprüche auf Freistellung verfallen in-

nerhalb eines Jahres. 

(2) Zeiten, in denen die Untergebrachten in-

folge Krankheit an der Arbeitsleistung gehin-

dert waren, werden auf das Halbjahr mit bis zu 

15 Arbeitstagen angerechnet. Auf die Zeit der 

Freistellung wird Langzeitausgang (§ 53 Ab-

satz 1 Nummer 2) angerechnet, soweit er in die 

Arbeitszeit fällt und nicht wegen einer lebens-

gefährlichen Erkrankung oder anlässlich des 

Todes von nahen Angehörigen der Unterge-

brachten oder ihnen besonders nahestehenden 

Personen erteilt worden ist. 

(3) Die Untergebrachten erhalten für die Zeit 

der Freistellung ihr Arbeitsentgelt in Höhe des 

Durchschnitts der in den letzten drei Monaten 

vor der Freistellung gutgeschriebenen Bezüge. 

Eine Abgeltung nicht verfallener und nicht in 

Anspruch genommener Freistellungstage fin-

det nicht statt. 

(4) Für arbeitstherapeutische Maßnahmen so-

wie schulische und berufliche Bildung gelten 

die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

(5) Urlaubsregelungen aus Beschäftigungsver-

hältnissen außerhalb der Einrichtung bleiben 

unberührt. 

§ 53  

Vollzugsöffnende Maßnahmen  

(1) Vollzugsöffnende Maßnahmen sind insbe-

sondere  

1. das Verlassen der Einrichtung für eine be-

stimmte Tageszeit unter der ständigen und un-

mittelbaren Aufsicht von Bediensteten (Aus-

führung), 

§ 53  

Vollzugsöffnende Maßnahmen  

(1) Vollzugsöffnende Maßnahmen sind insbe-

sondere  

1. das Verlassen der Einrichtung für eine be-

stimmte Tageszeit unter der ständigen und un-

mittelbaren Aufsicht von Bediensteten (Aus-

führung), 
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2. das Verlassen der Einrichtung für eine be-

stimmte Tageszeit in Begleitung einer von der 

Einrichtung zugelassenen Person (Begleitaus-

gang) oder ohne Begleitung (Ausgang), 

3. das Verlassen der Einrichtung für mehr als 

einen Tag (Langzeitausgang) bis zu zwei Wo-

chen und 

4. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb 

der Einrichtung unter Aufsicht Vollzugsbe-

diensteter (Außenbeschäftigung) oder ohne 

Aufsicht (Freigang). 

(2) Vollzugsöffnende Maßnahmen nach Ab-

satz 1 werden zur Erreichung der Vollzugs-

ziele und mit Zustimmung der Untergebrach-

ten gewährt, soweit nicht zwingende Gründe 

entgegenstehen, insbesondere konkrete An-

haltspunkte die Gefahr begründen, dass die 

Untergebrachten sich dem Vollzug der Siche-

rungsverwahrung entziehen oder die vollzugs-

öffnenden Maßnahmen zur Begehung erhebli-

cher Straftaten missbrauchen werden.  

(3) Werden vollzugsöffnende Maßnahmen 

nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 nicht gewährt, 

sind den Untergebrachten mindestens vier Mal 

im Vollstreckungsjahr Ausführungen nach 

Absatz 1 Nummer 1 zu gewähren. Sie dienen 

der Erhaltung der Lebenstüchtigkeit, der För-

derung der Mitwirkung an der Behandlung o-

der der Vorbereitung weiterer vollzugsöffnen-

der Maßnahmen und dürfen nur versagt wer-

den, wenn konkrete Anhaltspunkte die Gefahr 

begründen, dass die Untergebrachten sich 

trotz Sicherungsvorkehrungen dem Vollzug 

entziehen oder die Ausführung zu erheblichen 

Straftaten missbrauchen werden. Die Ausfüh-

rungen unterbleiben auch dann, wenn die zur 

Sicherung erforderlichen Maßnahmen den 

Zweck der Ausführung gefährden.  

 
(4) Bei Ausführungen zur Erhaltung der Le-

benstüchtigkeit kann den Untergebrachten, um 

Entweichungen entgegenzuwirken, nach Maß-

gabe des § 27 des Justizvollzugsdatenschutz-

gesetzes Nordrhein-Westfalen aufgegeben 

werden, die für eine elektronische Überwa-

chung ihres Aufenthaltsortes erforderlichen 

technischen Mittel ständig in betriebsbereitem 

2. das Verlassen der Einrichtung für eine be-

stimmte Tageszeit in Begleitung einer von der 

Einrichtung zugelassenen Person (Begleitaus-

gang) oder ohne Begleitung (Ausgang), 

3. das Verlassen der Einrichtung für mehr als 

einen Tag (Langzeitausgang) bis zu zwei Wo-

chen und 

4. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb 

der Einrichtung unter Aufsicht Vollzugsbe-

diensteter (Außenbeschäftigung) oder ohne 

Aufsicht (Freigang). 

(2) Vollzugsöffnende Maßnahmen nach Ab-

satz 1 werden zur Erreichung der Vollzugs-

ziele und mit Zustimmung der Untergebrach-

ten gewährt, soweit nicht zwingende Gründe 

entgegenstehen, insbesondere konkrete An-

haltspunkte die Gefahr begründen, dass die 

Untergebrachten sich dem Vollzug der Siche-

rungsverwahrung entziehen oder die vollzugs-

öffnenden Maßnahmen zur Begehung erhebli-

cher Straftaten missbrauchen werden.  

(3) Werden vollzugsöffnende Maßnahmen 

nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 nicht gewährt, 

sind ist den Untergebrachten mindestens vier 

Mal im Vollstreckungsjahr Ausführungen in-

nerhalb des Vollstreckungsjahres mindestens 

vierteljährlich eine Ausführung nach Absatz 1 

Nummer 1 zu gewähren. Sie dienen der Erhal-

tung der Lebenstüchtigkeit, der Förderung der 

Mitwirkung an der Behandlung oder der Vor-

bereitung weiterer vollzugsöffnender Maß-

nahmen und dürfen nur versagt werden, wenn 

konkrete Anhaltspunkte die Gefahr begrün-

den, dass die Untergebrachten sich trotz Siche-

rungsvorkehrungen dem Vollzug entziehen o-

der die Ausführung zu erheblichen Straftaten 

missbrauchen werden. Die Ausführungen un-

terbleiben auch dann, wenn die zur Sicherung 

erforderlichen Maßnahmen den Zweck der 

Ausführung gefährden.  

(4) Bei Ausführungen zur Erhaltung der Le-

benstüchtigkeit kann den Untergebrachten, um 

Entweichungen entgegenzuwirken, nach Maß-

gabe des § 27 des Justizvollzugsdatenschutz-

gesetzes Nordrhein-Westfalen aufgegeben 

werden, die für eine elektronische Überwa-

chung ihres Aufenthaltsortes erforderlichen 

technischen Mittel ständig in betriebsbereitem 
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Zustand bei sich zu führen und deren Funkti-

onsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen.  

(5) Kommen vollzugsöffnende Maßnahmen 

nicht in Betracht, sind die tragenden Gründe 

zu dokumentieren und den Untergebrachten 

die noch zu erfüllenden Voraussetzungen in 

verständlicher Form zu vermitteln.  

(6) Bei der Ausgestaltung vollzugsöffnender 

Maßnahmen ist den berechtigten Schutzinte-

ressen der Opfer und gefährdeter Dritter Rech-

nung zu tragen.  

(7) Vollzugsöffnende Maßnahmen werden nur 

zum Aufenthalt im Inland gewährt.  

Zustand bei sich zu führen und deren Funkti-

onsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen.  

(5) Kommen vollzugsöffnende Maßnahmen 

nicht in Betracht, sind die tragenden Gründe 

zu dokumentieren und den Untergebrachten 

die noch zu erfüllenden Voraussetzungen in 

verständlicher Form zu vermitteln.  

(6) Bei der Ausgestaltung vollzugsöffnender 

Maßnahmen ist den berechtigten Schutzinte-

ressen der Opfer und gefährdeter Dritter Rech-

nung zu tragen.  

(7) Vollzugsöffnende Maßnahmen werden nur 

zum Aufenthalt im Inland gewährt. 

§ 62 

Grundsatz 

(1) Es sind die erforderlichen Maßnahmen zu 

ergreifen, um ein Entweichen der Unterge-

brachten zu verhindern und zugleich die Si-

cherheit der Bevölkerung, der Bediensteten 

und der Untergebrachten zu gewährleisten. 

Hierzu sind die geeigneten baulichen und 

technischen Maßnahmen vorzusehen. Es sind 

organisatorische Regelungen zu erstellen, fort-

zuentwickeln und umzusetzen sowie soziale 

und behandlungsfördernde Strukturen zu 

schaffen, um ein Miteinander der Betroffenen 

in gegenseitigem Respekt zu ermöglichen. 

(2) Die Einrichtung ist befugt, zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben die Identität aller Personen, die 

Zugang begehren, festzustellen. 

§ 62 

Grundsatz 

(1) Es sind die erforderlichen Maßnahmen zu 

ergreifen, um ein Entweichen der Unterge-

brachten zu verhindern und zugleich die Si-

cherheit der Bevölkerung, der Bediensteten 

und der Untergebrachten zu gewährleisten. 

Hierzu sind die geeigneten baulichen und 

technischen Maßnahmen vorzusehen. Es sind 

organisatorische Regelungen zu erstellen, fort-

zuentwickeln und umzusetzen sowie soziale 

und behandlungsfördernde Strukturen zu 

schaffen, um ein Miteinander der Betroffenen 

in gegenseitigem Respekt zu ermöglichen. 

(2) Der Zugang einer Person zu einer Einrich-

tung kann aus Gründen der Sicherheit oder 

Ordnung von ihrer Durchsuchung abhängig 

gemacht werden. Die Einrichtung ist zudem 

befugt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben die Iden-

tität aller Personen, die Zugang begehren, fest-

zustellen. 

§ 64 

Durchsuchung 

(1) Die Untergebrachten, ihre Sachen und die 

Zimmer dürfen durchsucht werden.  

(2) Die Leitung der Einrichtung kann allge-

mein anordnen, dass bei der Aufnahme, vor 

und nach Kontakten mit Besucherinnen und 

Besuchern sowie vor und nach jeder Abwe-

senheit eine mit einer Entkleidung verbundene 

körperliche Durchsuchung Untergebrachter 

durchzuführen ist, die Entkleidung im Einzel-

fall jedoch unterbleibt, wenn hierdurch die Si-

cherheit oder Ordnung der Einrichtung nicht 

§ 64 

Durchsuchung 

(1) Die Untergebrachten, ihre Sachen und die 

Zimmer dürfen durchsucht werden.  

(2) Die Leitung der Einrichtung kann allge-

mein anordnen, dass bei der Aufnahme, vor 

und nach Kontakten mit Besucherinnen und 

Besuchern sowie vor und nach jeder Abwe-

senheit eine mit einer Entkleidung verbundene 

körperliche Durchsuchung Untergebrachter 

durchzuführen ist, die Entkleidung im Einzel-

fall jedoch unterbleibt, wenn hierdurch weder 
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gefährdet wird. Ansonsten ist eine solche 

Durchsuchung nur bei Gefahr im Verzug oder 

auf Anordnung der Leitung der Einrichtung im 

Einzelfall zulässig. 

(3) Die Durchsuchung von männlichen Unter-

gebrachten darf nur von Männern, von weibli-

chen Untergebrachten nur von Frauen durch-

geführt werden. Entkleidungen erfolgen ein-

zeln in einem geschlossenen Raum. Bei männ-

lichen Untergebrachten dürfen nur männliche 

Bedienstete und bei weiblichen Untergebrach-

ten nur weibliche Bedienstete zugegen sein. 

Die Untersuchung von Körperöffnungen darf 

nur durch den ärztlichen Dienst vorgenommen 

werden. Das Schamgefühl ist zu schonen. 

die Sicherheit oder noch die Ordnung der Ein-

richtung nicht gefährdet wird. Ansonsten ist 

eine solche Durchsuchung nur bei Gefahr im 

Verzug oder auf Anordnung der Leitung der 

Einrichtung im Einzelfall zulässig. 

(3) Die Durchsuchung von männlichen Unter-

gebrachten darf nur von Männern, von weibli-

chen Untergebrachten nur von Frauen durch-

geführt werden. Entkleidungen erfolgen ein-

zeln in einem geschlossenen Raum. Bei männ-

lichen Untergebrachten dürfen nur männliche 

Bedienstete und bei weiblichen Untergebrach-

ten nur weibliche Bedienstete zugegen sein. 

Die Untersuchung von Körperöffnungen darf 

nur durch den ärztlichen Dienst vorgenommen 

werden. Das Schamgefühl ist zu schonen. 

§ 65  

Maßnahmen zur Feststellung von Sucht-

mittelkonsum 

Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 

Ordnung der Einrichtung können allgemein 

oder im Einzelfall Maßnahmen angeordnet 

werden, die geeignet sind, den Missbrauch 

von Suchtmitteln festzustellen. Diese Maß-

nahmen dürfen mit einem geringfügigen kör-

perlichen Eingriff, namentlich einer Punktion 

der Fingerbeere zur Abnahme einer geringen 

Menge von Kapillarblut, verbunden sein, 

wenn die Untergebrachten einwilligen.  

§ 65  

Maßnahmen zur Feststellung von Sucht-

mittelkonsum 

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 

Ordnung der Einrichtung können allgemein o-

der im Einzelfall Maßnahmen angeordnet wer-

den, die geeignet sind, den Missbrauch von 

Suchtmitteln festzustellen. Diese Maßnahmen 

dürfen mit einem geringfügigen körperlichen 

Eingriff, namentlich einer Punktion der Fin-

gerbeere zur Abnahme einer geringen Menge 

von Kapillarblut, verbunden sein, wenn die 

Untergebrachten einwilligen. 

(2) Bei Untergebrachten, die die Mitwirkung 

an der Durchführung einer nach Absatz 1 Satz 

1 angeordneten Kontrolle verweigern, ist in 

der Regel davon auszugehen, dass Suchtmit-

telfreiheit nicht gegeben ist. 

(3) Wird Suchtmittelmissbrauch festgestellt, 

können die Kosten der Maßnahmen den be-

troffenen Untergebrachten auferlegt werden. 

§ 81  

Verfahren 

(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind 

sowohl belastende als auch entlastende Um-

stände zu ermitteln. Die Untergebrachten wer-

den gehört. Sie werden darüber unterrichtet, 

welche Verfehlungen ihnen zur Last gelegt 

werden. Sie sind darauf hinzuweisen, dass es 

ihnen freisteht sich zu äußern oder nicht zur 

§ 81  

Verfahren 

(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind 

sowohl belastende als auch entlastende Um-

stände zu ermitteln. Die Untergebrachten wer-

den gehört. Sie werden darüber unterrichtet, 

welche Verfehlungen ihnen zur Last gelegt 

werden. Sie sind darauf hinzuweisen, dass es 

ihnen freisteht sich zu äußern oder nicht zur 
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Sache auszusagen. Die Äußerungen der Unter-

gebrachten und die Ergebnisse der Ermittlun-

gen sind zu dokumentieren.  

(2) Disziplinarmaßnahmen ordnet die Leitung 

der Einrichtung an. Die Aufsichtsbehörde ent-

scheidet, wenn sich die Verfehlung der Unter-

gebrachten gegen die Leiterin oder den Leiter 

der Einrichtung richtet. Bei einer Verfehlung 

der Untergebrachten auf dem Weg in eine an-

dere Einrichtung ist die Leitung der Einrich-

tung am Bestimmungsort zuständig. 

 

 
(3) Die nach Absatz 2 Satz 1 Befugten sollen 

sich vor der Entscheidung mit Personen be-

sprechen, die maßgeblich an der Behandlung 

der Untergebrachten mitwirken. § 71 Absatz 1 

gilt entsprechend.  

(4) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu 

beurteilen sind, werden durch eine Entschei-

dung geahndet. 

(5) Die Entscheidung wird mit einer kurzen 

Begründung schriftlich abgefasst und den Un-

tergebrachten mündlich eröffnet. 

Sache auszusagen. Die Äußerungen der Unter-

gebrachten und die Ergebnisse der Ermittlun-

gen sind zu dokumentieren.  

(2) Disziplinarmaßnahmen ordnet die Leitung 

der Einrichtung an. Die Aufsichtsbehörde ent-

scheidet, wenn sich die Verfehlung der Unter-

gebrachten gegen die Leiterin oder den Leiter 

der Einrichtung richtet. Bei einer Verfehlung 

der Untergebrachten auf dem Weg in eine an-

dere Einrichtung, die während der Verlegung 

in eine andere Vollzugsanstalt begangen wird, 

ist die Leitung der Einrichtung am Bestim-

mungsort zuständig. 

(3) Die nach Absatz 2 Satz 1 Befugten sollen 

sich vor der Entscheidung mit Personen be-

sprechen, die maßgeblich an der Behandlung 

der Untergebrachten mitwirken. § 71 Absatz 1 

gilt entsprechend.  

(4) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu 

beurteilen sind, werden durch eine Entschei-

dung geahndet. 

(5) Die Entscheidung wird mit einer kurzen 

Begründung schriftlich abgefasst und den Un-

tergebrachten mündlich eröffnet. 

§ 85 

Organisation der Einrichtungen 

(1) Der Vollzug der Sicherungsverwahrung 

erfolgt in Einrichtungen der Landesjustizver-

waltung.  

(2) Die Einrichtungen werden mit den für die 

Erreichung der Vollzugsziele und die Erfül-

lung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz er-

forderlichen Personal- und Sachmitteln aus-

gestattet. Die Gestaltung der Einrichtungen 

muss therapeutischen Erfordernissen entspre-

chen und Wohngruppenvollzug ermöglichen.  

(3) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und 

Ausstattung von Plätzen, insbesondere für the-

rapeutische Maßnahmen, für Maßnahmen der 

Beschäftigung, Freizeit, Sport und Seelsorge, 

vorzusehen.  

(4) Gemeinschafts- und Besuchsräume sind 

wohnlich und zweckentsprechend auszustat-

ten.  

§ 85 

Organisation der Einrichtungen 

(1) Der Vollzug der Sicherungsverwahrung er-

folgt in Einrichtungen der Landesjustizver-

waltung.  

(2) Die Einrichtungen werden mit den für die 

Erreichung der Vollzugsziele und die Erfül-

lung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz er-

forderlichen Personal- und Sachmitteln ausge-

stattet. Die Gestaltung der Einrichtungen muss 

therapeutischen Erfordernissen entsprechen 

und Wohngruppenvollzug ermöglichen.  

(3) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und 

Ausstattung von Plätzen, insbesondere für the-

rapeutische Maßnahmen, für Maßnahmen der 

Beschäftigung, Freizeit, Sport und Seelsorge, 

vorzusehen.  

(4) Gemeinschafts- und Besuchsräume sind 

wohnlich und zweckentsprechend auszustat-

ten. Insbesondere ist im Rahmen der baulichen 
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(5) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungs-

fähigkeit fest. 

Gegebenheiten für eine kindgerechte Ausge-

staltung der Besuchsräume und Wartebereiche 

zu sorgen. 

(5) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungs-

fähigkeit fest. 

§ 90 

Medizinische Versorgung 

(1) Die ärztliche Versorgung ist durch haupt-

amtliche Ärztinnen oder Ärzte sicherzustellen. 

Sie kann aus besonderen Gründen nebenamtli-

chen oder vertraglich verpflichteten Ärztinnen 

oder Ärzten übertragen werden. 

 

(2) Die Pflege erkrankter Untergebrachter soll 

von Krankenpflegekräften im Sinne des Kran-

kenpflegegesetzes ausgeübt werden. Stehen 

solche Kräfte nicht zur Verfügung, können 

Bedienstete des Vollzuges oder sonstige 

Kräfte eingesetzt werden, soweit sie eine ent-

sprechende Qualifikation besitzen.  

§ 90 

Medizinische Versorgung 

(1) Die ärztliche Versorgung ist soll durch 

hauptamtliche Ärztinnen oder Ärzte sicherzu-

stellen sichergestellt werden. Sie kann aus be-

sonderen Gründen nebenamtlichen oder ver-

traglich verpflichteten Ärztinnen oder Ärzten 

übertragen werden. 

(2) Die Pflege erkrankter Untergebrachter soll 

von Krankenpflegekräften im Sinne des Kran-

kenpflegegesetzes ausgeübt werden. Stehen 

solche Kräfte nicht zur Verfügung, können 

Bedienstete des Vollzuges oder sonstige 

Kräfte eingesetzt werden, soweit sie eine ent-

sprechende Qualifikation besitzen. 

§ 102  

Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichts-

pflicht  

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2013 in 

Kraft. Das Gesetz über die vorübergehende 

Aufnahme ehemaliger Sicherungsverwahrter 

in Einrichtungen des Justizvollzuges des Lan-

des Nordrhein-Westfalen vom 5. Juli 2011 

(GV. NRW. S. 358) tritt gleichzeitig außer 

Kraft.  

(2) Die Landesregierung berichtet dem Land-

tag bis zum 31. Dezember 2018 und danach 

alle fünf Jahre über die mit diesem Gesetz ge-

machten Erfahrungen.  

§ 102  

Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichts-

pflicht  

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2013 in 

Kraft. Das Gesetz über die vorübergehende 

Aufnahme ehemaliger Sicherungsverwahrter 

in Einrichtungen des Justizvollzuges des Lan-

des Nordrhein-Westfalen vom 5. Juli 2011 

(GV. NRW. S. 358) tritt gleichzeitig außer 

Kraft.  

(2) Die Landesregierung berichtet dem Land-

tag bis zum 31. Dezember 2018 und danach 

alle fünf Jahre über die mit diesem Gesetz ge-

machten Erfahrungen.  
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Untersuchungshaftvollzugsgesetz Nord-

rhein-Westfalen vom 27. Oktober 2009 
Nichtamtliche Änderungsfassung 

§ 6 

Aufnahme in die Anstalt 

(1) Untersuchungsgefangene werden auf 

Grund eines schriftlichen Aufnahmeersuchens 

des Gerichts in die nach dem Vollstreckungs-

plan zuständige Anstalt aufgenommen, soweit 

das Gericht nicht im Einzelfall eine andere 

Anstalt bestimmt hat. 

(2) Mit neu aufgenommenen Untersuchungs-

gefangenen ist möglichst am Tag der Auf-

nahme ein Aufnahmegespräch zu führen, in 

dem sie über ihre Rechte und Pflichten unter-

richtet werden. Diese Unterrichtung kann auch 

mittels eines Merkblatts erfolgen, das in einer 

den Untersuchungsgefangenen verständlichen 

Sprache abgefasst ist. Ihnen sind die Hausord-

nung sowie ein Exemplar dieses Gesetzes zu-

gänglich zu machen. Die Untersuchungsge-

fangenen sind dabei zu unterstützen, etwa not-

wendige Maßnahmen für hilfsbedürftige An-

gehörige sowie sonstige dringend erforderli-

che Maßnahmen zu veranlassen.  

(3) Untersuchungsgefangene werden alsbald 

ärztlich untersucht.  

(4) Bei der Aufnahme, der ärztlichen Untersu-

chung und dem Aufnahmegespräch dürfen an-

dere Gefangene nicht anwesend sein. Ausnah-

men bedürfen der Einwilligung der betroffe-

nen Untersuchungsgefangenen. 

 

 

 

(5) Den Untersuchungsgefangenen ist Gele-

genheit zu geben, eine Angehörige oder einen 

Angehörigen oder eine Vertrauensperson von 

der Aufnahme in die Anstalt zu benachrichti-

gen. 

§ 6 

Aufnahme in die Anstalt 

(1) Untersuchungsgefangene werden auf 

Grund eines schriftlichen Aufnahmeersuchens 

des Gerichts in die nach dem Vollstreckungs-

plan zuständige Anstalt aufgenommen, soweit 

das Gericht nicht im Einzelfall eine andere 

Anstalt bestimmt hat. 

(2) Mit neu aufgenommenen Untersuchungs-

gefangenen ist möglichst am Tag der Auf-

nahme ein Aufnahmegespräch zu führen, in 

dem sie über ihre Rechte und Pflichten unter-

richtet werden. Diese Unterrichtung kann auch 

mittels eines Merkblatts erfolgen, das in einer 

den Untersuchungsgefangenen verständlichen 

Sprache abgefasst ist. Ihnen sind die Hausord-

nung sowie ein Exemplar dieses Gesetzes zu-

gänglich zu machen. Die Untersuchungsge-

fangenen sind dabei zu unterstützen, etwa not-

wendige Maßnahmen für hilfsbedürftige An-

gehörige sowie sonstige dringend erforderli-

che Maßnahmen zu veranlassen.  

(3) Untersuchungsgefangene werden alsbald 

ärztlich untersucht.  

(4) Bei der Aufnahme, der ärztlichen Untersu-

chung und dem Aufnahmegespräch dürfen an-

dere Gefangene nicht anwesend sein. Ausnah-

men bedürfen der Einwilligung der betroffe-

nen Untersuchungsgefangenen. Ausnahmen 

sind nur zulässig, wenn die betroffenen Unter-

suchungsgefangenen einwilligen und die An-

wesenheit anderer Gefangener unbedingt er-

forderlich ist. 

(5) Den Untersuchungsgefangenen ist Gele-

genheit zu geben, eine Angehörige oder einen 

Angehörigen oder eine Vertrauensperson von 

der Aufnahme in die Anstalt zu benachrichti-

gen. 

§ 10 

Unterbringung 

(1) Untersuchungsgefangene werden in ihren 

Hafträumen allein untergebracht.  

§ 10 

Unterbringung 

(1) Untersuchungsgefangene werden in ihren 

Hafträumen allein untergebracht.  
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(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist insbe-

sondere zulässig, wenn  

1. eine Gefahr für Leben oder Gesundheit der 

Untersuchungsgefangenen besteht, 

2. Untersuchungsgefangene hilfsbedürftig 

sind,  

3. dies im Einzelfall aus zwingenden Gründen 

der Anstaltsorganisation erforderlich ist, 

 

 

4. sich die Untersuchungsgefangenen im Jus-

tizvollzugskrankenhaus oder in Kranken- oder 

Pflegeabteilungen von Justizvollzugseinrich-

tungen befinden, 

5. die Untersuchungsgefangenen die gemein-

same Unterbringung beantragen oder 

6. die gemeinsame Unterbringung geeignet er-

scheint, schädlichen Folgen der Inhaftierung 

entgegenzuwirken, 

und in den Fällen der Nummern 1 bis 5 eine 

schädliche Beeinflussung der Untersuchungs-

gefangenen nicht zu befürchten ist. 

(3) Untersuchungsgefangene dürfen sich au-

ßerhalb ihrer Hafträume in Gemeinschaft auf-

halten, soweit es die räumlichen, personellen 

und organisatorischen Verhält-nisse der An-

stalt gestatten und Gründe der Sicherheit oder 

Ordnung der Anstalt nicht entgegenstehen. 

(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist insbe-

sondere zulässig, wenn  

1. eine Gefahr für Leben oder Gesundheit der 

Untersuchungsgefangenen besteht, 

2. Untersuchungsgefangene hilfsbedürftig 

sind,  

3. dies im Einzelfall aus zwingenden Gründen 

der Anstaltsorganisation erforderlich ist, wo-

bei der Zeitraum der gemeinsamen Unterbrin-

gung für die einzelnen Untersuchungsgefan-

genen vier Monate nicht überschreiten soll, 

4. sich die Untersuchungsgefangenen im Jus-

tizvollzugskrankenhaus oder in Kranken- oder 

Pflegeabteilungen von Justizvollzugseinrich-

tungen befinden, 

5. die Untersuchungsgefangenen die gemein-

same Unterbringung beantragen oder 

6. die gemeinsame Unterbringung geeignet er-

scheint, schädlichen Folgen der Inhaftierung 

entgegenzuwirken, 

und in den Fällen der Nummern 1 bis 5 eine 

schädliche Beeinflussung der Untersuchungs-

gefangenen nicht zu befürchten ist. 

(3) Untersuchungsgefangene dürfen sich au-

ßerhalb ihrer Hafträume in Gemeinschaft auf-

halten, soweit es die räumlichen, personellen 

und organisatorischen Verhält-nisse der An-

stalt gestatten und Gründe der Sicherheit oder 

Ordnung der Anstalt nicht entgegenstehen. 

§ 11 

Persönlicher Bereich, Einkauf 

(1) Untersuchungsgefangene dürfen eigene 

Kleidung tragen und eigene Bettwäsche benut-

zen, soweit sie für die Reinigung, die Instand-

haltung und den regelmäßigen Wechsel auf ei-

gene Kosten sorgen und die Sicherheit oder 

schwerwiegende Gründe der Ordnung der An-

stalt nicht entgegenstehen. Im Einzelfall kann 

gestattet werden, für die Untersuchungsgefan-

genen Kleidungsstücke und Bettwäsche in der 

Anstalt abzugeben und dort abzuholen. 

(2) Untersuchungsgefangene dürfen ihren 

Haftraum in angemessenem Umfang mit eige-

nen Sachen ausstatten. Sie dürfen nur in Ge-

§ 11 

Persönlicher Bereich, Einkauf 

(1) Untersuchungsgefangene dürfen eigene 

Kleidung tragen und eigene Bettwäsche benut-

zen, soweit sie für die Reinigung, die Instand-

haltung und den regelmäßigen Wechsel auf ei-

gene Kosten sorgen und die Sicherheit oder 

schwerwiegende Gründe der Ordnung der An-

stalt nicht entgegenstehen. Im Einzelfall kann 

gestattet werden, für die Untersuchungsgefan-

genen Kleidungsstücke und Bettwäsche in der 

Anstalt abzugeben und dort abzuholen. 

(2) Untersuchungsgefangene dürfen ihren 

Haftraum in angemessenem Umfang mit eige-

nen Sachen ausstatten. Sie dürfen nur in Ge-

wahrsam haben, was ihnen von der jeweiligen 
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wahrsam haben, was ihnen von der Anstalt o-

der mit deren Erlaubnis überlassen worden ist. 

Gegenstände, die die Übersichtlichkeit des 

Haftraums behindern, eine unverhältnismäßig 

aufwändige Überprüfung erfordern, sonst die 

Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder den 

Zweck der Untersuchungshaft gefährden kön-

nen, dürfen sie nicht in Gewahrsam haben. 

(3) Eingebrachte Sachen, die Untersuchungs-

gefangene nicht in Gewahrsam haben dürfen, 

sind für sie aufzubewahren. Lassen die Ver-

hältnisse der Anstalt eine Aufbewahrung nicht 

zu und weigern sich Untersuchungsgefangene, 

die Sachen zu versenden, werden diese auf 

Kosten der Untersuchungsgefangenen ver-

nichtet, verwertet oder aus der Anstalt ent-

fernt. 

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, 

die Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen 

einer Anstalt vermitteln, dürfen vernichtet o-

der unbrauchbar gemacht werden. 

(5) Untersuchungsgefangene dürfen in ange-

messenem Umfang aus einem von der Anstalt 

vermittelten Angebot Nahrungs- und Genuss-

mittel sowie andere Gegenstände des persönli-

chen Bedarfs einkaufen. Für ein Einkaufsan-

gebot, das die Wünsche und Bedürfnisse der 

Untersuchungsgefangenen angemessen be-

rücksichtigt, ist zu sorgen. § 17 Absatz 3 und 

4 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-West-

falen gilt entsprechend. 

Anstalt oder mit deren jeweiliger Erlaubnis 

überlassen worden ist. Gegenstände, die die 

Übersichtlichkeit des Haftraums behindern, 

eine unverhältnismäßig aufwändige Überprü-

fung erfordern, sonst die Sicherheit oder Ord-

nung der Anstalt oder den Zweck der Untersu-

chungshaft gefährden können, dürfen sie nicht 

in Gewahrsam haben. 

(3) Eingebrachte Sachen, die Untersuchungs-

gefangene nicht in Gewahrsam haben dürfen, 

sind für sie aufzubewahren. Lassen die Ver-

hältnisse der Anstalt eine Aufbewahrung nicht 

zu und weigern sich Untersuchungsgefangene, 

die Sachen zu versenden, werden diese auf 

Kosten der Untersuchungsgefangenen ver-

nichtet, verwertet oder aus der Anstalt ent-

fernt. 

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, 

die Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen 

einer Anstalt vermitteln, dürfen vernichtet o-

der unbrauchbar gemacht werden. 

(5) Untersuchungsgefangene dürfen in ange-

messenem Umfang aus einem von der Anstalt 

vermittelten Angebot Nahrungs- und Genuss-

mittel sowie andere Gegenstände des persönli-

chen Bedarfs einkaufen. Für ein Einkaufsan-

gebot, das die Wünsche und Bedürfnisse der 

Untersuchungsgefangenen angemessen be-

rücksichtigt, ist zu sorgen. § 17 Absatz 3 und 

4 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-West-

falen gilt entsprechend. 

§ 13 

Beschäftigung, Bildungsmaßnahmen, Gel-

der 

(1) Untersuchungsgefangene sind zur Arbeit 

nicht verpflichtet. 

(2) Ihnen soll auf Nachfrage eine Arbeit, sons-

tige Beschäftigung oder eine Hilfstätigkeit an-

geboten werden, die ihre körperlichen und 

geistigen Fähigkeiten sowie ihre Interessen 

berücksichtigt. Untersuchungsgefangenen 

kann auch eine arbeitstherapeutische Beschäf-

tigung angeboten werden, soweit dies ange-

zeigt ist. § 29 Absatz 5 des Strafvollzugsgeset-

zes Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend. 

 

§ 13 

Beschäftigung, Bildungsmaßnahmen, Gel-

der 

(1) Untersuchungsgefangene sind zur Arbeit 

nicht verpflichtet. 

(2) (1) Ihnen Untersuchungsgefangenen soll 

auf Nachfrage eine Arbeit, oder eine sonstige 

Beschäftigung Tätigkeit oder eine Hilfstätig-

keit angeboten werden, die ihre körperlichen 

und geistigen Fähigkeiten sowie ihre Interes-

sen berücksichtigt. Untersuchungsgefangenen 

Ihnen kann auch eine arbeitstherapeutische 

Maßnahme oder eine Hilfstätigkeit angeboten 

werden, soweit dies angezeigt ist. § 29 Absatz 

5 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-West-

falen gilt entsprechend. 
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(3) Bei der Ausübung einer angebotenen Ar-

beit, sonstigen Beschäftigung oder einer Hilfs-

tätigkeit erhalten die Untersuchungsgefange-

nen ein Arbeitsentgelt, das mit fünf Prozent 

der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Bu-

ches Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vor-

schriften für die Sozialversicherung - in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 12. No-

vember 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 I 

S. 363) in der jeweils geltenden Fassung zu be-

messen ist (Eckvergütung). Ein Tagessatz ist 

der zweihundertfünfzigste Teil der Eckvergü-

tung. § 32 Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 und 2, 

Absatz 5 und 6 sowie § 33 Absatz 1 und 2 so-

wie 4 und 5 des Strafvollzugsgesetzes Nord-

rhein-Westfalen gelten entsprechend. Das Jus-

tizministerium wird ermächtigt, zur Umset-

zung der Vorschriften über die Vergütung eine 

Rechtsverordnung über die Bemessung des 

Arbeitsentgeltes, die Ausbildungsbeihilfe, die 

anrechenbaren Arbeitszeiten, die Zeiteinhei-

ten in Stunden oder Minuten, die Entgeltart als 

Zeit- oder Leistungsentgelt, die Vergütungs-

stufen und die Gewährung von Zulagen zu er-

lassen. Zeiten, die zur Begründung von Frei-

stellungsansprüchen nach diesem Gesetz bei-

tragen, werden anteilig auf Freistellungsan-

sprüche nach dem Strafvollzugsgesetz Nord-

rhein-Westfalen angerechnet. 

 

(4) Geeigneten Untersuchungsgefangenen soll 

Gelegenheit zur Teilnahme an schulischen und 

beruflichen Orientierungs-, Aus- und Weiter-

bildungsmaßnahmen gegeben werden, soweit 

es die Möglichkeiten der Anstalt und die be-

sonderen Bedingungen der Untersuchungshaft 

zulassen. Untersuchungsgefangenen, die wäh-

rend der Arbeitszeit ganz oder teilweise an sol-

chen Maßnahmen teilnehmen, wird Ausbil-

dungsbeihilfe gewährt, soweit ihnen keine 

Leistungen zum Lebensunterhalt zustehen, die 

nicht inhaftierten Personen aus solchem An-

lass gewährt werden. Absatz 3 gilt entspre-

chend. 

 

 

(5) In Ausnahmefällen, namentlich zur Über-

brückung einer unverschuldeten Bedürftigkeit 

zu Beginn der Inhaftierung, kann die Anstalt 

Untersuchungsgefangenen auf Antrag bis zu 

(3) (2) Bei der Ausübung einer angebotenen 

Arbeit, sonstigen Beschäftigung oder einer 

Hilfstätigkeit erhalten die Untersuchungsge-

fangenen ein Arbeitsentgelt eine Vergütung, 

das welche mit fünf Prozent der Bezugsgröße 

nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetz-

buch – Gemeinsame Vorschriften für die So-

zialversicherung - in der Fassung der Bekannt-

machung vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 

3710, 3973; 2011 I S. 363) in der jeweils gel-

tenden Fassung zu bemessen ist (Eckvergü-

tung). Ein Tagessatz ist der zweihundertfünf-

zigste Teil der Eckvergütung. § 32 Absatz 3, 

Absatz 4 Satz 1 und 2, Absatz 5 und 6 sowie § 

33 Absatz 1 und 2 sowie 4 und 5 des Strafvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gelten ent-

sprechend. Das Justizministerium für Justiz 

zuständige Ministerium wird ermächtigt, zur 

Umsetzung der Vorschriften über die Vergü-

tung eine Rechtsverordnung über die Bemes-

sung des Arbeitsentgeltes, die Ausbildungs-

beihilfe, die anrechenbaren Arbeitszeiten, die 

Zeiteinheiten in Stunden oder Minuten, die 

Entgeltart als Zeit- oder Leistungsentgelt, die 

Vergütungsstufen und die Gewährung von Zu-

lagen zu erlassen. Zeiten, die zur Begründung 

von Freistellungsansprüchen nach diesem Ge-

setz beitragen, werden anteilig auf Freistel-

lungsansprüche nach dem Strafvollzugsgesetz 

Nordrhein-Westfalen angerechnet. 

(4) (3) Geeigneten Untersuchungsgefangenen 

soll Gelegenheit zur Teilnahme an schulischen 

und beruflichen Orientierungs-, Aus- und 

Weiterbildungsmaßnahmen gegeben werden, 

soweit es die Möglichkeiten der Anstalt und 

die besonderen Bedingungen der Untersu-

chungshaft zulassen. Untersuchungsgefange-

nen, die während der Arbeitszeit ganz oder 

teilweise an solchen Maßnahmen teilnehmen, 

wird Ausbildungsbeihilfe gewährt, soweit 

ihnen keine Leistungen zum Lebensunterhalt 

zustehen, die nicht inhaftierten Personen aus 

solchem Anlass gewährt werden. Absatz 32 

gilt entsprechend. 

(4) § 29 Absatz 5 des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend. 

(5) In Ausnahmefällen, namentlich zur Über-

brückung einer unverschuldeten Bedürftigkeit 

zu Beginn der Inhaftierung, kann die Anstalt 

Untersuchungsgefangenen auf Antrag bis zu 
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drei Monaten Taschengeld gewähren. Die 

Höhe des Taschengeldes beträgt 14 Prozent 

des Tagessatzes der Eckvergütung nach Ab-

satz 3 Satz 2. 

(6) Vergütungen nach den Absätzen 3 und 4 

sowie Gelder, die Untersuchungsgefangene in 

die Anstalt einbringen oder die für sie von 

Dritten eingebracht oder überwiesen werden, 

sind als Eigengeld gutzuschreiben. Die Unter-

suchungsgefangenen können über ihr Eigen-

geld verfügen.  

drei Monaten Taschengeld gewähren. Die 

Höhe des Taschengeldes beträgt 14 Prozent 

des Tagessatzes der Eckvergütung nach Ab-

satz 32 Satz 2. 

(6) Vergütungen nach den Absätzen 32 und 43 

sowie Gelder, die Untersuchungsgefangene in 

die Anstalt einbringen oder die für sie von 

Dritten eingebracht oder überwiesen werden, 

sind als Eigengeld gutzuschreiben. Die Unter-

suchungsgefangenen können über ihr Eigen-

geld verfügen. 

§ 17 

Besuche 

(1) Untersuchungsgefangene dürfen regelmä-

ßig Besuch empfangen. Die Gesamtdauer be-

trägt mindestens zwei Stunden im Monat. Das 

Nähere regelt die Anstalt.  

(2) Zur besonderen Förderung der Besuche 

von minderjährigen Kindern der Untersu-

chungsgefangenen sollen zwei weitere Stun-

den zugelassen werden. Ein familiengerechter 

Umgang zum Wohl der minderjährigen Kin-

der ist zu gestatten. Bei der Ausgestaltung der 

Besuchsmöglichkeiten, namentlich der Be-

suchszeiten und der Rahmenbedingungen der 

Besuche, sind die Bedürfnisse der minderjäh-

rigen Kinder der Untersuchungsgefangenen zu 

berücksichtigen. 

 

(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen 

werden, wenn sie den persönlichen, rechtli-

chen oder geschäftlichen Angelegenheiten 

dienen, die von den Untersuchungsgefangenen 

nicht schriftlich oder durch Dritte wahrgenom-

men werden können. 

(4) Den Untersuchungsgefangenen können zu-

dem nach einer angemessenen Zeit der Be-

währung in der Anstalt mehrstündige, unbe-

aufsichtigte Besuche (Langzeitbesuche) er-

möglicht werden, wenn dies zur Förderung o-

der zum Erhalt familiärer, partnerschaftlicher 

oder anderer gleichwertiger Kontakte der Un-

tersuchungsgefangenen geboten erscheint und 

verantwortet werden kann.  

(5) Soweit eine verfahrenssichernde Anord-

nung den Empfang von Besuch beschränkt, 

§ 17 

Besuche 

(1) Untersuchungsgefangene dürfen regelmä-

ßig Besuch empfangen. Die Gesamtdauer be-

trägt mindestens zwei Stunden im Monat. Das 

Nähere regelt die Anstalt.  

(2) Zur besonderen Förderung der Besuche 

von minderjährigen Kindern der Untersu-

chungsgefangenen sollen zwei weitere Stun-

den zugelassen werden. Ein familiengerechter 

Umgang zum Wohl der minderjährigen Kin-

der ist zu gestatten. Bei der Ausgestaltung der 

Besuchsmöglichkeiten, namentlich der Be-

suchstage, Besuchszeiten, und regelmäßigen 

Begleitung durch den anderen Elternteil oder 

die andere sorgeberechtigte Person sowie der 

Rahmenbedingungen der Besuche, sind die 

Bedürfnisse der minderjährigen Kinder der 

Untersuchungsgefangenen zu berücksichti-

gen. 

(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen 

werden, wenn sie den persönlichen, rechtli-

chen oder geschäftlichen Angelegenheiten 

dienen, die von den Untersuchungsgefangenen 

nicht schriftlich oder durch Dritte wahrgenom-

men werden können. 

(4) Den Untersuchungsgefangenen können zu-

dem nach einer angemessenen Zeit der Be-

währung in der Anstalt mehrstündige, unbe-

aufsichtigte Besuche (Langzeitbesuche) er-

möglicht werden, wenn dies zur Förderung o-

der zum Erhalt familiärer, partnerschaftlicher 

oder anderer gleichwertiger Kontakte der Un-

tersuchungsgefangenen geboten erscheint und 

verantwortet werden kann.  
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wird hierzu nur zugelassen, wer über eine 

schriftliche Besuchserlaubnis des Gerichts o-

der der Staatsanwaltschaft verfügt. 

(6) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 

der Anstalt kann die Zulassung einer Person 

zum Besuch von ihrer Durchsuchung oder ei-

ner Sicherheitsanfrage nach § 21 des Justiz-

vollzugsdatenschutzgesetzes Nordrhein-

Westfalen abhängig gemacht werden.  

(7) Die Anstalt kann die Anzahl der gleichzei-

tig zum Besuch zugelassenen Personen be-

schränken. 

(8) Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit 

Erlaubnis der Anstalt übergeben werden. § 11 

Absatz 2 gilt entsprechend. 

(9) Für die Überwachung von Besuchen gilt § 

20 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-West-

falen entsprechend. Besuche dürfen auch dann 

abgebrochen werden, wenn die Besucherinnen 

und Besucher oder Untersuchungsgefangene 

gegen verfahrenssichernde Anordnungen ver-

stoßen. 

(5) Soweit eine verfahrenssichernde Anord-

nung den Empfang von Besuch beschränkt, 

wird hierzu nur zugelassen, wer über eine 

schriftliche Besuchserlaubnis des Gerichts o-

der der Staatsanwaltschaft verfügt. 

(6) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 

der Anstalt kann die Zulassung einer Person 

zum Besuch von ihrer Durchsuchung oder ei-

ner Sicherheitsanfrage nach § 21 des Justiz-

vollzugsdatenschutzgesetzes Nordrhein-

Westfalen abhängig gemacht werden.  

(7) Die Anstalt kann die Anzahl der gleichzei-

tig zum Besuch zugelassenen Personen be-

schränken. 

(8) Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit 

Erlaubnis der Anstalt übergeben werden. § 11 

Absatz 2 gilt entsprechend. 

(9) Für die Überwachung von Besuchen gilt § 

20 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-West-

falen entsprechend. Besuche dürfen auch dann 

abgebrochen werden, wenn die Besucherinnen 

und Besucher oder Untersuchungsgefangene 

gegen verfahrenssichernde Anordnungen ver-

stoßen. 

§ 26 

Grundsatz, Verhaltensvorschriften 

(1) Sicherheit und Ordnung bilden die Grund-

lage eines gewalt- und konfliktfreien Zusam-

menlebens in der Anstalt. Die Anstalt trifft die 

erforderlichen Maßnahmen, um ein Entwei-

chen der Untersuchungsgefangenen zu verhin-

dern und die Sicherheit zu gewährleisten. Die 

Anstalt ist befugt, zur Erfüllung ihrer Aufga-

ben die Identität der Personen, die Zugang be-

gehren, festzustellen. 

 

 

(2) Untersuchungsgefangene haben sich nach 

der Tageseinteilung der Anstalt zu richten. Sie 

dürfen durch ihr Verhalten gegenüber Be-

diensteten, Mitgefangenen und anderen Perso-

nen das geordnete Zusammenleben nicht stö-

ren. 

(3) Untersuchungsgefangene haben die An-

ordnungen der Bediensteten zu befolgen, auch 

§ 26 

Grundsatz, Verhaltensvorschriften 

(1) Sicherheit und Ordnung bilden die Grund-

lage eines gewalt- und konfliktfreien Zusam-

menlebens in der Anstalt. Die Anstalt trifft die 

erforderlichen Maßnahmen, um ein Entwei-

chen der Untersuchungsgefangenen zu verhin-

dern und die Sicherheit zu gewährleisten. Der 

Zugang einer Person zu einer Anstalt kann aus 

Gründen der Sicherheit oder Ordnung von ih-

rer Durchsuchung abhängig gemacht werden. 

Die Anstalt ist zudem befugt, zur Erfüllung ih-

rer Aufgaben die Identität der Personen, die 

Zugang begehren, festzustellen.  

(2) Untersuchungsgefangene haben sich nach 

der Tageseinteilung der Anstalt zu richten. Sie 

dürfen durch ihr Verhalten gegenüber Be-

diensteten, Mitgefangenen und anderen Perso-

nen das geordnete Zusammenleben nicht stö-

ren. 

(3) Untersuchungsgefangene haben die An-

ordnungen der Bediensteten zu befolgen, auch 
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wenn sie sich durch sie beschwert fühlen. Ei-

nen ihnen zugewiesenen Bereich dürfen sie 

nicht ohne Erlaubnis verlassen. 

(4) Ihre Hafträume und die ihnen von der An-

stalt überlassenen Sachen haben sie in Ord-

nung zu halten und schonend zu behandeln. 

(5) Untersuchungsgefangene haben Um-

stände, die eine Gefahr für das Leben oder eine 

erhebliche Gefahr für die Gesundheit einer 

Person bedeuten, unverzüglich zu melden. 

wenn sie sich durch sie beschwert fühlen. Ei-

nen ihnen zugewiesenen Bereich dürfen sie 

nicht ohne Erlaubnis verlassen. 

(4) Ihre Hafträume und die ihnen von der An-

stalt überlassenen Sachen haben sie in Ord-

nung zu halten und schonend zu behandeln. 

(5) Untersuchungsgefangene haben Um-

stände, die eine Gefahr für das Leben oder eine 

erhebliche Gefahr für die Gesundheit einer 

Person bedeuten, unverzüglich zu melden. 

§ 36 

Trennung des Vollzuges 

(1) Bei jungen Untersuchungsgefangenen er-

folgt der Vollzug der Untersuchungshaft in be-

sonderen Abteilungen der Anstalten oder 

sonstiger Einrichtungen des Jugendstrafvoll-

zuges. Lässt die geringe Anzahl Gefangener 

derselben Altersgruppe und desselben Ge-

schlechts die Einrichtung einer besonderen 

Abteilung oder Einrichtung im Jugendstraf-

vollzug als nicht angemessen erscheinen, kön-

nen junge Untersuchungsgefangene in ge-

trennten Abteilungen des Strafvollzuges für 

Erwachsene desselben Geschlechts unterge-

bracht werden, wenn dies ihrem Wohl nicht 

widerspricht. Wenn dies ihrem Wohl nicht wi-

derspricht, können sie in den Fällen des Satzes 

1 und 2 in den Anstalten und Einrichtungen 

auch an gemeinsamen Förderangeboten, ins-

besondere einer gemeinsamen Schul- und Be-

rufsausbildung sowie gemeinsamen kulturel-

len oder religiösen Veranstaltungen und Frei-

zeitangeboten, teilnehmen.  

(2) Von einer getrennten Unterbringung voll-

jähriger junger Untersuchungsgefangener 

nach Absatz 1 Satz 2 darf in Einrichtungen des 

Erwachsenenvollzuges nur zur Erreichung des 

Zwecks der Untersuchungshaft oder aus Grün-

den der Sicherheit oder Ordnung abgewichen 

werden, wenn die erzieherische Gestaltung 

des Vollzuges nach § 35 gewährleistet und 

nicht zu befürchten ist, dass die volljährigen 

jungen Untersuchungsgefangenen schädlichen 

Einflüssen ausgesetzt sind.  

§ 36 

Trennung des Vollzuges 

(1) Bei jungen Untersuchungsgefangenen er-

folgt der Vollzug der Untersuchungshaft in be-

sonderen Abteilungen der Anstalten oder 

sonstiger Einrichtungen des Jugendstrafvoll-

zuges. Lässt die geringe Anzahl Gefangener 

derselben Altersgruppe und desselben Ge-

schlechts die Einrichtung einer besonderen 

Abteilung oder Einrichtung im Jugendstraf-

vollzug als nicht angemessen erscheinen, kön-

nen junge Untersuchungsgefangene in ge-

trennten Abteilungen des Strafvollzuges für 

Erwachsene desselben Geschlechts unterge-

bracht werden, wenn dies ihrem Wohl nicht 

widerspricht. Wenn dies ihrem Wohl nicht wi-

derspricht, können sie in den Fällen des Satzes 

1 und 2 in den Anstalten und Einrichtungen 

auch an gemeinsamen Förderangeboten, ins-

besondere einer gemeinsamen Schul- und Be-

rufsausbildung sowie gemeinsamen kulturel-

len oder religiösen Veranstaltungen und Frei-

zeitangeboten, teilnehmen.  

(2) Von einer getrennten Unterbringung voll-

jähriger junger Untersuchungsgefangener 

nach Absatz 1 Satz 2 darf in Einrichtungen des 

Erwachsenenvollzuges nur zur Erreichung des 

Zwecks der Untersuchungshaft oder aus Grün-

den der Sicherheit oder Ordnung abgewichen 

werden, wenn die erzieherische Gestaltung 

des Vollzuges nach § 35 gewährleistet und 

nicht zu befürchten ist, dass die volljährigen 

jungen Untersuchungsgefangenen schädlichen 

Einflüssen ausgesetzt sind.  
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(3) Von der Trennung minderjähriger Untersu-

chungsgefangener in Einrichtungen des Er-

wachsenenvollzuges nach Absatz 1 Satz 2 darf 

nur abgesehen werden, wenn  

1. die Aufhebung der Trennung im Einzelfall 

a) den Zwecken des § 10 Absatz 2 Nummer 1, 

2 oder 4 oder  

b) der Aufnahme oder der Fortführung schuli-

scher oder beruflicher Orientierungs-, Aus- 

und Weiterbildungsmaßnahmen oder 

c) der Förderung familiärer oder gleichwerti-

ger sozialer Kontakte 

dient, oder 

2. zwingende Gründe eine Trennung vorüber-

gehend nicht zulassen, 

und die erzieherische Gestaltung des Vollzu-

ges nach § 35 gewährleistet ist sowie schädli-

che Auswirkungen auf die minderjährigen Un-

tersuchungsgefangenen nicht zu befürchten 

sind.  

 

 

 

 

 

(4) Wird die Untersuchungshaft gegen junge 

Untersuchungsgefangene in Einrichtungen des 

Jugendstrafvollzuges vollzogen, dürfen min-

derjährige Untersuchungsgefangene mit Un-

tersuchungsgefangenen, die das 21. Lebens-

jahr noch nicht vollendet haben, gemeinsam 

untergebracht werden. Das Wohl minderjähri-

ger Untersuchungsgefangener ist bei der Ge-

staltung der Unterbringung während der Ruhe-

zeit besonders zu beachten. Mit Untersu-

chungsgefangenen, die das 21. Lebensjahr 

vollendet haben, dürfen minderjährige Unter-

suchungsgefangene nur aus besonderen Grün-

den gemeinsam untergebracht werden. Die 

Unterbringung darf dem Wohl der minderjäh-

rigen Untersuchungsgefangenen nicht wider-

sprechen. Eine Unterbringung im Jugendstraf-

vollzug ist einer Unterbringung im Erwachse-

nenstrafvollzug in der Regel vorzuziehen.  

(3) Von der Trennung minderjähriger Untersu-

chungsgefangener in Einrichtungen des Er-

wachsenenvollzuges nach Absatz 1 Satz 2 darf 

nur abgesehen werden, wenn  

1. die Aufhebung der Trennung im Einzelfall 

a) den Zwecken des § 10 Absatz 2 Nummer 1, 

2 oder 4 oder  

b) der Aufnahme oder der Fortführung schuli-

scher oder beruflicher Orientierungs-, Aus- 

und Weiterbildungsmaßnahmen oder 

c) der Förderung familiärer oder gleichwerti-

ger sozialer Kontakte 

dient, oder 

2. zwingende Gründe eine Trennung vorüber-

gehend nicht zulassen, 

und die erzieherische Gestaltung des Vollzu-

ges nach § 35 gewährleistet ist sowie schädli-

che Auswirkungen auf die minderjährigen Un-

tersuchungsgefangenen nicht zu befürchten 

sind.  

Hinsichtlich der Trennung minderjähriger Un-

tersuchungsgefangener gilt § 89c Absatz 2 des 

Jugendgerichtsgesetzes in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 11. Dezember 1974 

(BGBl. I S. 3427) in der jeweils geltenden Fas-

sung. 

(4) Wird die Untersuchungshaft gegen junge 

Untersuchungsgefangene in Einrichtungen des 

Jugendstrafvollzuges vollzogen, dürfen min-

derjährige Untersuchungsgefangene mit Un-

tersuchungsgefangenen, die das 21. Lebens-

jahr noch nicht vollendet haben, gemeinsam 

untergebracht werden. Das Wohl minderjähri-

ger Untersuchungsgefangener ist bei der Ge-

staltung der Unterbringung während der Ruhe-

zeit besonders zu beachten. Mit Untersu-

chungsgefangenen, die das 21. Lebensjahr 

vollendet haben, dürfen minderjährige Unter-

suchungsgefangene nur aus besonderen Grün-

den gemeinsam untergebracht werden. Die 

Unterbringung darf dem Wohl der minderjäh-

rigen Untersuchungsgefangenen nicht wider-

sprechen. Eine Unterbringung im Jugendstraf-

vollzug ist einer Unterbringung im Erwachse-

nenstrafvollzug in der Regel vorzuziehen. 

  



Seite 77 von 97 

§ 37 

Betreuung, Auswahlverfahren 

 

(1) Den jungen Untersuchungsgefangenen 

sind bei der Aufnahme in den Vollzug stän-

dige Ansprechpartnerinnen oder Ansprech-

partner aus dem Kreis der Bediensteten zu be-

nennen. 

 

 

(2) Während der Untersuchungshaft wird un-

ter Beteiligung der Fachdienste in einem Ver-

fahren zur Feststellung des Förder- und Erzie-

hungsbedarfs (Auswahlverfahren) die Grund-

lage für eine erzieherische Ausgestaltung der 

Untersuchungshaft geschaffen und für den 

Fall der rechtskräftigen Verurteilung zu einer 

Jugendstrafe die Erstellung des späteren Voll-

zugsplans vorbereitet, um frühzeitig gemein-

sam mit den jungen Untersuchungsgefange-

nen Zukunftsperspektiven zu entwickeln.  

§ 37 

Betreuung, Unterrichtung und Auswahl-

verfahren 

(1) Den jungen Untersuchungsgefangenen 

sind bei der Aufnahme in den Vollzug stän-

dige Ansprechpartnerinnen oder Ansprech-

partner aus dem Kreis der Bediensteten zu be-

nennen. Für die Unterrichtung von minderjäh-

rigen Untersuchungsgefangenen gilt § 70a Ab-

satz 3 des Jugendgerichtsgesetzes. 

(2) Während der Untersuchungshaft wird un-

ter Beteiligung der Fachdienste in einem Ver-

fahren zur Feststellung des Förder- und Erzie-

hungsbedarfs (Auswahlverfahren) die Grund-

lage für eine erzieherische Ausgestaltung der 

Untersuchungshaft geschaffen und für den 

Fall der rechtskräftigen Verurteilung zu einer 

Jugendstrafe die Erstellung des späteren Voll-

zugsplans vorbereitet, um frühzeitig gemein-

sam mit den jungen Untersuchungsgefange-

nen Zukunftsperspektiven zu entwickeln. 

§ 38 

Außenkontakte 

(1) Die Gesamtdauer der Besuche beträgt min-

destens vier Stunden im Monat. 

(2) Betreuungspersonen, Erziehungsbeistän-

den, Beiständen nach § 69 des Jugendgerichts-

gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 11. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3427) in 

der jeweils geltenden Fassung und Personen, 

die Aufgaben der Jugendgerichtshilfe wahr-

nehmen, ist der Kontakt mit jungen Untersu-

chungsgefangenen in demselben Umfang zu 

gestatten, wie er einer Verteidigerin oder ei-

nem Verteidiger gestattet wird. 

§ 38 

Außenkontakte 

(1) Die Gesamtdauer der Besuche beträgt min-

destens vier Stunden im Monat. 

(2) Betreuungspersonen, Erziehungsbeistän-

den, Beiständen nach § 69 des Jugendgerichts-

gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 11. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3427) in 

der jeweils geltenden Fassung und Personen, 

die Aufgaben der Jugendgerichtshilfe wahr-

nehmen, ist der Kontakt mit jungen Untersu-

chungsgefangenen in demselben Umfang zu 

gestatten, wie er einer Verteidigerin oder ei-

nem Verteidiger gestattet wird. 

§ 45 

Medizinische Versorgung 

(1) Die ärztliche Versorgung ist durch haupt-

amtliche Ärztinnen oder Ärzte sicherzustellen. 

Sie kann aus besonderen Gründen nebenamtli-

chen oder vertraglich verpflichteten Ärztinnen 

oder Ärzten übertragen werden. 

 

 

(2) Die Pflege erkrankter Untersuchungsge-

fangener soll von Krankenpflegekräften im 

Sinne des Krankenpflegegesetzes vom 16. Juli 

§ 45 

Medizinische Versorgung 

(1) Die ärztliche Versorgung soll ist durch 

hauptamtliche Ärztinnen oder Ärzte sicherge-

stellt werden sicherzustellen. Sie kann aus be-

sonderen Gründen nebenamtlichen oder ver-

traglich verpflichteten Ärztinnen oder Ärzten 

übertragen werden. 

 

(2) Die Pflege erkrankter Untersuchungsge-

fangener soll von Krankenpflegekräften im 

Sinne des Krankenpflegegesetzes vom 16. Juli 
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2003 (BGBl. I S. 1442) in der jeweils gelten-

den Fassung ausgeübt werden. Stehen solche 

Kräfte nicht zur Verfügung, können Bediens-

tete des Vollzuges oder sonstige Kräfte einge-

setzt werden, soweit sie eine entsprechende 

Qualifikation besitzen. 

2003 (BGBl. I S. 1442) in der jeweils gelten-

den Fassung ausgeübt werden. Stehen solche 

Kräfte nicht zur Verfügung, können Bediens-

tete des Vollzuges oder sonstige Kräfte einge-

setzt werden, soweit sie eine entsprechende 

Qualifikation besitzen. 

§ 51 

Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Ver-

bot der Überbelegung 

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungs-

fähigkeit unter Berücksichtigung von § 10 für 

jede Anstalt fest. Es ist eine bedarfsgerechte 

Anzahl und Ausstattung von Plätzen, insbe-

sondere für Maßnahmen der Beschäftigung, 

Freizeit, Sport, Seelsorge und Besuche, vorzu-

halten. Gemeinschafts- und Besuchsräume 

sind wohnlich und zweckentsprechend auszu-

statten.  

 

 

(2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Personen 

als zugelassen belegt werden. Ausnahmen 

hiervon sind nur vorübergehend zulässig und 

sind zu dokumentieren. 

§ 51 

Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Ver-

bot der Überbelegung 

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungs-

fähigkeit unter Berücksichtigung von § 10 für 

jede Anstalt fest. Es ist eine bedarfsgerechte 

Anzahl und Ausstattung von Plätzen, insbe-

sondere für Maßnahmen der Beschäftigung, 

Freizeit, Sport, Seelsorge und Besuche, vorzu-

halten. Gemeinschafts- und Besuchsräume 

sind wohnlich und zweckentsprechend auszu-

statten. Insbesondere ist im Rahmen der bauli-

chen Gegebenheiten für eine kindgerechte 

Ausgestaltung der Besuchsräume und War-

tebereiche zu sorgen. 

(2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Personen 

als zugelassen belegt werden. Ausnahmen 

hiervon sind nur vorübergehend zulässig und 

sind zu dokumentieren. 

  



Seite 79 von 97 

Justizvollzugsdatenschutzgesetz Nord-

rhein-Westfalen vom 12. Oktober 2018 
Nichtamtliche Änderungsfassung 

§ 2  

Begriffsbestimmungen  

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Be-

griff:  

1. „Gefangene“ 

a) Personen, an denen Freiheitsstrafe, Jugend-

strafe, Untersuchungshaft, Jugendarrest oder 

die Unterbringung in der Sicherungsverwah-

rung vollzogen wird, 

b) Personen, die sich in Haft nach § 127b Ab-

satz 2, § 230 Absatz 2, §§ 236, 329 Absatz 3, 

§ 412 Satz 1 oder § 453c der Strafprozessord-

nung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), 

die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert 

worden ist, befinden, sowie Personen, die nach 

§ 275a Absatz 6 der Strafprozessordnung 

einstweilig in Justizvollzugsbehörden unterge-

bracht sind; sie stehen Untersuchungsgefange-

nen gleich,  

2. „Anstalten“ Justizvollzugsanstalten, Ju-

gendstrafvollzugsanstalten, Jugendarrestan-

stalten, Freizeitarresträume und Einrichtungen 

für den Vollzug der Sicherungsverwahrung, 

3. „personenbezogene Daten“ alle Informatio-

nen, die sich auf eine identifizierte oder iden-

tifizierbare natürliche Person (betroffene Per-

son) beziehen; als identifizierbar wird eine na-

türliche Person angesehen, die direkt oder in-

direkt, insbesondere mittels Zuordnung zu ei-

ner Kennung wie einem Namen, zu einer 

Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer On-

line-Kennung oder zu einem oder mehreren 

besonderen Merkmalen, die Ausdruck der 

physischen, physiologischen, genetischen, 

psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen o-

der sozialen Identität dieser natürlichen Person 

sind, identifiziert werden kann, 

4. „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe 

automatisierter Verfahren ausgeführten Vor-

gang oder jede solche Vorgangsreihe im Zu-

sammenhang mit personenbezogenen Daten 

§ 2  

Begriffsbestimmungen  

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Be-

griff:  

1. „Gefangene“ 

a) Personen, an denen Freiheitsstrafe, Jugend-

strafe, Untersuchungshaft, Jugendarrest, Straf-

arrest oder die Unterbringung in der Siche-

rungsverwahrung vollzogen wird, 

b) Personen, die sich in Haft nach § 127b Ab-

satz 2, § 230 Absatz 2, §§ 236, 329 Absatz 3, 

§ 412 Satz 1 oder § 453c der Strafprozessord-

nung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), 

die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert 

worden ist, befinden, sowie Personen, die nach 

§ 275a Absatz 6 der Strafprozessordnung 

einstweilig in Justizvollzugsbehörden unterge-

bracht sind; sie stehen Untersuchungsgefange-

nen gleich,  

2. „Anstalten“ Justizvollzugsanstalten, Ju-

gendstrafvollzugsanstalten, Jugendarrestan-

stalten, Freizeitarresträume und Einrichtungen 

für den Vollzug der Sicherungsverwahrung, 

3. „personenbezogene Daten“ alle Informatio-

nen, die sich auf eine identifizierte oder iden-

tifizierbare natürliche Person (betroffene Per-

son) beziehen; als identifizierbar wird eine na-

türliche Person angesehen, die direkt oder in-

direkt, insbesondere mittels Zuordnung zu ei-

ner Kennung wie einem Namen, zu einer 

Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer On-

line-Kennung oder zu einem oder mehreren 

besonderen Merkmalen, die Ausdruck der 

physischen, physiologischen, genetischen, 

psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen o-

der sozialen Identität dieser natürlichen Person 

sind, identifiziert werden kann, 

4. „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe 

automatisierter Verfahren ausgeführten Vor-

gang oder jede solche Vorgangsreihe im Zu-

sammenhang mit personenbezogenen Daten 
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wie das Erheben, das Erfassen, die Organisa-

tion, das Ordnen, die Speicherung, die Anpas-

sung, die Veränderung, das Auslesen, das Ab-

fragen, die Verwendung, die Offenlegung 

durch Übermittlung, Verbreitung oder eine an-

dere Form der Bereitstellung, den Abgleich o-

der die Verknüpfung, die Einschränkung, das 

Löschen oder die Vernichtung, 

5. „Einschränkung der Verarbeitung“ die Mar-

kierung gespeicherter personenbezogener Da-

ten mit dem Ziel, ihre künftige Verarbeitung 

einzuschränken, 

6. „Anonymisierung“ das Verändern perso-

nenbezogener Daten derart, dass die Einzelan-

gaben über persönliche oder sachliche Ver-

hältnisse nicht mehr oder nur mit einem unver-

hältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kos-

ten, Arbeitskraft einer bestimmten oder be-

stimmbaren natürlichen Person zugeordnet 

werden können, 

7. „Pseudonymisierung“ die Verarbeitung per-

sonenbezogener Daten in einer Weise, in der 

die Daten ohne Hinzuziehung zusätzlicher In-

formationen nicht mehr einer spezifischen be-

troffenen Person zugeordnet werden können, 

sofern diese zusätzlichen Informationen ge-

sondert aufbewahrt werden und technischen 

und organisatorischen Maßnahmen unterlie-

gen, die gewährleisten, dass die Daten keiner 

betroffenen Person zugewiesen werden, 

8. „Dateisystem“ jede strukturierte Sammlung 

personenbezogener Daten, die nach bestimm-

ten Kriterien zugänglich sind, unabhängig da-

von, ob diese Sammlung zentral, dezentral o-

der nach funktionalen oder geografischen Ge-

sichtspunkten geordnet geführt wird, 

9. „Verantwortlicher“ die zuständige Behörde, 

die allein oder gemeinsam mit anderen über 

die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von 

personenbezogenen Daten entscheidet, 

10. „Auftragsverarbeiter“ eine natürliche oder 

juristische Person, Behörde, Einrichtung oder 

andere Stelle, die personenbezogene Daten im 

Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet, 

11. „Empfänger“ eine natürliche oder juristi-

sche Person, Behörde, Einrichtung oder an-

dere Stelle, denen personenbezogene Daten 

wie das Erheben, das Erfassen, die Organisa-

tion, das Ordnen, die Speicherung, die Anpas-

sung, die Veränderung, das Auslesen, das Ab-

fragen, die Verwendung, die Offenlegung 

durch Übermittlung, Verbreitung oder eine an-

dere Form der Bereitstellung, den Abgleich o-

der die Verknüpfung, die Einschränkung, das 

Löschen oder die Vernichtung, 

5. „Einschränkung der Verarbeitung“ die Mar-

kierung gespeicherter personenbezogener Da-

ten mit dem Ziel, ihre künftige Verarbeitung 

einzuschränken, 

6. „Anonymisierung“ das Verändern perso-

nenbezogener Daten derart, dass die Einzelan-

gaben über persönliche oder sachliche Ver-

hältnisse nicht mehr oder nur mit einem unver-

hältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kos-

ten, Arbeitskraft einer bestimmten oder be-

stimmbaren natürlichen Person zugeordnet 

werden können, 

7. „Pseudonymisierung“ die Verarbeitung per-

sonenbezogener Daten in einer Weise, in der 

die Daten ohne Hinzuziehung zusätzlicher In-

formationen nicht mehr einer spezifischen be-

troffenen Person zugeordnet werden können, 

sofern diese zusätzlichen Informationen ge-

sondert aufbewahrt werden und technischen 

und organisatorischen Maßnahmen unterlie-

gen, die gewährleisten, dass die Daten keiner 

betroffenen Person zugewiesen werden, 

8. „Dateisystem“ jede strukturierte Sammlung 

personenbezogener Daten, die nach bestimm-

ten Kriterien zugänglich sind, unabhängig da-

von, ob diese Sammlung zentral, dezentral o-

der nach funktionalen oder geografischen Ge-

sichtspunkten geordnet geführt wird, 

9. „Verantwortlicher“ die zuständige Behörde, 

die allein oder gemeinsam mit anderen über 

die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von 

personenbezogenen Daten entscheidet, 

10. „Auftragsverarbeiter“ eine natürliche oder 

juristische Person, Behörde, Einrichtung oder 

andere Stelle, die personenbezogene Daten im 

Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet, 

11. „Empfänger“ eine natürliche oder juristi-

sche Person, Behörde, Einrichtung oder an-

dere Stelle, denen personenbezogene Daten 



Seite 81 von 97 

offengelegt werden, unabhängig davon, ob es 

sich bei ihr um einen Dritten handelt oder 

nicht; Behörden, die im Rahmen eines be-

stimmten Untersuchungsauftrags nach dem 

Unionsrecht oder anderen Rechtsvorschriften 

personenbezogene Daten erhalten, gelten je-

doch nicht als Empfänger; die Verarbeitung 

dieser Daten durch die genannten Behörden 

erfolgt im Einklang mit den geltenden Daten-

schutzvorschriften gemäß den Zwecken der 

Verarbeitung,  

12. „Verletzung des Schutzes personenbezo-

gener Daten“ eine Verletzung der Sicherheit, 

die zur unbeabsichtigten oder unrechtmäßigen 

Vernichtung, zum Verlust, zur Veränderung o-

der zur unbefugten Offenlegung von oder zum 

unbefugten Zugang zu personenbezogenen 

Daten führt, die übermittelt, gespeichert oder 

auf sonstige Weise verarbeitet wurden,  

13. „besondere Kategorien personenbezoge-

ner Daten“ 

a) Daten, aus denen die rassische oder ethni-

sche Herkunft, politische Meinungen, religi-

öse oder weltanschauliche Überzeugungen o-

der die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorge-

hen, 

b) genetische Daten, 

c) biometrische Daten zur eindeutigen Identi-

fizierung einer natürlichen Person, 

d) Gesundheitsdaten und 

e) Daten zum Sexualleben oder zur sexuellen 

Orientierung, 

14. „genetische Daten“ personenbezogene Da-

ten zu den ererbten oder erworbenen geneti-

schen Eigenschaften einer natürlichen Person, 

die eindeutige Informationen über die Physio-

logie oder die Gesundheit dieser Person liefern 

und insbesondere aus der Analyse einer biolo-

gischen Probe der Person gewonnen wurden, 

15. „biometrische Daten“ mit speziellen tech-

nischen Verfahren gewonnene personenbezo-

gene Daten zu den physischen, physiologi-

schen oder verhaltenstypischen Merkmalen ei-

ner natürlichen Person, die die eindeutige 

offengelegt werden, unabhängig davon, ob es 

sich bei ihr um einen Dritten handelt oder 

nicht; Behörden, die im Rahmen eines be-

stimmten Untersuchungsauftrags nach dem 

Unionsrecht oder anderen Rechtsvorschriften 

personenbezogene Daten erhalten, gelten je-

doch nicht als Empfänger; die Verarbeitung 

dieser Daten durch die genannten Behörden 

erfolgt im Einklang mit den geltenden Daten-

schutzvorschriften gemäß den Zwecken der 

Verarbeitung,  

12. „Verletzung des Schutzes personenbezo-

gener Daten“ eine Verletzung der Sicherheit, 

die zur unbeabsichtigten oder unrechtmäßigen 

Vernichtung, zum Verlust, zur Veränderung o-

der zur unbefugten Offenlegung von oder zum 

unbefugten Zugang zu personenbezogenen 

Daten führt, die übermittelt, gespeichert oder 

auf sonstige Weise verarbeitet wurden,  

13. „besondere Kategorien personenbezoge-

ner Daten“ 

a) Daten, aus denen die rassische oder ethni-

sche Herkunft, politische Meinungen, religi-

öse oder weltanschauliche Überzeugungen o-

der die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorge-

hen, 

b) genetische Daten, 

c) biometrische Daten zur eindeutigen Identi-

fizierung einer natürlichen Person, 

d) Gesundheitsdaten und 

e) Daten zum Sexualleben oder zur sexuellen 

Orientierung, 

14. „genetische Daten“ personenbezogene Da-

ten zu den ererbten oder erworbenen geneti-

schen Eigenschaften einer natürlichen Person, 

die eindeutige Informationen über die Physio-

logie oder die Gesundheit dieser Person liefern 

und insbesondere aus der Analyse einer biolo-

gischen Probe der Person gewonnen wurden, 

15. „biometrische Daten“ mit speziellen tech-

nischen Verfahren gewonnene personenbezo-

gene Daten zu den physischen, physiologi-

schen oder verhaltenstypischen Merkmalen ei-

ner natürlichen Person, die die eindeutige 
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Identifizierung dieser natürlichen Person er-

möglichen oder bestätigen, insbesondere Ge-

sichtsbilder oder daktyloskopische Daten,  

16. „Gesundheitsdaten“ personenbezogene 

Daten, die sich auf die körperliche oder geis-

tige Gesundheit einer natürlichen Person, ein-

schließlich der Erbringung von Gesundheits-

dienstleistungen, beziehen und aus denen In-

formationen über deren Gesundheitszustand 

hervorgehen, 

17. „internationale Organisation“ eine völker-

rechtliche Organisation und ihre nachgeordne-

ten Stellen oder jede sonstige Einrichtung, die 

durch eine von zwei oder mehr Staaten ge-

schlossene Übereinkunft oder auf der Grund-

lage einer solchen Übereinkunft geschaffen 

wurde, 

18. „Einwilligung“ jede freiwillig für den be-

stimmten Fall, in informierter Weise und un-

missverständlich abgegebene Willensbekun-

dung in Form einer Erklärung oder einer sons-

tigen eindeutigen bestätigenden Handlung, mit 

der die betroffene Person zu verstehen gibt, 

dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffen-

den personenbezogenen Daten einverstanden 

ist, 

19. „öffentliche Stellen“ 

a) die Behörden, die Organe der Rechtspflege 

und andere öffentlich-rechtlich organisierte 

Einrichtungen des Bundes, der bundesunmit-

telbaren Körperschaften, der Anstalten und 

Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie de-

ren Vereinigungen ungeachtet ihrer Rechts-

form, 

b) die Behörden, die Organe der Rechtspflege 

und andere öffentlich-rechtlich organisierte 

Einrichtungen eines Landes, einer Gemeinde, 

eines Gemeindeverbandes oder sonstiger der 

Aufsicht des Landes unterstehender juristi-

scher Personen des öffentlichen Rechts sowie 

deren Vereinigungen ungeachtet ihrer Rechts-

form, 

c) die Behörden, die Organe der Rechtspflege 

und andere öffentlich-rechtlich organisierte 

Einrichtungen eines Mitgliedstaates der Euro-

päischen Union und 

Identifizierung dieser natürlichen Person er-

möglichen oder bestätigen, insbesondere Ge-

sichtsbilder oder daktyloskopische Daten,  

16. „Gesundheitsdaten“ personenbezogene 

Daten, die sich auf die körperliche oder geis-

tige Gesundheit einer natürlichen Person, ein-

schließlich der Erbringung von Gesundheits-

dienstleistungen, beziehen und aus denen In-

formationen über deren Gesundheitszustand 

hervorgehen, 

17. „internationale Organisation“ eine völker-

rechtliche Organisation und ihre nachgeordne-

ten Stellen oder jede sonstige Einrichtung, die 

durch eine von zwei oder mehr Staaten ge-

schlossene Übereinkunft oder auf der Grund-

lage einer solchen Übereinkunft geschaffen 

wurde, 

18. „Einwilligung“ jede freiwillig für den be-

stimmten Fall, in informierter Weise und un-

missverständlich abgegebene Willensbekun-

dung in Form einer Erklärung oder einer sons-

tigen eindeutigen bestätigenden Handlung, mit 

der die betroffene Person zu verstehen gibt, 

dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffen-

den personenbezogenen Daten einverstanden 

ist, 

19. „öffentliche Stellen“ 

a) die Behörden, die Organe der Rechtspflege 

und andere öffentlich-rechtlich organisierte 

Einrichtungen des Bundes, der bundesunmit-

telbaren Körperschaften, der Anstalten und 

Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie de-

ren Vereinigungen ungeachtet ihrer Rechts-

form, 

b) die Behörden, die Organe der Rechtspflege 

und andere öffentlich-rechtlich organisierte 

Einrichtungen eines Landes, einer Gemeinde, 

eines Gemeindeverbandes oder sonstiger der 

Aufsicht des Landes unterstehender juristi-

scher Personen des öffentlichen Rechts sowie 

deren Vereinigungen ungeachtet ihrer Rechts-

form, 

c) die Behörden, die Organe der Rechtspflege 

und andere öffentlich-rechtlich organisierte 

Einrichtungen eines Mitgliedstaates der Euro-

päischen Union und 
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20. „nicht öffentliche Stellen“ natürliche und 

juristische Personen, Gesellschaften und an-

dere Personenvereinigungen des privaten 

Rechts, soweit sie nicht unter die Nummer 19 

fallen; nimmt eine nicht öffentliche Stelle ho-

heitliche Aufgaben der öffentlichen Verwal-

tung wahr, ist sie insoweit öffentliche Stelle im 

Sinne dieses Gesetzes. 

20. „nicht öffentliche Stellen“ natürliche und 

juristische Personen, Gesellschaften und an-

dere Personenvereinigungen des privaten 

Rechts, soweit sie nicht unter die Nummer 19 

fallen; nimmt eine nicht öffentliche Stelle ho-

heitliche Aufgaben der öffentlichen Verwal-

tung wahr, ist sie insoweit öffentliche Stelle im 

Sinne dieses Gesetzes. 

§ 12  

Verarbeitung innerhalb der Vollzugsbe-

hörde  

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Da-

ten innerhalb einer Vollzugsbehörde ist zuläs-

sig, soweit dies für vollzugliche Zwecke erfor-

derlich oder bei besonderen Kategorien perso-

nenbezogener Daten unbedingt erforderlich 

ist.  

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Da-

ten innerhalb einer Vollzugsbehörde für an-

dere Zwecke ist zulässig, soweit dies  

1. zur Abwehr von sicherheitsgefährdenden o-

der geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine 

fremde Macht oder von Bestrebungen im Gel-

tungsbereich des Grundgesetzes, die durch 

Anwendung von Gewalt oder darauf gerich-

tete Vorbereitungshandlungen  

a) gegen die freiheitliche demokratische 

Grundordnung, den Bestand oder die Sicher-

heit des Bundes oder eines Landes gerichtet 

sind, 

b) eine ungesetzliche Beeinträchtigung der 

Amtsführung der Verfassungsorgane des Bun-

des oder eines Landes oder ihrer Mitglieder 

zum Ziel haben oder 

c) auswärtige Belange der Bundesrepublik 

Deutschland gefährden, 

2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das 

Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öffent-

liche Sicherheit, 

3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beein-

trächtigung der Rechte einer anderen Person, 

4. zur Verhinderung oder Verfolgung von 

Straftaten sowie zur Verhinderung oder Ver-

folgung von Ordnungswidrigkeiten, durch 

§ 12  

Verarbeitung innerhalb der Vollzugsbe-

hörde  

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Da-

ten innerhalb einer Vollzugsbehörde ist zuläs-

sig, soweit dies für vollzugliche Zwecke erfor-

derlich oder bei besonderen Kategorien perso-

nenbezogener Daten unbedingt erforderlich 

ist.  

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Da-

ten innerhalb einer Vollzugsbehörde für an-

dere Zwecke ist zulässig, soweit dies  

1. zur Abwehr von sicherheitsgefährdenden o-

der geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine 

fremde Macht oder von Bestrebungen im Gel-

tungsbereich des Grundgesetzes, die durch 

Anwendung von Gewalt oder darauf gerich-

tete Vorbereitungshandlungen  

a) gegen die freiheitliche demokratische 

Grundordnung, den Bestand oder die Sicher-

heit des Bundes oder eines Landes gerichtet 

sind, 

b) eine ungesetzliche Beeinträchtigung der 

Amtsführung der Verfassungsorgane des Bun-

des oder eines Landes oder ihrer Mitglieder 

zum Ziel haben oder 

c) auswärtige Belange der Bundesrepublik 

Deutschland gefährden, 

2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das 

Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öffent-

liche Sicherheit, 

3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beein-

trächtigung der Rechte einer anderen Person, 

4. zur Verhinderung oder Verfolgung von 

Straftaten sowie zur Verhinderung oder Ver-

folgung von Ordnungswidrigkeiten, durch 
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welche die Sicherheit oder Ordnung der An-

stalt gefährdet wird, 

5. für Maßnahmen der Strafvollstreckung oder 

strafvollstreckungsrechtliche Entscheidungen 

oder 

6. zur Wahrnehmung von Kontrollbefugnissen 

des Europäischen Ausschusses zur Verhütung 

von Folter und unmenschlicher oder erniedri-

gender Behandlung oder Strafen 

 

 

erforderlich oder bei besonderen Kategorien 

personenbezogener Daten unbedingt erforder-

lich ist. 

(3) Personenbezogene Daten, die gemäß § 11 

über Personen, die nicht Gefangene sind, erho-

ben worden sind, dürfen innerhalb einer Voll-

zugsbehörde nur zur Erfüllung des Erhebungs-

zwecks oder für die in Absatz 2 Nummer 1 bis 

4 geregelten Zwecke verarbeitet werden.  

(4) Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt 

nicht vor, soweit sie dem gerichtlichen Rechts-

schutz im Zusammenhang mit diesem Gesetz 

oder den Vollzugsgesetzen, der Wahrneh-

mung von Aufsichts- und Kontrollbefugnis-

sen, der Rechnungsprüfung oder der Durch-

führung von Organisationsuntersuchungen 

dient. Zulässig ist auch die Verarbeitung zu 

Ausbildungs- und Prüfungszwecken, soweit 

nicht berechtigte Interessen der betroffenen 

Person an der Geheimhaltung der Daten offen-

sichtlich überwiegen. § 14 Absatz 1 gilt ent-

sprechend.  

(5) Die Vollzugsbehörden prüfen vor jeder 

Verarbeitung personenbezogener Daten deren 

Richtigkeit, Vollständigkeit, Zuverlässigkeit 

und Aktualität.  

welche die Sicherheit oder Ordnung der An-

stalt gefährdet wird, 

5. für Maßnahmen der Strafvollstreckung oder 

strafvollstreckungsrechtliche Entscheidungen, 

oder 

6. zur Wahrnehmung von Kontrollbefugnissen 

des Europäischen Ausschusses zur Verhütung 

von Folter und unmenschlicher oder erniedri-

gender Behandlung oder Strafen oder 

7. für die Zusammenarbeit mit dem oder der 

Beauftragten für den Opferschutz des Landes 

Nordrhein-Westfalen 

erforderlich oder bei besonderen Kategorien 

personenbezogener Daten unbedingt erforder-

lich ist. 

(3) Personenbezogene Daten, die gemäß § 11 

über Personen, die nicht Gefangene sind, erho-

ben worden sind, dürfen innerhalb einer Voll-

zugsbehörde nur zur Erfüllung des Erhebungs-

zwecks oder für die in Absatz 2 Nummer 1 bis 

4 geregelten Zwecke verarbeitet werden.  

(4) Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt 

nicht vor, soweit sie dem gerichtlichen Rechts-

schutz im Zusammenhang mit diesem Gesetz 

oder den Vollzugsgesetzen, der Wahrneh-

mung von Aufsichts- und Kontrollbefugnis-

sen, der Rechnungsprüfung oder der Durch-

führung von Organisationsuntersuchungen 

dient. Zulässig ist auch die Verarbeitung zu 

Ausbildungs- und Prüfungszwecken, soweit 

nicht berechtigte Interessen der betroffenen 

Person an der Geheimhaltung der Daten offen-

sichtlich überwiegen. § 14 Absatz 1 gilt ent-

sprechend.  

(5) Die Vollzugsbehörden prüfen vor jeder 

Verarbeitung personenbezogener Daten deren 

Richtigkeit, Vollständigkeit, Zuverlässigkeit 

und Aktualität. 

§ 13  

Übermittlung an öffentliche Stellen  

(1) Die Übermittlung personenbezogener Da-

ten an öffentliche Stellen ist zulässig, soweit 

dies für vollzugliche Zwecke oder die in § 12 

Absatz 2 genannten anderen Zwecke erforder-

lich oder bei besonderen Kategorien personen-

bezogener Daten unbedingt erforderlich ist.  

§ 13  

Übermittlung an öffentliche Stellen  

(1) Die Übermittlung personenbezogener Da-

ten an öffentliche Stellen ist zulässig, soweit 

dies für vollzugliche Zwecke oder die in § 12 

Absatz 2 genannten anderen Zwecke erforder-

lich oder bei besonderen Kategorien personen-

bezogener Daten unbedingt erforderlich ist.  
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(2) Eine Übermittlung personenbezogener Da-

ten an öffentliche Stellen ist darüber hinaus 

zulässig, soweit dies für  

1. Maßnahmen des ambulanten Sozialen 

Dienstes der Justiz und der Jugendgerichts-

hilfe, 

2. die Überprüfung von Angaben von Gefan-

genen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für de-

ren Unrichtigkeit bestehen, 

3. Entscheidungen in Gnadensachen, 

4. durch oder aufgrund Gesetz angeordnete 

Statistiken der Rechtspflege, 

5. die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für An-

gehörige (§ 11 Absatz 1 Nummer 1 des Straf-

gesetzbuches) der Gefangenen,  

6. sozialrechtliche Maßnahmen, 

7. dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im 

Zusammenhang mit der Aufnahme und Ent-

lassung von Soldatinnen und Soldaten, 

8. ausländerrechtliche Maßnahmen, 

9. die Durchführung der Besteuerung oder 

10. die Feststellung oder Durchsetzung öffent-

lich-rechtlicher Forderungen 

 

 

 

erforderlich oder im Fall besonderer Katego-

rien personenbezogener Daten unbedingt er-

forderlich ist. 

(3) Erfolgt die Übermittlung der Daten zu an-

deren als vollzuglichen Zwecken, muss der 

konkrete Übermittlungszweck in angemesse-

nem Verhältnis zu der Art und Eingriffsinten-

sität der Erhebungsform und der Art der erho-

benen personenbezogenen Daten stehen. Ein 

angemessenes Verhältnis liegt regelmäßig vor, 

wenn die Übermittlung zu Zwecken nach § 12 

Absatz 2 erfolgt oder die empfangende Stelle 

die Daten auch selbst hätte erheben dürfen.  

(4) Erhält die Vollzugsbehörde davon Kennt-

nis, dass Gefangene von öffentlichen Stellen 

Leistungen beziehen oder bei öffentlichen 

Stellen Leistungen beantragt haben, die für die 

(2) Eine Übermittlung personenbezogener Da-

ten an öffentliche Stellen ist darüber hinaus 

zulässig, soweit dies für  

1. Maßnahmen des ambulanten Sozialen 

Dienstes der Justiz und der Jugendgerichts-

hilfe, 

2. die Überprüfung von Angaben von Gefan-

genen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für de-

ren Unrichtigkeit bestehen, 

3. Entscheidungen in Gnadensachen, 

4. durch oder aufgrund Gesetz angeordnete 

Statistiken der Rechtspflege, 

5. die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für An-

gehörige (§ 11 Absatz 1 Nummer 1 des Straf-

gesetzbuches) der Gefangenen,  

6. sozialrechtliche Maßnahmen, 

7. dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im 

Zusammenhang mit der Aufnahme und Ent-

lassung von Soldatinnen und Soldaten, 

8. ausländerrechtliche Maßnahmen, 

9. die Durchführung der Besteuerung, oder 

10. die Feststellung oder Durchsetzung öffent-

lich-rechtlicher Forderungen oder 

11. für die Zusammenarbeit mit dem oder der 

Beauftragten für den Opferschutz des Landes 

Nordrhein-Westfalen 

erforderlich oder im Fall besonderer Katego-

rien personenbezogener Daten unbedingt er-

forderlich ist. 

(3) Erfolgt die Übermittlung der Daten zu an-

deren als vollzuglichen Zwecken, muss der 

konkrete Übermittlungszweck in angemesse-

nem Verhältnis zu der Art und Eingriffsinten-

sität der Erhebungsform und der Art der erho-

benen personenbezogenen Daten stehen. Ein 

angemessenes Verhältnis liegt regelmäßig vor, 

wenn die Übermittlung zu Zwecken nach § 12 

Absatz 2 erfolgt oder die empfangende Stelle 

die Daten auch selbst hätte erheben dürfen.  

(4) Erhält die Vollzugsbehörde davon Kennt-

nis, dass Gefangene von öffentlichen Stellen 

Leistungen beziehen oder bei öffentlichen 

Stellen Leistungen beantragt haben, die für die 
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Dauer des Vollzuges entfallen oder sich min-

dern, hat sie die Leistungsträger unverzüglich 

darüber zu unterrichten, dass und seit wann 

sich die betroffenen Gefangenen im Vollzug 

befinden, sofern die Gefangenen die Unter-

richtung trotz einer Aufforderung der Voll-

zugsbehörde nicht unverzüglich selbst vorneh-

men. Den betroffenen Gefangenen ist eine Ab-

schrift der Mitteilung auszuhändigen.  

(5) Eigengeld und sonstiges Vermögen der 

Gefangenen, das der Anstalt bekannt ist, sind 

der mit der Geltendmachung der im Strafver-

fahren entstandenen Kosten befassten Voll-

streckungsbehörde und der Gerichtskasse an-

zuzeigen, sobald Gefangene über pfändbares 

Vermögen verfügen. Den betroffenen Gefan-

genen ist eine Abschrift der Mitteilung auszu-

händigen.  

(6) Im Vollzug der Untersuchungshaft unter-

bleiben die zulässigen Übermittlungen, wenn 

für die Vollzugsbehörde erkennbar ist, dass 

unter Berücksichtigung der Art der Informa-

tion und der Rechtsstellung der Untersu-

chungsgefangenen die betroffenen Personen 

ein schutzwürdiges Interesse am Ausschluss 

der Übermittlung haben. Die Gefangenen sind 

entsprechend § 17 Absatz 2 anzuhören. Bei ei-

ner nicht nur vorläufigen Einstellung des Ver-

fahrens, einer unanfechtbaren Ablehnung der 

Eröffnung des Hauptverfahrens oder einem 

rechtskräftigen Freispruch sind auf Antrag der 

Untersuchungsgefangenen die Stellen, denen 

personenbezogene Daten übermittelt wurden, 

über den Verfahrensausgang in Kenntnis zu 

setzen. Die Untersuchungsgefangenen sind 

auf ihr Antragsrecht nach Satz 3 bei ihrer An-

hörung oder nachträglichen Unterrichtung 

hinzuweisen.  

(7) § 12 Absatz 3 bis 5 gilt entsprechend. Per-

sonenbezogene Daten, die gemäß § 11 über 

Personen, die nicht Gefangene sind, erhoben 

worden sind, dürfen auch zu ausländerrechtli-

chen Maßnahmen übermittelt werden.  

(8) Bei der Übermittlung personenbezogener 

Daten werden nach Möglichkeit die erforder-

lichen Informationen beigefügt, die es der 

empfangenden zuständigen Behörde gestatten, 

die Richtigkeit, die Vollständigkeit, die Zuver-

lässigkeit und die Aktualität der übermittelten 

Dauer des Vollzuges entfallen oder sich min-

dern, hat sie die Leistungsträger unverzüglich 

darüber zu unterrichten, dass und seit wann 

sich die betroffenen Gefangenen im Vollzug 

befinden, sofern die Gefangenen die Unter-

richtung trotz einer Aufforderung der Voll-

zugsbehörde nicht unverzüglich selbst vorneh-

men. Den betroffenen Gefangenen ist eine Ab-

schrift der Mitteilung auszuhändigen.  

(5) Eigengeld und sonstiges Vermögen der 

Gefangenen, das der Anstalt bekannt ist, sind 

der mit der Geltendmachung der im Strafver-

fahren entstandenen Kosten befassten Voll-

streckungsbehörde und der Gerichtskasse an-

zuzeigen, sobald Gefangene über pfändbares 

Vermögen verfügen. Den betroffenen Gefan-

genen ist eine Abschrift der Mitteilung auszu-

händigen.  

(6) Im Vollzug der Untersuchungshaft unter-

bleiben die zulässigen Übermittlungen, wenn 

für die Vollzugsbehörde erkennbar ist, dass 

unter Berücksichtigung der Art der Informa-

tion und der Rechtsstellung der Untersu-

chungsgefangenen die betroffenen Personen 

ein schutzwürdiges Interesse am Ausschluss 

der Übermittlung haben. Die Gefangenen sind 

entsprechend § 17 Absatz 2 anzuhören. Bei ei-

ner nicht nur vorläufigen Einstellung des Ver-

fahrens, einer unanfechtbaren Ablehnung der 

Eröffnung des Hauptverfahrens oder einem 

rechtskräftigen Freispruch sind auf Antrag der 

Untersuchungsgefangenen die Stellen, denen 

personenbezogene Daten übermittelt wurden, 

über den Verfahrensausgang in Kenntnis zu 

setzen. Die Untersuchungsgefangenen sind 

auf ihr Antragsrecht nach Satz 3 bei ihrer An-

hörung oder nachträglichen Unterrichtung 

hinzuweisen.  

(7) § 12 Absatz 3 bis 5 gilt entsprechend. Per-

sonenbezogene Daten, die gemäß § 11 über 

Personen, die nicht Gefangene sind, erhoben 

worden sind, dürfen auch zu ausländerrechtli-

chen Maßnahmen übermittelt werden.  

(8) Bei der Übermittlung personenbezogener 

Daten werden nach Möglichkeit die erforder-

lichen Informationen beigefügt, die es der 

empfangenden zuständigen Behörde gestat-

ten, die Richtigkeit, die Vollständigkeit, die 
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Daten zu beurteilen. Unrichtige, unvollstän-

dige oder nicht mehr aktuelle personenbezo-

gene Daten dürfen nicht mehr übermittelt wer-

den.  

Zuverlässigkeit und die Aktualität der über-

mittelten Daten zu beurteilen. Unrichtige, un-

vollständige oder nicht mehr aktuelle perso-

nenbezogene Daten dürfen nicht mehr über-

mittelt werden. 

§ 15 

Datenübermittlung an nicht öffentliche 

Stellen 

(1) Nicht öffentlichen Stellen dürfen die Voll-

zugsbehörden personenbezogene Daten über-

mitteln, soweit dies für vollzugliche Zwecke 

oder die in § 12 Absatz 2 genannten anderen 

Zwecke erforderlich ist. Besondere Katego-

rien personenbezogener Daten dürfen die 

Vollzugsbehörden nicht öffentlichen Stellen 

übermitteln, soweit dies für vollzugliche Zwe-

cke oder die in § 12 Absatz 2 genannten ande-

ren Zwecke unbedingt erforderlich ist. 

(2) Eine Übermittlung zu vollzuglichen Zwe-

cken ist insbesondere zulässig, soweit 

1. sich die Vollzugsbehörden zur Erfüllung o-

der Unterstützung einzelner Aufgaben in zu-

lässiger Weise der Mitwirkung nicht öffentli-

cher Stellen bedienen und diese Mitwirkung 

ohne die Verarbeitung der durch die Vollzugs-

behörden übermittelten personenbezogenen 

Daten unmöglich oder wesentlich erschwert 

wäre oder 

2. es dazu erforderlich ist, Gefangenen 

a) den Besuch von Behandlungs-, Beratungs-, 

Trainings- und Bildungsmaßnahmen sowie 

die Beschäftigung innerhalb und außerhalb ei-

ner Anstalt, 

b) die Inanspruchnahme von Leistungen der in 

§ 203 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 5 des 

Strafgesetzbuchs genannten Personen, 

c) den Einkauf, 

d) die Inanspruchnahme von Telekommunika-

tions- und Mediendienstleistungen oder 

e) einen Krankenversicherungsschutz nach der 

Entlassung 

zu ermöglichen. 

(3) Personenbezogene Daten, die an nicht öf-

fentliche Stellen übermittelt werden sollen, 

sind vor der Übermittlung zu anonymisieren 

§ 15 

Datenübermittlung an nicht öffentliche 

Stellen 

(1) Nicht öffentlichen Stellen dürfen die Voll-

zugsbehörden personenbezogene Daten über-

mitteln, soweit dies für vollzugliche Zwecke 

oder die in § 12 Absatz 2 genannten anderen 

Zwecke erforderlich ist. Besondere Katego-

rien personenbezogener Daten dürfen die 

Vollzugsbehörden nicht öffentlichen Stellen 

übermitteln, soweit dies für vollzugliche Zwe-

cke oder die in § 12 Absatz 2 genannten ande-

ren Zwecke unbedingt erforderlich ist. 

(2) Eine Übermittlung zu vollzuglichen Zwe-

cken ist insbesondere zulässig, soweit 

1. sich die Vollzugsbehörden zur Erfüllung o-

der Unterstützung einzelner Aufgaben in zu-

lässiger Weise der Mitwirkung nicht öffentli-

cher Stellen bedienen und diese Mitwirkung 

ohne die Verarbeitung der durch die Vollzugs-

behörden übermittelten personenbezogenen 

Daten unmöglich oder wesentlich erschwert 

wäre oder 

2. es dazu erforderlich ist, Gefangenen 

a) den Besuch von Behandlungs-, Beratungs-, 

Trainings- und Bildungsmaßnahmen sowie 

die Beschäftigung innerhalb und außerhalb ei-

ner Anstalt, 

b) die Inanspruchnahme von Leistungen der in 

§ 203 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 56 des 

Strafgesetzbuchs genannten Personen, 

c) den Einkauf, 

d) die Inanspruchnahme von Telekommunika-

tions- und Mediendienstleistungen oder 

e) einen Krankenversicherungsschutz nach der 

Entlassung 

zu ermöglichen. 

(3) Personenbezogene Daten, die an nicht öf-

fentliche Stellen übermittelt werden sollen, 

sind vor der Übermittlung zu anonymisieren 
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oder zu pseudonymisieren, soweit nicht der 

Personenbezug für die Erfüllung des Über-

mittlungszweckes erforderlich ist. Dabei ist 

die Gefangenenbuchungsnummer als Pseudo-

nym zu verwenden, wenn nicht besondere 

Gründe entgegenstehen. Für die Verarbeitung 

von Daten im Auftrag gelten die Sätze 1 und 2 

entsprechend 

(4) § 12 Absatz 3 bis 5 und § 13 Absatz 6 und 

8 gelten entsprechend. 

oder zu pseudonymisieren, soweit nicht der 

Personenbezug für die Erfüllung des Über-

mittlungszweckes erforderlich ist. Dabei ist 

die Gefangenenbuchungsnummer als Pseudo-

nym zu verwenden, wenn nicht besondere 

Gründe entgegenstehen. Für die Verarbeitung 

von Daten im Auftrag gelten die Sätze 1 und 2 

entsprechend 

(4) § 12 Absatz 3 bis 5 und § 13 Absatz 6 und 

8 gelten entsprechen 

§ 16  

Auskünfte an Opfer  

(1) Opfern wird auf schriftlichen Antrag Aus-

kunft über die Inhaftierung und deren Beendi-

gung, die Gewährung vollzugsöffnender Maß-

nahmen, opferbezogene Weisungen und die 

Unterbringung im offenen Vollzug erteilt, 

wenn sie ein berechtigtes Interesse darlegen 

und kein überwiegendes schutzwürdiges Inte-

resse der Gefangenen am Ausschluss der Mit-

teilung vorliegt. Der Nachweis der Zulassung 

zur Nebenklage ersetzt in der Regel die Darle-

gung des berechtigten Interesses. Dies gilt 

nicht, wenn den Gefangenen erneut vollzugs-

öffnende Maßnahmen gewährt werden. § 17 

Absatz 1 bleibt unberührt.  

(2) Besteht auf Grund einer Flucht einer oder 

eines Gefangenen eine konkrete Gefahr für 

Leib oder Leben, ergeht eine Mitteilung nach 

Absatz 1 auch ohne Antrag.  

(3) Opfern und anderen aus der Straftat An-

spruchsberechtigten können auf schriftlichen 

Antrag Auskünfte über die Entlassungsadresse 

oder die Vermögensverhältnisse der Gefange-

nen erteilt werden, wenn die Erteilung zur 

Feststellung oder Durchsetzung von Rechtsan-

sprüchen im Zusammenhang mit der Straftat 

erforderlich ist. § 17 Absatz 2 gilt entspre-

chend.  

(4) Besteht Anlass zu der Besorgnis, dass die 

Offenlegung von Lebensumständen der An-

tragstellerinnen und Antragsteller deren Leib 

oder Leben gefährdet, kann die Offenlegung 

gegenüber den Gefangenen unterbleiben. Die 

Mitteilung der Anschrift der Antragstellerin-

nen und Antragsteller an die Gefangenen be-

darf der Einwilligung.  

§ 16  

Auskünfte an Opfer  

(1) Opfern wird auf schriftlichen Antrag Aus-

kunft über die Inhaftierung und deren Beendi-

gung, die Gewährung vollzugsöffnender Maß-

nahmen, opferbezogene Weisungen und die 

Unterbringung im offenen Vollzug erteilt, 

wenn sie ein berechtigtes Interesse darlegen 

und kein überwiegendes schutzwürdiges Inte-

resse der Gefangenen am Ausschluss der Mit-

teilung vorliegt. Der Nachweis der Zulassung 

zur Nebenklage ersetzt in der Regel die Darle-

gung des berechtigten Interesses. Dies gilt 

nicht, wenn den Gefangenen erneut vollzugs-

öffnende Maßnahmen gewährt werden. § 17 

Absatz 1 bleibt unberührt.  

(2) Besteht auf Grund einer Flucht einer oder 

eines Gefangenen eine konkrete Gefahr für 

Leib oder Leben, ergeht eine Mitteilung nach 

Absatz 1 auch ohne Antrag.  

(3) Opfern und anderen aus der Straftat An-

spruchsberechtigten können auf schriftlichen 

Antrag Auskünfte über die Entlassungsadresse 

oder die Vermögensverhältnisse der Gefange-

nen erteilt werden, wenn die Erteilung zur 

Feststellung oder Durchsetzung von Rechtsan-

sprüchen im Zusammenhang mit der Straftat 

erforderlich ist. § 17 Absatz 2 gilt entspre-

chend.  

(4) Besteht Anlass zu der Besorgnis, dass die 

Offenlegung von Lebensumständen der An-

tragstellerinnen und Antragsteller deren Leib 

oder Leben gefährdet, kann die Offenlegung 

gegenüber den Gefangenen unterbleiben. Die 

Mitteilung der Anschrift der Antragstellerin-

nen und Antragsteller an die Gefangenen be-

darf der Einwilligung.  
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(5) Im Vollzug der Untersuchungshaft bleibt § 

406d der Strafprozessordnung unberührt. Die 

Vollzugsbehörde darf Auskünfte nach § 406d 

der Strafprozessordnung im Einvernehmen 

mit der Staatsanwaltschaft oder dem nach § 

126 der Strafprozessordnung zuständigen Ge-

richt unmittelbar erteilen.  

(6) Opfer, die sich an die Anstalten wenden, 

sind in geeigneter Form auf ihre Rechte nach 

den Absätzen 1 bis 4 hinzuweisen. 

 

 

 

 

 

 

(7) Die Absätze 1 bis 4 und 6 finden im Ju-

gendarrest keine Anwendung.  

(5) Im Vollzug der Untersuchungshaft bleibt § 

406d der Strafprozessordnung unberührt. Die 

Vollzugsbehörde darf Auskünfte nach § 406d 

der Strafprozessordnung im Einvernehmen 

mit der Staatsanwaltschaft oder dem nach § 

126 der Strafprozessordnung zuständigen Ge-

richt unmittelbar erteilen.  

(6) Opfer, die sich an die Anstalten wenden, 

sind in geeigneter Form auf ihre Rechte nach 

den Absätzen 1 bis 4 hinzuweisen.  

(7) Das für Justiz zuständige Ministerium darf 

der oder dem Beauftragten für den Opfer-

schutz des Landes Nordrhein-Westfalen auf 

schriftlichen oder elektronischen Antrag un-

mittelbar die im Einzelfall zuständigen An-

sprechpartnerinnen und Ansprechpartner für 

Opferbelange bei den Justizvollzugseinrich-

tungen mitteilen. 

(7) (8) Die Absätze 1 bis 4 und sowie 6 und 7 

finden im Jugendarrest keine Anwendung. 

§ 20  

Erkennungsdienstliche Maßnahmen, Iden-

titätsfeststellungsverfahren  

(1) Zur Sicherung des Vollzuges, zur Auf-

rechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung 

der Anstalt oder zur Identitätsfeststellung sind 

mit Kenntnis der Gefangenen zulässig:  

1. die Aufnahme von Lichtbildern, 

2. die Feststellung äußerlicher körperlicher 

Merkmale, 

3. Messungen und 

4. die Erfassung biometrischer Merkmale von 

Fingern, Händen und Gesicht. 

(2) Die gewonnenen erkennungsdienstlichen 

Daten oder Unterlagen werden zu den Gefan-

genenpersonalakten genommen oder in perso-

nenbezogenen Dateien gespeichert. Fingerab-

druckdaten sind elektronisch zu speichern.  

(3) Es können Fingerabdruckdaten von allen 

zehn Fingern genommen werden. Die Anstalt 

übermittelt die von ihr nach Absatz 1 Nummer 

4 erhobenen Fingerabdruckdaten unverzüglich 

dem Landeskriminalamt, wenn nicht  

§ 20  

Erkennungsdienstliche Maßnahmen, Iden-

titätsfeststellungsverfahren  

(1) Zur Sicherung des Vollzuges, zur Auf-

rechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung 

der Anstalt oder zur Identitätsfeststellung sind 

mit Kenntnis der Gefangenen zulässig:  

1. die Aufnahme von Lichtbildern, 

2. die Feststellung äußerlicher körperlicher 

Merkmale, 

3. Messungen und 

4. die Erfassung biometrischer Merkmale von 

Fingern, Händen und Gesicht. 

(2) Die gewonnenen erkennungsdienstlichen 

Daten oder Unterlagen werden zu den Gefan-

genenpersonalakten genommen oder in perso-

nenbezogenen Dateien gespeichert. Fingerab-

druckdaten sind elektronisch zu speichern.  

(3) Es können Fingerabdruckdaten von allen 

zehn Fingern genommen werden. Die Anstalt 

übermittelt die von ihr nach Absatz 1 Nummer 

4 erhobenen Fingerabdruckdaten unverzüglich 

dem Landeskriminalamt, wenn nicht  
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1. die Identität einer oder eines Gefangenen 

bereits anderweitig gesichert ist, 

2. ein Abgleich der Fingerabdruckdaten mit 

den dem Justizvollzug vorliegenden Daten 

möglich ist oder 

3. eine Gefährdung der Sicherheit der Anstalt 

ausgeschlossen werden kann. 

Das Landeskriminalamt veranlasst zum Zwe-

cke der Identifizierung der Gefangenen den 

Abgleich der Fingerabdruckdaten. Weichen 

die personenbezogenen Daten von den der An-

stalt bekannten Daten ab, teilt das Landeskri-

minalamt der Anstalt die abweichenden Daten 

mit. Die Daten dürfen auch im Wege eines au-

tomatisierten Abrufverfahrens oder einer re-

gelmäßigen Datenübermittlung abgefragt und 

übermittelt werden. Die Landesregierung re-

gelt durch Rechtsverordnung weitere Einzel-

heiten zur Datenerhebung und -übermittlung 

sowie zum Verfahren der Ersuchen. Die Er-

mächtigung kann auf das für Justiz zuständige 

Ministerium übertragen werden. Die Anstalt 

darf das Bundeskriminalamt auch unmittelbar 

um einen Abgleich der Fingerabdruckdaten er-

suchen. Auch kann als Dienst das bestehende 

Abgleichverfahren mit dem Bundeskriminal-

amt über das Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge genutzt werden. Die angefragten 

Behörden löschen die ihnen übermittelten per-

sonenbezogenen Daten, soweit diese nicht zur 

Dokumentation des Ersuchens erforderlich 

sind, sobald das Identitätsfeststellungsverfah-

ren abgeschlossen ist. Davon ausgenommen 

sind solche personenbezogenen Daten, die die 

angefragten Behörden aufgrund der für sie 

geltenden gesetzlichen Grundlagen auch 

selbst hätten erheben dürfen. 

(4) Die nach den Absätzen 1 und 3 gewonne-

nen erkennungsdienstlichen Unterlagen und 

Daten dürfen von der Vollzugsbehörde im Üb-

rigen nur für die in Absatz 1 und § 12 Absatz 

2 Nummer 4 genannten Zwecke verarbeitet 

und übermittelt werden. Sie dürfen außerdem 

den Vollstreckungs- und Strafverfolgungsbe-

hörden sowie den für die Fahndung und Fest-

nahme zuständigen Polizeidienststellen über-

mittelt werden, soweit dies für Zwecke der 

Fahndung und Festnahme entwichener oder 

1. die Identität einer oder eines Gefangenen 

bereits anderweitig gesichert ist, 

2. ein Abgleich der Fingerabdruckdaten mit 

den dem Justizvollzug vorliegenden Daten 

möglich ist oder 

3. eine Gefährdung der Sicherheit der Anstalt 

ausgeschlossen werden kann. 

Das Landeskriminalamt veranlasst zum Zwe-

cke der Identifizierung der Gefangenen den 

Abgleich der Fingerabdruckdaten und teilt der 

Anstalt das Ergebnis der Überprüfung, insbe-

sondere abweichende Daten, unverzüglich 

mit. Weichen die personenbezogenen Daten 

von den der Anstalt bekannten Daten ab, teilt 

das Landeskriminalamt der Anstalt die abwei-

chenden Daten mit. Die Daten dürfen auch im 

Wege eines automatisierten Abrufverfahrens 

oder einer regelmäßigen Datenübermittlung 

abgefragt und übermittelt werden. Die Lan-

desregierung regelt durch Rechtsverordnung 

weitere Einzelheiten zur Datenerhebung und -

übermittlung sowie zum Verfahren der Ersu-

chen. Die Ermächtigung kann auf das für Jus-

tiz zuständige Ministerium übertragen werden. 

Die Anstalt darf das Bundeskriminalamt auch 

unmittelbar um einen Abgleich der Fingerab-

druckdaten ersuchen. Auch kann als Dienst 

das bestehende Abgleichverfahren mit dem 

Bundeskriminalamt über das Bundesamt für 

Migration und Flüchtlinge genutzt werden. 

Die angefragten Behörden löschen die ihnen 

übermittelten personenbezogenen Daten, so-

weit diese nicht zur Dokumentation des Ersu-

chens erforderlich sind, sobald das Identitäts-

feststellungsverfahren abgeschlossen ist. Da-

von ausgenommen sind solche personenbezo-

genen Daten, die die angefragten Behörden 

aufgrund der für sie geltenden gesetzlichen 

Grundlagen auch selbst hätten erheben dürfen. 

(4) Die nach den Absätzen 1 und 3 gewonne-

nen erkennungsdienstlichen Unterlagen und 

Daten dürfen von der Vollzugsbehörde im Üb-

rigen nur für die in Absatz 1 und § 12 Absatz 

2 Nummer 4 genannten Zwecke verarbeitet 

und übermittelt werden. Sie dürfen außerdem 

den Vollstreckungs- und Strafverfolgungsbe-

hörden sowie den für die Fahndung und Fest-

nahme zuständigen Polizeidienststellen über-

mittelt werden, soweit dies für Zwecke der 
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sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der An-

stalt aufhaltender Gefangener erforderlich ist. 

Die Übermittlung der Daten oder Unterlagen 

an Polizeibehörden des Bundes oder der Län-

der ist auch zulässig, soweit dies zur Abwehr 

einer gegenwärtigen Gefahr für erhebliche 

Rechtsgüter innerhalb der Anstalt erforderlich 

ist. Eine Übermittlung an öffentliche Stellen 

auf deren Ersuchen ist zulässig, soweit die Be-

troffenen verpflichtet wären, eine unmittelbare 

Erhebung der zu übermittelnden Daten durch 

die empfangende Stelle zu dulden oder an ei-

ner solchen Erhebung mitzuwirken. Die ersu-

chende Stelle hat in ihrem Ersuchen die 

Rechtsgrundlage der Mitwirkungs- oder Dul-

dungspflicht mitzuteilen. Beruht diese Pflicht 

auf einer Regelung gegenüber dem Betroffe-

nen im Einzelfall, weist die ersuchende Stelle 

zugleich nach, dass eine entsprechende Rege-

lung ergangen und vollziehbar ist.  

(5) Gefangene, die nach Absatz 1 erkennungs-

dienstlich behandelt worden sind, können 

nach der Entlassung aus dem Vollzug verlan-

gen, dass die gewonnenen erkennungsdienstli-

chen Daten und Unterlagen mit Ausnahme der 

zu den Gefangenenpersonalakten genomme-

nen oder elektronisch gespeicherten Lichtbil-

der, der Fingerabdruckdaten und der Beschrei-

bung von körperlichen Merkmalen vernichtet 

oder gelöscht werden, sobald die Vollstre-

ckung der richterlichen Entscheidung, die dem 

Vollzug zugrunde gelegen hat, abgeschlossen 

ist. Sie sind über dieses Recht bei der erken-

nungsdienstlichen Behandlung und bei der 

Entlassung aufzuklären. Im Übrigen gelten für 

die Löschung, die Einschränkung der Verar-

beitung und die Berichtigung die §§ 42 bis 44.  

(6) Absatz 5 Satz 1 gilt für Untersuchungsge-

fangene mit der Maßgabe, dass der Anspruch 

auf Löschung mit der Aufhebung des Haftbe-

fehls und der Entlassung aus der Haft entsteht. 

 

(7) Im Jugendarrest finden nur Absatz 1 Num-

mer 1, Absatz 2 Satz 1 und die Absätze 4 und 

5 Anwendung.  

Fahndung und Festnahme entwichener oder 

sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der An-

stalt aufhaltender Gefangener erforderlich ist. 

Die Übermittlung der Daten oder Unterlagen 

an Polizeibehörden des Bundes oder der Län-

der ist auch zulässig, soweit dies zur Abwehr 

einer gegenwärtigen Gefahr für erhebliche 

Rechtsgüter innerhalb der Anstalt erforderlich 

ist. Eine Übermittlung an öffentliche Stellen 

auf deren Ersuchen ist zulässig, soweit die Be-

troffenen verpflichtet wären, eine unmittelbare 

Erhebung der zu übermittelnden Daten durch 

die empfangende Stelle zu dulden oder an ei-

ner solchen Erhebung mitzuwirken. Die ersu-

chende Stelle hat in ihrem Ersuchen die 

Rechtsgrundlage der Mitwirkungs- oder Dul-

dungspflicht mitzuteilen. Beruht diese Pflicht 

auf einer Regelung gegenüber dem Betroffe-

nen im Einzelfall, weist die ersuchende Stelle 

zugleich nach, dass eine entsprechende Rege-

lung ergangen und vollziehbar ist.  

(5) Gefangene, die nach Absatz 1 erkennungs-

dienstlich behandelt worden sind, können 

nach der Entlassung aus dem Vollzug verlan-

gen, dass die gewonnenen erkennungsdienstli-

chen Daten und Unterlagen mit Ausnahme der 

zu den Gefangenenpersonalakten genomme-

nen oder elektronisch gespeicherten Lichtbil-

der, der Fingerabdruckdaten und der Beschrei-

bung von körperlichen Merkmalen vernichtet 

oder gelöscht werden, sobald die Vollstre-

ckung der richterlichen Entscheidung, die dem 

Vollzug zugrunde gelegen hat, abgeschlossen 

ist. Sie sind über dieses Recht bei der erken-

nungsdienstlichen Behandlung und bei der 

Entlassung aufzuklären. Im Übrigen gelten für 

die Löschung, die Einschränkung der Verar-

beitung und die Berichtigung die §§ 42 bis 44.  

(6) Absatz 5 Satz 1 gilt für Untersuchungsge-

fangene mit der Maßgabe, dass der Anspruch 

auf Löschung mit der Aufhebung des Haftbe-

fehls und der Entlassung aus der Haft entsteht.  

(7) Im Jugendarrest finden nur Absatz 1 Num-

mer 1, Absatz 2 Satz 1 und die Absätze 4 und 

5 Anwendung. 

§ 24  

Einsatz von Videotechnik  

§ 24  

Einsatz von Videotechnik  
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(1) Das Anstaltsgelände sowie das Innere der 

Anstaltsgebäude dürfen aus Gründen der Si-

cherheit oder Ordnung der Anstalt mittels Vi-

deotechnik überwacht werden.  

(2) Jede Anstalt, die optisch-elektronische 

Einrichtungen einsetzt, hat ein einheitliches 

Konzept zur optisch-elektronischen Überwa-

chung der baulichen Anlagen zu erstellen, in 

dem die Gründe für die Videoüberwachung 

dokumentiert werden. Das Konzept hat alle 

betriebsfähigen Einrichtungen sowie die von 

ihnen erfassten Bereiche in kartenmäßiger 

Darstellung zu enthalten und ist laufend fort-

zuschreiben. Anstelle einer kartenmäßigen 

Darstellung kann eine tabellarische Übersicht 

über alle optisch-elektronischen Einrichtun-

gen erstellt werden, die eine Beschreibung der 

optisch-elektronisch überwachten Bereiche in 

Textform enthält.  

(3) Bei der Planung optisch-elektronischer 

Einrichtungen ist sicherzustellen, dass  

1. die Überwachung nur insoweit erfolgt, als 

dies für die Aufrechterhaltung der Sicherheit 

und Ordnung erforderlich ist, insbesondere um 

das Betreten bestimmter Zonen durch Unbe-

fugte oder das Einbringen verbotener Gegen-

stände zu verhindern, 

2. den Gefangenen in der Anstalt angemessene 

Bereiche verbleiben, in denen sie nicht mittels 

optisch-elektronischer Einrichtungen über-

wacht werden, und 

3. die ständig besetzten Arbeitsplätze der Be-

schäftigten von der Überwachung mittels op-

tisch-elektronischer Einrichtungen ausgenom-

men bleiben, sofern dies nicht die Sicherheit 

der Anstalt beeinträchtigt. 

(4) Bei Gefangenentransporten ist der Einsatz 

optisch-elektronischer Einrichtungen zur 

Überwachung einzelner Bereiche des Trans-

portfahrzeuges zulässig, soweit dies aus Grün-

den der Sicherheit und Ordnung oder der Si-

cherung des Vollzuges erforderlich ist und 

keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 

schutzwürdige Interessen der betroffenen Per-

son überwiegen.  

(1) Das Anstaltsgelände sowie das Innere der 

Anstaltsgebäude dürfen aus Gründen der Si-

cherheit oder Ordnung der Anstalt mittels Vi-

deotechnik überwacht werden.  

(2) Jede Anstalt, die optisch-elektronische 

Einrichtungen einsetzt, hat ein einheitliches 

Konzept zur optisch-elektronischen Überwa-

chung der baulichen Anlagen zu erstellen, in 

dem die Gründe für die Videoüberwachung 

dokumentiert werden. Das Konzept hat alle 

betriebsfähigen Einrichtungen sowie die von 

ihnen erfassten Bereiche in kartenmäßiger 

Darstellung zu enthalten und ist laufend fort-

zuschreiben. Anstelle einer kartenmäßigen 

Darstellung kann eine tabellarische Übersicht 

über alle optisch-elektronischen Einrichtun-

gen erstellt werden, die eine Beschreibung der 

optisch-elektronisch überwachten Bereiche in 

Textform enthält.  

(3) Bei der Planung optisch-elektronischer 

Einrichtungen ist sicherzustellen, dass  

1. die Überwachung nur insoweit erfolgt, als 

dies für die Aufrechterhaltung der Sicherheit 

und Ordnung erforderlich ist, insbesondere um 

das Betreten bestimmter Zonen durch Unbe-

fugte oder das Einbringen verbotener Gegen-

stände zu verhindern, 

2. den Gefangenen in der Anstalt angemessene 

Bereiche verbleiben, in denen sie nicht mittels 

optisch-elektronischer Einrichtungen über-

wacht werden, und 

3. die ständig besetzten Arbeitsplätze der Be-

schäftigten von der Überwachung mittels op-

tisch-elektronischer Einrichtungen ausgenom-

men bleiben, sofern dies nicht die Sicherheit 

der Anstalt beeinträchtigt. 

(4) Bei Gefangenentransporten ist der Einsatz 

optisch-elektronischer Einrichtungen zur 

Überwachung einzelner Bereiche des Trans-

portfahrzeuges zulässig, soweit dies aus Grün-

den der Sicherheit und Ordnung oder der Si-

cherung des Vollzuges erforderlich ist und 

keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 

schutzwürdige Interessen der betroffenen Per-

son überwiegen.  
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(5) Die Überwachung mittels Videotechnik ist 

durch geeignete Hinweise erkennbar zu ma-

chen. § 37 bleibt unberührt.  

(6) Bildaufzeichnungen sind spätestens zwei 

Wochen nach ihrer Erhebung zu löschen, so-

weit nicht ihre Speicherung aus den Gründen 

des § 12 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 weiterhin 

erforderlich ist. Sie sind unverzüglich zu lö-

schen, wenn schutzwürdige Interessen der Be-

troffenen einer weiteren Verarbeitung entge-

genstehen.  

(7) Die Beobachtung von Gefangenen in Haft-

räumen mittels Videotechnik erfolgt nur nach 

Maßgabe des § 69 des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen, des § 50 des Jugend-

strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen, 

des § 27 des Untersuchungshaftvollzugsgeset-

zes Nordrhein-Westfalen, des § 69 des Siche-

rungsverwahrungsvollzugsgesetzes Nord-

rhein-Westfalen sowie des § 22 des Jugendar-

restvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen . 

Bildaufzeichnungen sind insoweit nicht zuläs-

sig, es sei denn, dass die Verarbeitung für die 

Nutzung von Assistenzsystemen, die eine au-

tomatisierte Situationseinschätzung als Instru-

ment der Suizidverhinderung möglich ma-

chen, unerlässlich ist.  

(8) Die Landesregierung bestimmt durch 

Rechtsverordnung die Einzelheiten der Ein-

richtung eines Assistenzsystems nach Absatz 

7 Satz 2. Die empfangende Stelle, die Datenart 

und der Zweck des Abrufs sind festzulegen. 

Die Rechtsverordnung hat zudem Maßnahmen 

der Datensicherung und Kontrolle vorzusehen, 

die in einem angemessenen Verhältnis zu dem 

angestrebten Schutzzweck stehen. Die oder 

der Landesbeauftragte für Datenschutz und In-

formationsfreiheit ist vorher zu unterrichten. 

Die Ermächtigung zum Erlass der Rechtsver-

ordnung kann auf das für Justiz zuständige Mi-

nisterium übertragen werden.  

(5) Die Überwachung mittels Videotechnik ist 

durch geeignete Hinweise erkennbar zu ma-

chen. § 37 bleibt unberührt.  

(6) Bildaufzeichnungen sind spätestens zwei 

Wochen nach ihrer Erhebung zu löschen, so-

weit nicht ihre Speicherung aus den Gründen 

des § 12 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 weiterhin 

erforderlich ist. Sie sind unverzüglich zu lö-

schen, wenn schutzwürdige Interessen der Be-

troffenen einer weiteren Verarbeitung entge-

genstehen.  

(7) Die Beobachtung von Gefangenen in Haft-

räumen mittels Videotechnik erfolgt nur nach 

Maßgabe des § 69 des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen, des § 50 § 51 des Ju-

gendstrafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfa-

len, des § 27 § 28 des Untersuchungshaftvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen, des § 69 

des Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen sowie des § 22 des Ju-

gendarrestvollzugsgesetzes Nordrhein-West-

falen . Bildaufzeichnungen sind insoweit nicht 

zulässig, es sei denn, dass die Verarbeitung für 

die Nutzung von Assistenzsystemen, die eine 

automatisierte Situationseinschätzung als In-

strument der Suizidverhinderung möglich ma-

chen, unerlässlich ist.  

(8) Die Landesregierung bestimmt durch 

Rechtsverordnung die Einzelheiten der Ein-

richtung eines Assistenzsystems nach Absatz 

7 Satz 2. Die empfangende Stelle, die Datenart 

und der Zweck des Abrufs sind festzulegen. 

Die Rechtsverordnung hat zudem Maßnahmen 

der Datensicherung und Kontrolle vorzusehen, 

die in einem angemessenen Verhältnis zu dem 

angestrebten Schutzzweck stehen. Die oder 

der Landesbeauftragte für Datenschutz und In-

formationsfreiheit ist vorher zu unterrichten. 

Die Ermächtigung zum Erlass der Rechtsver-

ordnung kann auf das für Justiz zuständige Mi-

nisterium übertragen werden. 

 § 25a 

Maßnahmen zur Detektion von unbe-

mannten Luftfahrtsystemen und Flugmo-

dellen 

(1) Die Anstalt darf technische Geräte betrei-

ben, die  
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1. das Auffinden von Geräten zum Betrieb von 

unbemannten Luftfahrtsystemen und Flugmo-

dellen in einem Detektionsradius von bis zu 

100 Metern zur jeweiligen Anstalt ermögli-

chen, 

2. Frequenzen stören oder unterdrücken, die 

dem Betrieb von unbemannten Luftfahrtsyste-

men und Flugmodellen im Detektionsradius 

dienen.  

(2) Frequenznutzungen außerhalb des An-

staltsgeländes dürfen nicht erheblich gestört 

werden. Die Anstalt hat die von der Bundes-

netzagentur gemäß § 55 Absatz 1 Satz 1 des 

Telekommunikationsgesetzes vom 22. Juni 

2004 (BGBl. I S. 1190) in der jeweils gelten-

den Fassung festgelegten Rahmenbedingun-

gen einzuhalten. 

§ 33 

Schutz besonderer Daten 

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Be-

kenntnis Gefangener und personenbezogene 

Daten, die anlässlich medizinischer Untersu-

chungen erhoben worden sind, sowie andere 

personenbezogene Daten besonderer Katego-

rien dürfen in der Anstalt nicht allgemein 

kenntlich gemacht werden. Andere personen-

bezogene Daten über Gefangene dürfen inner-

halb der Anstalt allgemein kenntlich gemacht 

werden, soweit dies für ein geordnetes Zusam-

menleben in der Anstalt erforderlich ist. § 12 

Absatz 2 und die §§ 32, 43 Absatz 1 bleiben 

unberührt. 

(2) Personenbezogene Daten, die den in § 203 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 5 des Straf-

gesetzbuches genannten Personen von Gefan-

genen als Geheimnis anvertraut oder über Ge-

fangene sonst bekannt geworden sind, unter-

liegen auch gegenüber der Vollzugsbehörde 

der Schweigepflicht. Die in § 203 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1, 2 und 5 des Strafgesetzbu-

ches genannten Personen haben sich gegen-

über der Anstaltsleitung zu offenbaren, soweit 

dies auch unter Berücksichtigung der Interes-

sen der Gefangenen an der Geheimhaltung der 

personenbezogenen Daten zur Verhinderung 

von Selbstverletzungen, zur Abwehr von er-

heblichen Gefahren für Leib oder Leben ande-

rer Gefangener oder Dritter oder zur Abwehr 

§ 33 

Schutz besonderer Daten 

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Be-

kenntnis Gefangener und personenbezogene 

Daten, die anlässlich medizinischer Untersu-

chungen erhoben worden sind, sowie andere 

personenbezogene Daten besonderer Katego-

rien dürfen in der Anstalt nicht allgemein 

kenntlich gemacht werden. Andere personen-

bezogene Daten über Gefangene dürfen inner-

halb der Anstalt allgemein kenntlich gemacht 

werden, soweit dies für ein geordnetes Zusam-

menleben in der Anstalt erforderlich ist. § 12 

Absatz 2 und die §§ 32, 43 Absatz 1 bleiben 

unberührt. 

(2) Personenbezogene Daten, die den in § 203 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 56 des Straf-

gesetzbuches genannten Personen von Gefan-

genen als Geheimnis anvertraut oder über Ge-

fangene sonst bekannt geworden sind, unter-

liegen auch gegenüber der Vollzugsbehörde 

der Schweigepflicht. Die in § 203 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 1, 2 und 56 des Strafgesetzbu-

ches genannten Personen haben sich gegen-

über der Anstaltsleitung zu offenbaren, soweit 

dies auch unter Berücksichtigung der Interes-

sen der Gefangenen an der Geheimhaltung der 

personenbezogenen Daten zur Verhinderung 

von Selbstverletzungen, zur Abwehr von er-

heblichen Gefahren für Leib oder Leben ande-

rer Gefangener oder Dritter oder zur Abwehr 
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der Gefahr erheblicher Straftaten im Einzelfall 

erforderlich ist. Die Ärztin oder der Arzt ist 

zur Offenbarung ihr oder ihm im Rahmen der 

allgemeinen Gesundheitsfürsorge bekannt ge-

wordener Geheimnisse befugt, soweit dies für 

die Aufgabenerfüllung der Vollzugsbehörde 

unerlässlich oder zur Abwehr von erheblichen 

Gefahren für Leib oder Leben Gefangener o-

der Dritter erforderlich ist. Sonstige Offenba-

rungsbefugnisse bleiben unberührt. Gefan-

gene sind vor der Erhebung von personenbe-

zogenen Daten über die nach den Sätzen 2 und 

3 bestehenden Offenbarungsbefugnisse zu un-

terrichten. 

(3) Die nach Absatz 2 offenbarten Daten dür-

fen nur für den Zweck, für den sie offenbart 

wurden oder für den eine Offenbarung zuläs-

sig gewesen wäre, und nur unter denselben 

Voraussetzungen verarbeitet werden, unter de-

nen eine in § 203 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 

5 des Strafgesetzbuches genannte Person 

selbst hierzu befugt wäre. Die Anstaltsleitung 

kann unter diesen Voraussetzungen die unmit-

telbare Offenbarung gegenüber bestimmten 

Bediensteten allgemein zulassen. 

(4) Sofern Ärztinnen oder Ärzte oder Psycho-

loginnen oder Psychologen außerhalb des 

Vollzuges mit der Untersuchung oder Behand-

lung Gefangener beauftragt werden, gilt Ab-

satz 2 mit der Maßgabe entsprechend, dass die 

beauftragte Person auch zur Unterrichtung des 

ärztlichen Dienstes der Anstalt oder der in der 

Anstalt mit der Behandlung der betroffenen 

Gefangenen betrauten Person des psychologi-

schen Dienstes befugt ist. 

(5) Behandeln die in § 203 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1, 2 und 5 des Strafgesetzbuches ge-

nannten Personen gleichzeitig oder nacheinan-

der dieselben Gefangenen, so unterliegen sie 

im Verhältnis zueinander nicht der Schweige-

pflicht und sind zur umfassenden gegenseiti-

gen Information und Auskunft verpflichtet, 

soweit dies zum Zwecke einer zielgerichteten 

gemeinsamen Behandlung erforderlich ist und 

1. eine wirksame Einwilligung der Gefange-

nen vorliegt oder 

der Gefahr erheblicher Straftaten im Einzelfall 

erforderlich ist. Die Ärztin oder der Arzt ist 

zur Offenbarung ihr oder ihm im Rahmen der 

allgemeinen Gesundheitsfürsorge bekannt ge-

wordener Geheimnisse befugt, soweit dies für 

die Aufgabenerfüllung der Vollzugsbehörde 

unerlässlich oder zur Abwehr von erheblichen 

Gefahren für Leib oder Leben Gefangener o-

der Dritter erforderlich ist. Sonstige Offenba-

rungsbefugnisse bleiben unberührt. Gefan-

gene sind vor der Erhebung von personenbe-

zogenen Daten über die nach den Sätzen 2 und 

3 bestehenden Offenbarungsbefugnisse zu un-

terrichten. 

(3) Die nach Absatz 2 offenbarten Daten dür-

fen nur für den Zweck, für den sie offenbart 

wurden oder für den eine Offenbarung zuläs-

sig gewesen wäre, und nur unter denselben 

Voraussetzungen verarbeitet werden, unter de-

nen eine in § 203 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 

56 des Strafgesetzbuches genannte Person 

selbst hierzu befugt wäre. Die Anstaltsleitung 

kann unter diesen Voraussetzungen die unmit-

telbare Offenbarung gegenüber bestimmten 

Bediensteten allgemein zulassen. 

(4) Sofern Ärztinnen oder Ärzte oder Psycho-

loginnen oder Psychologen außerhalb des 

Vollzuges mit der Untersuchung oder Behand-

lung Gefangener beauftragt werden, gilt Ab-

satz 2 mit der Maßgabe entsprechend, dass die 

beauftragte Person auch zur Unterrichtung des 

ärztlichen Dienstes der Anstalt oder der in der 

Anstalt mit der Behandlung der betroffenen 

Gefangenen betrauten Person des psychologi-

schen Dienstes befugt ist. 

(5) Behandeln die in § 203 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1, 2 und 56 des Strafgesetzbuches ge-

nannten Personen gleichzeitig oder nacheinan-

der dieselben Gefangenen, so unterliegen sie 

im Verhältnis zueinander nicht der Schweige-

pflicht und sind zur umfassenden gegenseiti-

gen Information und Auskunft verpflichtet, 

soweit dies zum Zwecke einer zielgerichteten 

gemeinsamen Behandlung erforderlich ist und 

1. eine wirksame Einwilligung der Gefange-

nen vorliegt oder 
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2. sie in Bezug auf die betreffenden Gefange-

nen nicht mit anderen Aufgaben im Vollzug 

betraut sind. 

2. sie in Bezug auf die betreffenden Gefange-

nen nicht mit anderen Aufgaben im Vollzug 

betraut sind. 

§ 38 

Benachrichtigung 

(1) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenom-

mene Erhebung personenbezogener Daten o-

der eine Übermittlung von Daten zu Zwecken, 

zu denen sie nicht erhoben worden sind, wer-

den die Gefangenen und andere betroffene 

Personen unter Angabe dieser Daten benach-

richtigt. Diese Benachrichtigung enthält neben 

den in § 37 aufgeführten Angaben die folgen-

den weiteren Angaben:  

1. die Rechtsgrundlage der Verarbeitung, 

2. die für die Daten geltenden Löschfristen o-

der, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien 

für die Festlegung dieser Dauer und 

3. die Empfänger der personenbezogenen Da-

ten. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 dürfen die 

Vollzugsbehörden die Benachrichtigung auf-

schieben, einschränken oder unterlassen, so-

weit und solange die Benachrichtigung  

1. die Erfüllung der vollzuglichen Zwecke ge-

fährden würde, 

2. Verfahren zum Zweck der Verhütung, der 

Ermittlung, der Aufdeckung oder der Verfol-

gung von Straftaten oder Ordnungswidrigkei-

ten oder der Strafvollstreckung gefährden 

würde, 

3. die öffentliche Sicherheit gefährden würde, 

4. dem Wohl des Bundes oder eines Landes 

Nachteile bereiten würde oder 

5. die Rechte einer anderen Person gefährden 

oder beeinträchtigen würde 

und das Geheimhaltungsinteresse das Infor-

mationsinteresse der betroffenen Person über-

wiegt. 

 

 

 

§ 38 

Benachrichtigung 

(1) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenom-

mene Erhebung personenbezogener Daten o-

der eine Übermittlung von Daten zu Zwecken, 

zu denen sie nicht erhoben worden sind, wer-

den die Gefangenen und andere betroffene 

Personen unter Angabe dieser Daten benach-

richtigt. Diese Benachrichtigung enthält neben 

den in § 37 aufgeführten Angaben die folgen-

den weiteren Angaben:  

1. die Rechtsgrundlage der Verarbeitung, 

2. die für die Daten geltenden Löschfristen o-

der, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien 

für die Festlegung dieser Dauer und 

3. die Empfänger der personenbezogenen Da-

ten. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 dürfen die 

Vollzugsbehörden die Benachrichtigung auf-

schieben, einschränken oder unterlassen, so-

weit und solange die Benachrichtigung  

1. die Erfüllung der vollzuglichen Zwecke ge-

fährden würde, 

2. Verfahren zum Zweck der Verhütung, der 

Ermittlung, der Aufdeckung oder der Verfol-

gung von Straftaten oder Ordnungswidrigkei-

ten oder der Strafvollstreckung gefährden 

würde, 

3. die öffentliche Sicherheit gefährden würde, 

4. dem Wohl des Bundes oder eines Landes 

Nachteile bereiten würde oder 

5. die Rechte einer anderen Person gefährden 

oder beeinträchtigen würde 

und das Geheimhaltungsinteresse das Infor-

mationsinteresse der betroffenen Person über-

wiegt. Eine Benachrichtigung unterbleibt fer-

ner, wenn der Aufwand der Benachrichtigung 

außer Verhältnis zum Schutzzweck steht und 

keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 

überwiegende schutzwürdige Interessen der 

betroffenen Person beeinträchtigt werden. 
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(3) Bezieht sich die Benachrichtigung auf die 

Übermittlung personenbezogener Daten an die 

Staatsanwaltschaft, Polizeibehörden, Landes-

finanzbehörden, soweit diese personenbezo-

gene Daten in Erfüllung ihrer gesetzlichen 

Aufgaben im Anwendungsbereich der Abga-

benordnung zur Überwachung und Prüfung 

speichern, Verfassungsschutzbehörden des 

Bundes und der Länder, den Bundesnachrich-

tendienst, den Militärischen Abschirmdienst 

und, soweit die Sicherheit des Bundes berührt 

wird, andere Behörden des Bundesministeri-

ums der Verteidigung, ist sie nur mit Zustim-

mung dieser Stellen zulässig. Dies gilt für die 

Erhebung personenbezogener Daten bei den in 

Satz 1 genannten Behörden entsprechend.  

(4) In den Fällen des Absatzes 2 gilt § 39 Ab-

satz 5, 6 und 8 entsprechend.  

(3) Bezieht sich die Benachrichtigung auf die 

Übermittlung personenbezogener Daten an die 

Staatsanwaltschaft, Polizeibehörden, Landes-

finanzbehörden, soweit diese personenbezo-

gene Daten in Erfüllung ihrer gesetzlichen 

Aufgaben im Anwendungsbereich der Abga-

benordnung zur Überwachung und Prüfung 

speichern, Verfassungsschutzbehörden des 

Bundes und der Länder, den Bundesnachrich-

tendienst, den Militärischen Abschirmdienst 

und, soweit die Sicherheit des Bundes berührt 

wird, andere Behörden des Bundesministeri-

ums der Verteidigung, ist sie nur mit Zustim-

mung dieser Stellen zulässig. Dies gilt für die 

Erhebung personenbezogener Daten bei den in 

Satz 1 genannten Behörden entsprechend.  

(4) In den Fällen des Absatzes 2 gilt § 39 Ab-

satz 5, 6 und 8 entsprechend. 

§ 47 

Inkrafttreten, Übergangsvorschrift 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-

kündung in Kraft.  

(2) Abweichend von § 35 gelten bis zum 6. 

Mai 2023 für vor dem 6. Mai 2016 bereits ein-

geführte Verfahren zur automatisierten Verar-

beitung von personenbezogenen Daten die 

Vorschriften über Protokollierungen nach § 10 

Absatz 2 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-

Westfalen in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 9. Juni 2000 (GV. NRW. S. 542). 

 

 

 

(3) Die Landesregierung berichtet dem Land-

tag bis zum 31. Dezember 2023 über die mit 

dem Gesetz gemachten Erfahrungen. 

§ 47 

Inkrafttreten, Übergangsvorschrift 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-

kündung in Kraft.  

(2) Abweichend von § 35 gelten bis zum 6. 

Mai 2023 für vor dem 6. Mai 2016 bereits ein-

geführte Verfahren zur automatisierten Verar-

beitung von personenbezogenen Daten die 

Vorschriften über Protokollierungen nach § 10 

Absatz 2 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-

Westfalen in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 9. Juni 2000 (GV. NRW. S. 542). 

In außergewöhnlichen Umständen kann ein 

Verfahren im Sinne von Satz 1 spätestens bis 

zum 5. Mai 2026 angepasst werden, wenn 

sonst schwerwiegende Schwierigkeiten für 

den Betrieb dieses automatisierten Verarbei-

tungssystems entstehen würden. 

(3) Die Landesregierung berichtet dem Land-

tag bis zum 31. Dezember 2023 über die mit 

dem Gesetz gemachten Erfahrungen. 

 


